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1 Hintergrund und Zielstellung 
Die energetische Biomassenutzung leistet einen wichtigen Beitrag zu den Zielen der deutschen und 
europäischen Klimaschutzpolitik. Verschiedene politische Maßnahmen sowie hohe Ölpreise führten in 
der Vergangenheit zu einem dynamischen Ausbau der Bereitstellung von Bioenergie im Strom-, Wärme- 
und Mobilitätssektor. Gleichzeitig verstärkte sich das Interesse an der stofflichen Nutzung von 
nachwachsenden Rohstoffen. Die Nachfrage nach unterschiedlichsten Biomassefraktionen nahm deutlich 
zu, wodurch existierende Biomassemärkte neue Impulse erfuhren und auf regionaler als auch 
internationaler Ebene neue Biomassemärkte entstanden.  
Die Verknüpfung der Biomassebereitstellung mit der Land- und Forstwirtschaft sowie nachgelagerten 
Sektoren birgt ein Konfliktpotenzial um das verfügbare Biomasseangebot und den für den 
Biomasseanbau erforderlichen Ressourcen wie zum Beispiel landwirtschaftliche Fläche. In der 
Öffentlichkeit ist die Diskussion um die Konkurrenz zwischen der energetischen Biomassenutzung und 
der Nahrungsmittelproduktion oder der stofflichen Nutzung von Holz bereits entbrannt. Eine nach wie 
vor wachsende Weltbevölkerung führt in Zukunft dazu, dass der Bedarf nach diesen Ressourcen weiter 
zunehmen wird. Allerdings steigt auch die Gefahr von Konkurrenzen zur stofflichen Nutzung und der 
Nahrungsmittelversorgung, sowie das Risiko negativer Auswirkungen in Bezug auf Natur- und 
Umweltschutz wird größer.  
Allerdings sind potenzielle Nutzungskonkurrenzen nicht zwingend negativ zu bewerten sind. Drohende 
Nutzungskonkurrenzen bieten in vielen Fällen Anreize, die Ressourcen Biomasse und Fläche effizienter 
zu nutzen bzw. durch Biomassesubstitution die energetische Biomassenutzung zu optimieren. Dies 
erfordert bei der Weiterentwicklung von Strategien zum Ausbau der Bioenergie, dass einerseits 
Konkurrenzen frühzeitig erkannt und ihnen adäquat Rechnung getragen werden. Des Weiteren muss der 
Markt – also Angebot und/oder Nachfrage – auf Konkurrenzsituationen reagieren können, damit diese 
gering ausfallen bzw. vermieden werden können.  
Das Bundesministerium für Naturschutz, Umwelt und Reaktorsicherheit BMU und der Projektträger 
Jülich PtJ haben das DBFZ und das IUP damit beauftragt, die strategischen Hemmnisse beim weiteren 
Ausbau der energetischen Biomassenutzung zu identifizieren und Lösungsansätze zur Vermeidung dieser 
zu entwickeln. Ausgehend von der aktuellen Datenbasis und dem bestehenden Kenntnisstand erstreckt 
sich der Betrachtungszeitraum des Vorhabens bis zum Jahr 2030. Im Fokus des Forschungsvorhabens 
stehen die Erarbeitung und Analyse der nachfolgend genannten Aspekte:  
 Erstellung einer umfassenden Datenbasis im Bereich Energiegewinnung aus Biomasse, welche 
die Rahmenbedingungen, Potenziale und die Biomassenutzung im energetischen und stofflichen 
Bereich umfasst. 
 Analyse und Identifikation der Konkurrenzfelder sowie der maßgeblichen Einflussfaktoren im 
Bereich der Flächennutzung, der Biomassenutzung und der Nutzung von Bioenergieträgern. 
 Szenarien zur zukünftigen Entwicklung der Biomassenutzung in Deutschland unter 
Berücksichtigung der identifizierten Nutzungskonkurrenzen und den daraus ableitbaren 
Wechselwirkungen. 
 Analyse der Szenarien hinsichtlich des Handlungsspielraums zur Vermeidung bzw. Lösung von 
Konkurrenzfeldern und Zielkonflikten bei der energetischen Biomassenutzung. 
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 Abschätzung der potenziellen Auswirkungen des weiteren Ausbaus der energetischen 
Biomassenutzung auf den Natur- und Umweltschutz und die Entwicklung von 
Handlungsempfehlungen zur Vermeidung von Zielkonflikten. 
Die inhaltlichen Schwerpunkte des DBFZ lagen dabei bei der Schaffung einer breiten Datenbasis zu 
Biomassepotenzialen und -nutzung, der Identifikation von bestehenden und potenziellen 
Konkurrenzfeldern und der Darstellung von maßgeblichen Einflussfaktoren auf die energetische 
Biomassenutzung. Die Darstellung aktueller und bereits bekannter Wirkungen auf den Naturschutz sowie 
eine Übersicht über das entsprechende Fachrecht und Verordnungen erfolgte durch das IUP. Des 
Weiteren wurden im Rahmen des Vorhabens drei Workshops abgehalten, welche zur Erarbeitung der 
Möglichkeiten der Minimierung negativer Umwelteffekte und potenzielle Synergieeffekte beim 
Energiepflanzenanbau und der Waldbewirtschaftung durch Vertreter von Behörden und Verbänden des 
Naturschutzes sowie der Umweltplanung dienten.  
Der vorliegende Bericht fasst die bisher vorgelegten Berichte 1 und Workshopergebnisse zusammen und 
beinhaltet die folgenden Aspekte: 
 Kapitel 2: Es werden ausgehend vom Stand der Biomassenutzung in Deutschland die 
Rahmenbedingungen und Politikfelder der energetischen Biomassenutzung dargestellt.  
 Kapitel 3: In diesem Kapitel wird die Methode zur Analyse der Konkurrenzfelder im Bereich 
Bioenergie und mit dem Natur-/Umweltschutz sowie der Szenarienentwicklung beschrieben. 
 Kapitel 4: Ausgehend vom Nutzungsstand werden in diesem Kapitel die Ergebnisse der 
Konkurrenzfeldanalyse Bioenergie für Strom, Wärme und Biokraftstoffe aufgezeigt. 
 Kapitel 5: Dieses Kapitel stellt die Ergebnisse der Konkurrenzfeldanalyse der Rohstoffbasis 
für die Bereiche Holzmarkt, Agrarprodukte, Flächen und Energieträger dar. 
 Kapitel 6: In diesem Kapitel werden die Nutzungskonkurrenzen im Hinblick auf den Natur- 
und Umweltschutz für die Bereiche Landwirtschaft, Landschaftspflege und Forstwirtschaft 
beschrieben. 
 Kapitel 7: Die Ergebnisse der Szenarienanalyse 2030 sind in den Abschnitten 7.2 – 7.7 in 
Bezug auf die Konkurrenzebenen und dem Natur-/Umweltschutz dargestellt.  
 Kapitel 8: Dieses Kapitel umfasst die Handlungsempfehlungen des DBFZ zur Vermeidung von 
Nutzungskonkurrenzen beim weiteren Ausbau der energetischen Biomassenutzung.  
 Kapitel 9: Das IUP gibt in diesem Kapitel Handlungsempfehlungen zur Weiterentwicklung 
bestehender Verordnungen und Anreize, die in besonderem Bezug zu natur- und 
umweltschutzrelevanten Aspekten stehen. 
 
                                                     
1 Vor allem die im 1. Zwischenbericht des Vorhabens vom Februar 2009 gesammelten Erkenntnisse und Ergebnisse 
wurden in die Politikberatung miteinbezogen, wie z. B. die Unterstützung bei der Erarbeitung des Nationalen 
Aktionsplans für Erneuerbare Energien (nREAP) im Bereich der Biomasse   
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2 Rahmenbedingungen und Politikfelder 
2.1 Stand der Biomassenutzung in Deutschland 
Bioenergie stellt eine Option der Bereitstellung erneuerbarer Energien dar. Sie wird zur Strom-, Wärme- 
und Kraftstoffbereitstellung genutzt.  
In Deutschland wurden im Jahr 2007 (Bezugsjahr der Szenarienanalyse) rund 46 % des 
Bioenergieverbrauchs und damit rund 270 PJ/a durch Energiepflanzen bereitgestellt. Insgesamt lag der 
Bioenergieverbrauch bei rund 600 PJ/a, was einem Anteil von 4,3 % am gesamten 
Primärenergieverbrauch (14.000 PJ/a) entspricht. Die nachfolgende Tabelle 1 zeigt die Aufteilung der 
Bioenergie am Primärenergieverbrauch (PEV) in Bezug auf Ackerflächennutzung für den 
Energiepflanzenanbau in Deutschland im Vergleich mit den Daten für die EU und weltweit.  
Tabelle 1: Kenndaten zu Bioenergienutzung und zum erforderlichen Ackerflächenbedarf in Deutschland, der EU 
und weltweit (nach /14//43//63//87//88//101//104//120/ 
Deutschland EU Welt
595 3.495 49.649
in PJ 273 448 1.807
in % 45,9 12,8 3,6
im Jahr 2007 2006 2005





gesamt 1.771.000 4.000.000 21.000.000






Bioenergie am PEV 





Die Entwicklung der Biomassenutzung in Deutschland ist in vielen Bereichen mit denen der 
europäischen Union vergleichbar. Bezogen auf das Biomassepotenzial wurden im Jahr 2007 etwas über 
die Hälfte des deutschen Biomassepotenzials genutzt (siehe Abbildung 1). Es stellt das Potenzial aus den 
landwirtschaftlichen Flächenpotenzialen bzw. aus den daraus abgeleiteten Energiepflanzenpotenzialen 
einschließlich des Potenzials an Grünland, den Potenzialen der Ernterückstände aus der Landwirtschaft, 
den forstwirtschaftlichen Potenzialen sowie dem Potenzial organischer Nebenprodukte dar.  
Ein großer Anteil des Brennstoffpotenziales ist Wald(rest)holz, welches vorrangig zur 
Wärmebereitstellung genutzt wird. Weiterhin nennenswert ist das hohe und perspektivisch noch 
steigende Energiepflanzenpotenzial. Weiterhin finden in geringem Umfang Biomasse- und 
Bioenergieträgerimporte statt, die jedoch in den letzten Jahren erheblich zugenommen haben. Auch der 
Nutzungsstand und der Importanteil lagen 2007 in einer ähnlichen Größenordnung wie in Europa 
insgesamt. 
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Abbildung 1: Potenziale und Nutzungsstand für Deutschland (Potenziale hier angegeben als Spanne bei 
2 bis 2,8 Mio. ha Ackerfläche) /230/  
 
2.2 Politikfelder und Ausbauziele 
Die Bereitstellung und Nutzung von Bioenergie bzw. den Anbau von Energiepflanzen wird durch 
unterschiedliche Regelungen und Vereinbarungen im Bereich der Umwelt-, Energie-, Agrar- und 
Wirtschaftspolitik beeinflusst. Diese können sich in ergänzender oder auch konkurrierender Art und 
Weise beeinflussen, da zum Teil unterschiedliche Ziele verfolgt werden. 
In Hinblick auf die Bioenergienutzung und die Energiepflanzenproduktion spielen mehrere 
Politikbereiche zusammen. Tabelle 2 gibt einen schematisch vereinfachten Überblick über die 
grundlegenden Ziele und Ansatzstellen dieser Politiken sowie die grundsätzliche Verankerung der Ziele 
in den Politiken der betrachteten Staaten2. Es wird deutlich, dass die grundlegenden Ziele der 
unterschiedlichen Politiken zum Teil widersprüchlich und die Verankerung der Ziele in den Politiken der 
betrachteten Länder unterschiedlich stark sind: So besitzt z. B. der Aspekt der Versorgungssicherheit in 
allen betrachteten Ländern eine sehr hohe Bedeutung, während klimapolitische Aspekte vor allem in der 
Europäischen Union formuliert und mit entsprechenden Instrumenten ausgestattet sind, während sie in 
den außereuropäischen Staaten teilweise nur programmatisch gesetzt sind bzw. genannt werden.  
Agrar- und wirtschaftspolitische Aspekte der Bioenergieförderung finden sich in allen betrachteten 
Ländern, jedoch mit unterschiedlichen Zielausrichtungen (z. B. Armutsbekämpfung in Indien, 
                                                     
2 Ausführliche Angaben im ersten Zwischenbericht 
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Technologieentwicklung in den Industrienationen), während z. B. Biodiversitätsaspekte bisher nur 
lückenhaft oder programmatisch zu finden sind. 
Tabelle 2: Politikbereiche, Zielstellungen und deren Bedeutung in den betrachteten Ländern 
Politikbereich 



































































Die folgende Abbildung 2 zeigt die Ansatzpunkte der unterschiedlichen Politiken auf die Systeme 
„Bioenergie“ und „Energiepflanzen“ im Kontext der Erneuerbaren Energien, sowie die 
Umsetzungsinstrumente beispielhaft für Deutschland. International bilden das Klimarahmenabkommen 
mit den Minderungszielen des Kyoto-Protokolls, die Biodiversitäts-Konvention und die agrarpolitisch 
relevanten Vereinbarungen des GATT und der WTO die Rahmenbedingungen für den Ausbau der 
Bioenergie und die Produktion von nachwachsenden Rohstoffen. Der Umwelt- und Klimaschutz fordert 
u. a. den Ausbau erneuerbarer Energien und beeinflusst die Systeme „Bioenergie“ und 
„Energiepflanzen“ damit nur indirekt – dezidierte Zielvorgaben für Bioenergie bestehen hier in der Regel 
nicht.  




Abbildung 2: Einfluss internationaler, europäischer und nationaler Politiken auf die Bioenergie- und 
Energiepflanzenproduktion 
Unter Berücksichtigung der technischen Möglichkeiten basieren dabei Kraftstoffe ausschließlich und 
Wärme überwiegend auf biogenen Rohstoffen, während im Strombereich ein Mix an unterschiedlichen 
Energieträgern aufzufinden ist; damit wirkt sich die allgemeine Förderung der erneuerbaren Energien bei 
den verschiedenen Energieträgern Strom , Wärme und Kraftstoff in unterschiedlichem Maße auf das 
System Bioenergie aus.  
Der Energiepflanzenanbau wird in diesem Kontext zum einen durch die Agrarpolitik direkt beeinflusst, 
die diesen durch die Zahlung einer Energiepflanzenprämie direkt fördert. Zum anderen bewirkt die 
Umsetzung der energiepolitischen Ziele eine Förderung der Kraftstoffbereitstellung, die – aus 
technischen Gründen – bisher nur durch die Nutzung von Energiepflanzen realisiert werden kann. Damit 
stellt die Biokraftstoffförderung gegenwärtig ebenfalls eine starke (mittelbare) Energiepflanzenförderung 
dar. 
Zielsetzung für Strom, Wärme und Biokraftstoffe in Deutschland 
Für Deutschland beträgt in diesem Zusammenhang das nationale Gesamtziel (EU Directive 2009/28/EG) 
für den Anteil von Energie aus erneuerbaren Quellen am Endenergieverbrauch 18 % im Jahr 2020. Der 
Nationale Aktionsplan für erneuerbare Energie (nREAP) für Deutschland hält einen Anteil von 19,6 % 
am Bruttoendenergieverbrauch unter der derzeit erwarteten Entwicklung für erreichbar.  
Das Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) verfolgt das Ziel, den Anteil Erneuerbarer Energien an der 
Stromversorgung bis zum Jahr 2020 auf mindestens 30 % und danach kontinuierlich weiter zu erhöhen. 
Im nREAP wird geschätzt, dass der Anteil der erneuerbaren Energien im Stromsektor bis 2020 38,6% 
betragen könnte. 
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Mit dem Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) wird das Ziel verfolgt, dazu beizutragen, den 
Anteil Erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch für Wärme und Kälte bis zum Jahr 2020 auf 
14 % zu erhöhen. Unter der erwarteten Entwicklung (nREAP) wird der Anteil im Wärme-/Kältesektor 
bis 2020 auf 15,5 % geschätzt. 
Nach der Directive 2009/28/EG wird ein von allen Mitgliedstaaten zu erreichendes verbindliches 
Mindestziel von 10 % für den Anteil am Gesamtkraftstoffverbrauch bis 2020 festgelegt. Nach BImSchG 
gilt ein Mindestanteil von Biokraftstoff an der Gesamtmenge in Verkehr gebrachten Kraftstoffs von 
6,25 %. bis 2014. Ab 2015 gilt nicht mehr der Mindestanteil, sondern es ist ein Mindestanteil Otto- und 
Dieselkraftstoff ersetzenden Biokraftstoffs in Verkehr zu bringen, durch den der Treibhausgasanteil der 
Gesamtmenge Otto- und Dieselkraftstoffs zuzüglich des Otto- oder Dieselkraftstoff ersetzenden 
Biokraftstoffs stufenweise um i) ab dem Jahr 2015 um 3 Prozent, ii) ab dem Jahr 2017 um 4,5 Prozent 
und ab dem Jahr 2020 um 7 Prozent gesenkt wird. Dies entspricht rechnerisch voraussichtlich einem 
energetischen Biokraftstoffanteil von 12 bis 13 Prozent (nach www.bmelv.de). Die Erwartungen des 
nREAP gehen demgegenüber von einem Anteil von 13,2 % erneuerbarer Energien im Verkehrssektor 
aus.  
Weitere Nachfrage nach Biomasse kann bei steigenden Preisen für CO2-Zertifikate von Seiten der 
fossilen Kraftwerke für die Zufeuerung entstehen. Diese ist allerdings in der Entwicklung ungewiss.  
Die politischen Zielstellungen, die aktuelle Nutzung und die Förderung von Bioenergie zeigen deutlich, 
dass diese Form der Energiebereitstellung bereits heute eine wesentliche Rolle im nationalen und 
internationalen Bereich eingenommen hat. Darüber hinaus wird deutlich, dass auch in naher Zukunft mit 






3.1 Analyse der Konkurrenzfelder im Bereich Bioenergie 
Die bestehenden und erwarteten Konkurrenzfelder, d.h. Konkurrenzen um Fläche, Biomasse und 
Bioenergieträger, werden ausgehend von der Energienachfrage analysiert (Abbildung 3). Im ersten 
Schritt erfolgt zunächst eine Bestandsaufnahme für das Jahr 2007, d. h. die Ermittlung der gegenwärtigen 
Nachfrage (Bioenergieeinsatz) in den verschiedenen Sektoren (Strom, Kraftstoff, Wärme) und welcher 
Rohstoff- und Flächenanspruch für die Bereitstellung heimischer Biomassen daraus hervorgeht.  
Die quantitative Abschätzung der künftigen Nutzung erfolgt anhand des so genannten Basis-Szenario 
(vgl. Kapitel 3.3und Kapitel 7.1) welches für diesen ersten Arbeitsschritt zunächst bis zum Jahr 2020 











































Abbildung 3: Methode zur Darstellung der Konkurrenzfelder 
In einem zweiten Schritt erfolgt die Analyse der für die Bereitstellung der Bioenergieträger relevanten 
Rohstoffmärkte Holz und Agrarprodukte. Dazu wird die gegenwärtige bzw. zukünftige Nachfrage nach 
Bioenergieträgern in einem entsprechenden Rohstoffbedarf übersetzt. Bei der Betrachtung der 
Rohstoffmärkte werden die stoffliche Nutzung - als konkurrierende Nachfrage - und deren weitere 
Entwicklung ebenfalls fortgeschrieben. Biogene Reststoffe, die ebenfalls als Rohstoffe für die 
energetische Nutzung zur Verfügung stehen, werden nicht gesondert untersucht, da ein gezielter 
Marktausbau (d. h. Erhöhung der Produktion) nicht möglich ist. Ungenutzte Reststoffpotenziale fließen 
jedoch als Substitutionspotenzial ein. Klärschlamm und Siedlungsabfälle werden dabei, trotz eines 
nennenswerten Potenzials, nicht berücksichtigt, da sie in den wesentlichen konkurrenzträchtigen 
Biomassenutzungsoptionen nicht eingesetzt werden können. Das Substitutionspotenzial wird im nächsten 
Schritt zusammen mit Importpotenzialen und der Möglichkeit der Produktionsausweitung zur 




Im Bereich der Biomassemärkte können Konkurrenzen darüber hinaus über Biomasseimporte oder 
Ertragssteigerungen beim Anbau abgemildert werden. Hingegen wird der Einfluss auf das 
Konkurrenzfeld Flächen abgesehen von Ertragssteigerungen vor allem durch die Möglichkeit einer 
Flächenausweitung dargestellt. Die Konkurrenz um Endenergieträger wie Biogas, Biokraftstoffe oder 
Pellets kann über Importe verringert werden.  
Konkurrenzen zwischen Bioenergieträger und vergleichbaren Endenergieträger hängen – abgesehen von 
Fördermaßnahmen wie z. B. dem Marktanreizprogramm und der Einspeisevergütung für Strom aus 
Biomasse - im Besonderen von der Höhe der Rohölpreise ab. Bei steigenden Rohölpreisen verteuert sich 
die Energieerzeugung auf Basis fossiler Energieträger, sodass allgemein die Konkurrenzfähigkeit von 
Bioenergie zunimmt. Wie hoch die Konkurrenzfähigkeit verschiedener Bioenergieträger ist, lässt sich in 
den Preisobergrenzen für die Produktionsfaktoren Biomasse und Ackerfläche ausdrücken. 
Dazu werden auf Basis der bisherigen Entwicklungen Korrelationen zwischen dem internationalen 
Rohölpreis und dem Preis für fossile Energieträger in Deutschland erstellt (siehe Abbildung 4). Anhand 
dieser Korrelationen wird abgeleitet, welche Kraftstoffpreise bzw. Wärmegestehungskosten sich bei 
entsprechenden Rohölpreisen ergeben. Wiederum diese konkurrieren mit den Preisen für Biokraftstoffe 
und mit den Wärmegestehungskosten von Biomasseanlagen. Im Strommarkt ist diese Korrelation bisher 
kaum zu beobachten, da die Stromerzeugung aus Biomasse in starkem Maße von der Höhe der 
Stromvergütung abhängt. Anhand der so ermittelten Kraftstoffpreise, Wärmegestehungskosten und den 
EEG-Vergütungssätzen werden für die verschiedenen Biomassenutzungspfade eine Preisobergrenze in 
Abhängigkeit der Rohölpreise bzw. den EEG-Vergütungssätzen berechnet.  
 
Abbildung 4: Methode – Preisobergrenze für Biomasse in Abhängigkeit der Rohölpreise 
Für Biokraftstoffe sowie die Wärme- und Stromerzeugung aus Biomasse werden typische Modellfälle 
(siehe Anhang) herangezogen, deren Preisobergrenze für Biomasse in der Praxis deutlich abweichen 
können. Dabei werden zusätzliche Einflüsse der Rohölpreise auf die Produktionskosten der Bioenergie 
vernachlässigt. Schließlich erlaubt die Darstellung der Preisobergrenzen für Holz und Agrarprodukte in 
Abhängigkeit der Rohölpreise nicht nur eine Aussage über die Konkurrenzfähigkeit der Bioenergie in 
Bezug auf fossile Energieträger, sondern ermöglicht auch eine Abschätzung der Konkurrenzfähigkeit 
zwischen den verschiedenen Biomassenutzungspfade bei steigenden Preisen für Holz und 
Agrarprodukte. 
Die Zusammenführung des gesamten Biomassebedarfs der energetischen und stofflichen Nutzung und 




Biomasse entstehen könnten. Darauf aufbauend werden Substitutionspotenziale durch verstärkte 
Reststoffnutzung, Flächenausweitung und Importe diskutiert. Das Basis-Szenario liefert damit eine 
Einordnung der künftigen Biomassekonkurrenzen, wie sie ohne gezielte Maßnahmenanpassung erwartet 
werden kann. Darauf aufbauend wird ein Umwelt-Szenario entwickelt und entsprechende Maßnahmen 
zur Reduzierung der Konkurrenzfelder untersucht. 
3.2 Analyse der Konkurrenzfelder mit dem Natur-/Umweltschutz 
Ziel der Analyse ist die Erarbeitung und Formulierung von Empfehlungen und Lösungsstrategien zur 
Entschärfung möglicher Konfliktpotenziale zwischen dem Naturschutz und der weiteren Expansion der 
energetischen Biomassenutzung anhand allgemeiner naturschutzfachlicher Zielvorgaben. Diese 
Lösungsstrategien und Empfehlungen sollen überregional gültig sein, um so zur Modifizierung der 
naturschutzfachlichen Planungs- und Steuerungsinstrumente auf der EU- und Bundesebene beizutragen.  
Dazu wird zunächst die Intensität der einzelnen Konkurrenzen erfasst und bewertet. Hierzu werden der 
aktuell vorhandene Wissensstand über die Auswirkungen der Produktion von Biomasse zur 
energetischen Nutzung auf Natur und Landschaft durch die Analyse bereits abgeschlossener und derzeit 
laufender Forschungsprojekte aufgegriffen und ausgerichtet auf die Zielsetzung konkretisiert. Auf Grund 
der Komplexität der zu untersuchenden Thematik erfolgen die Analysen abstrakt (d. h. nicht konkret 
raum-/flächenbezogen) anhand allgemeiner naturschutzfachlicher Zielvorgaben.  
Auf dieser Basis und aufbauend auf dem Basis-Szenario (Kapitel 3.3) werden in einem weiteren 
Arbeitsschritt potenzielle, zukünftige Konkurrenzen der Biomasseproduktion zu den unterschiedlichen 
Zielen und Belangen des Naturschutzes herausgearbeitet. Aus den Ergebnissen wird der 
Steuerungsbedarf des Ausbaus der energetischen Biomassenutzung aus Sicht des Naturschutzes 
abgeleitet.  
In einem abschließenden Arbeitsschritt erfolgt eine Analyse der naturschutzfachlichen Planungs- und 
Steuerungsinstrumente im Hinblick auf ihren Beitrag zur Entstehung von Konkurrenzen und auf ihre 
Anwendbarkeit und Effektivität zur Minimierung der Konkurrenzsituationen zusammen mit der 
Untersuchung des politischen Handlungsbedarfs für eine Anpassung der vorhandenen Instrumente. 
Insbesondere werden hierbei formelle und informelle Instrumente, durch die der Biomasseanbau und der 
Bau von Bioenergieanlagen im raumplanerischen Sinne gesteuert und beeinflusst werden können, einer 
näheren Betrachtung unterzogen und eine Einschätzung bezüglich ihrer Eignung für die Minimierung 
von Konkurrenzen bzw. der Verstärkung von Synergien abgegeben. 
Parallel zu den genannten Arbeitsschritten wurden zwei Workshops durchgeführt mit dem Ziel der 
Herausarbeitung möglicher Wechselwirkungen zwischen der energetischen Biomassenutzung und dem 
Naturschutz, die sich durch die Ziele und Gesetzgebungen auf der EU- und Bundesebene ergeben, und 
der Diskussion von Lösungsstrategien zur Minimierung der Nutzungskonkurrenzen. Um weitere 
Expertenaussagen zu den sich zukünftig verstärkenden, den zukünftig neu entstehenden Konkurrenzen 
und Synergien sowie Lösungsansätze zur Minimierung der Konkurrenzen zu erhalten, wurde am 16. 
September 2008 in Hannover ein Workshop mit Vertretern des behördlichen Bereichs der Land- und 
Forstwirtschaft, der Umweltplanung und Landschaftspflege sowie mit Forschern und Promotoren aus 
den Bereichen Landwirtschaft, Energiepflanzenanbau, Energieholzanbau und Forstwirtschaft 




Internetseite des Deutschen BiomasseForschungsZentrums (DBFZ) zur Verfügung gestellt. Die 
Ergebnisse der Workshops fließen entsprechend der angegebenen Arbeitsschritte in die Arbeit ein.  
3.3 Szenarienanalyse 
In der Szenarienanalyse werden aufbauend auf Konkurrenzfeldanalyse und den ermittelten 
Handlungsoptionen zwei Mittelfristszenarien für den Zeitraum 2030 entwickelt. Die Entwicklung der 
beiden Szenarien „Basis“ und „Umwelt“ nimmt den Anlagenpark der Biomassekonversionsanlagen im 
Jahr 2007 und den daraus resultierenden Biomasse- und Flächenbedarf als Ausgangspunkt. Den 
Szenarien liegen die in Abb. 5 dargestellten Annahmen zu Grunde. Wie bereits in der 
Konkurrenzfeldanalyse werden Ebenen Bioenergie, Bioenergieträger, Biomasse und Fläche 
berücksichtigt. 
Allgemein ist das Basis-Szenario geprägt von einem geringen technischen Fortschritt, der sich in 
niedrigen Steigerungen der elektrischen und thermischen Wirkungsgrade im Bereich der 
Biomassekonversion aber auch in geringer Reduzierung der THG-Emissionen von Biokraftstoffen 
niederschlägt. Dadurch verlieren heimische Biokraftstoffe allgemein und etablierte Biokraftstoffe 
insbesondere an Wettbewerbsfähigkeit. Die Dekarbonisierungsquote wird deshalb nach 2020 nicht 
erhöht. Weiterhin wird im Basis-Szenario von einer Trendfortschreibung im Bioenergieausbau 
ausgegangen, welcher sich in Abhängigkeit der Zahlungsbereitschaft für die Fläche bzw. Biomasse 
verringert.  
Das Umwelt-Szenario ist vom Erreichen der für Deutschland aufgestellten Nachhaltigkeitsziele geprägt. 
Die Natur- und Umweltschutzziele (vgl. Kapitel 7.1) werden erreicht und der technische Fortschritt 
verbessert. Es setzen sich Nutzungsoptionen durch, die die geringsten THG-Vermeidungskosten 
aufweisen. 
Die Szenarien unterscheiden sich in den in der Abb. 5 grau-gepunktet abgebildeten Einflussgrößen, 
welche sich auf die identifizierten Biomassekonkurrenzen konzentrieren. Diese 
Unterscheidungsmerkmale lassen sich grob wie folgt kategorisieren: 
 unterschiedlich große Anbauflächen für Biomasse 
 unterschiedliche Mobilisierung von landwirtschaftlichen Reststoffen (Stroh, Gülle) sowie 
Graslandaufwuchs 
 unterschiedliche Dynamik im technischen Fortschritt 
 unterschiedliche Biokraftstoffquoten 











Abbildung 5: Übersicht über Annahmen, Variablen und Ergebnisgrößen der Szenarienanalyse 
Die grau-schraffierten Felder (in den Sprechblasen) der Abb. 5 stellen dabei die Annahmen dar, welche 
für beide Szenarien gleichermaßen gelten. Diese betreffen vor allem die Bereiche Rohstoffbasis, 
stoffliche Nutzung und Art der relevanten Biomassekonversionsanlagen.  
Flächen - und Biomassenutzung 2007

























































Ausbau der Bioenergie -
bereitstellung 
Ausbaudynamik in Abhängigkeit 









4 Konkurrenzfeldanalyse Bioenergie 
4.1 Nutzungsstand und Perspektiven von Biomasse im Strommarkt 
4.1.1 Feste Biomasse 
Anlagen- und Leistungsentwicklung 
Anlagenstand und Leistung zur Stromerzeugung aus fester Biomasse wurden in den letzten acht Jahren 
im Rahmen des EEG kontinuierlich ausgebaut. Im Jahr 2002 waren rund 80 Biomasse-(Heiz)Kraftwerke 
in Deutschland in Betrieb. Aus Abbildung 6 wird ersichtlich, dass sich die Zahl der Biomasse-
(Heiz)Kraftwerke bis zum Jahr 2007 auf 199 Anlagen - hauptsächlich aufgrund der Anreizwirkungen des 
EEG – mehr als verdoppelte /46/. Die installierte Leistung dieser Anlagen betrug rund 1.180 MWel. 
Darüber fallen auch vier Biomasse-(Heiz)Kraftwerke der Papier- und Zellstoffindustrie mit einer 
installierten Leistung von rund 160 MWel, die u. a. wegen ihrer Größe von über 20 MWel bislang nicht 




















































Anzahl > 5 MWel
Anzahl < 5 MWel
Anzahl < 0,5 MWel
el. Leistung
 
Abbildung 6: Entwicklung des Bestandes an Biomasse(Heiz)Kraftwerken in Deutschland (auf Basis von /46/) 
Biomasse- und Flächenbedarf 
Zum Betrieb der Stromerzeugungsanlagen wird nahezu ausschließlich holzartige Biomasse eingesetzt. 
Auf Basis der installierten Leistung beziffert sich der Brennstoffbedarf auf 85 – 113 PJ/a im Jahr 2007 
inklusive der vier Anlagen der Papier- und Zellstoffindustrie. Da in den Biomasse-(Heiz)Kraftwerken 
bislang überwiegend holzartige Reststoffe eingesetzt werden, ist der Flächenbedarf vernachlässigbar. 
4.1.2 Gasförmige Biomasse  
Anlagen- und Leistungsentwicklung 
Seit der Novellierung des EEG im Jahr 2004 nahmen die Anzahl und vor allem die installierte Leistung 
von Biogasanlagen stark zu. Ende 2007 waren etwa 3.750 Biogasanlagen mit einer el. Leistung von 
knapp 1.250 MWel in Betrieb. Die unter Berücksichtigung des über das Jahr verteilten Zubaus an 
Anlagen im Jahr 2007 erzeugte Strommenge beträgt ungefähr 7,5 TWhel bzw. rund 1,3 % des gesamten 




Aus Abbildung 7 wird deutlich, dass in den vergangenen 3 - 4 Jahren vermehrt Großanlagen in Betrieb 
genommen wurden bzw. die Kapazitäten bestehender Anlagen ausgebaut wurden. Die durchschnittliche 















































Anzahl > 500 kWel
Anzahl 70 - 500 kWel
Anzahl < 70 kWel
el. Leistung
 
Abbildung 7: Entwicklung der Biogasanlagenzahl und -leistung (auf Basis von /46/) 
Substrateinsatz und Flächenbedarf 
Das EEG 2004 setzte Anreize zur verstärkten Nutzung von Energiepflanzen in Biogasanlagen, wodurch 
der Anteil von nachwachsenden Rohstoffen stark auf 47 % anstieg und eine allgemeine Verschiebung 
des Substrateinsatzes in Biogasanlagen von Rückständen, Nebenprodukten und Abfällen hin zu 
Anbaubiomasse einsetzte. Unter den nachwachsenden Rohstoffen dominiert mit etwa 79 % der Einsatz 
von Mais, verstärkt findet auch Grassilage Verwendung (s. Abbildung 8). Gleichzeitig war ein Rückgang 
beim Einsatz von Getreide zu verzeichnen, der auf gestiegene Marktpreise für Getreide zurückzuführen 





Abbildung 8: Massebezogener Substrateinsatz in Biogasanlagen 2007 auf Basis von /46/) 
Der für den Anbau von nachwachsenden Rohstoffen für die Biogaserzeugung berechnete Flächenbedarf 
betrug laut Abschätzungen des Instituts für Energetik und Umwelt 500.000 – 550.000 ha im Jahr 2007 
/46/.  
4.1.3 Flüssige Biomasse  
Anlagen- und Leistungsentwicklung 
Die Stromerzeugung aus flüssiger Biomasse basiert überwiegend auf dem Einsatz von Pflanzölen wie 
Raps-, Soja- und Palmöl in Blockheizkraftwerken. Bis 2007 ist ein starker Ausbau auf etwa 397 MWel 
installierter Leistung zu verzeichnen, der allerdings seit Bekanntwerden der zweiten EEG-Novellierung 
und steigenden Rohstoffpreisen stagniert (s. Abbildung 9). Der Anlagenbestand ist gekennzeichnet durch 
eine hohe Anzahl von Kleinanlagen mit einer Leistung bis 100 kWel, allerdings beträgt die Leistung 






















































Anzahl > 1.000 kWel
Anzahl 100 - 1.000 kWel
Anzahl 10 - 100 kWel
Anzahl < 10 kWel
el. Leistung
 
Abbildung 9: Entwicklung des Anlagenbestandes Pflanzenöl betriebener BHKW /46/ 
Biomasse- und Flächenbedarf 
In Pflanzenöl-BHKW bis zu einer Leistung von 100 kWel wird überwiegend Rapsöl und in geringeren 
Mengen Sojaöl eingesetzt. Im größeren Leistungsbereich findet hauptsächlich Palmöl Verwendung (s. 
Abbildung 10). Insgesamt summiert sich der Biomassebedarf auf 25 PJ/a. Der aus dem Biomasseeinsatz 
abgeschätzte Flächenbedarf betrug 2007 für: 
 Rapsöl: 56.000 ha (bei durchschnittlichem Ölertrag von 1.300 l/ha) 
 Sojaöl: 28.000 ha (bei durchschnittlichem Ölertrag von 460 l/ha) 
 Palmöl: 180.000 ha (bei durchschnittlichem Ölertrag von 3.500 l/ha) 
Bisher wird ein Großteil der Pflanzenöle zur Nutzung in BHKW importiert, weshalb der inländische 
Flächenbedarf mit etwa 56.000 ha gering ausfällt /46/. 
 





Den größten Anteil an der Stromerzeugung aus Biomasse besitzen feste und gasförmige Biomasse, 
deutlich niedriger ist der Beitrag flüssiger Bioenergieträger. Dementsprechend verteilt sich auch der 
Biomassebedarf auf diese drei Bioenergiesysteme. Wie Tabelle 3 zeigt, ist der Anteil der 
Wärmeauskopplung der Pflanzenöl-BHKW mit rund 2 TWhth/a relativ hoch im Vergleich zu 
Biogasanlagen mit ca. 3 TWhth/a und Biomasse-(Heiz)Kraftwerken mit rund 4 TWhth/a.  










Anlagenzahl  199 3.764 2.726 5.264 
Installierte 
Leistung  MWel 1.179 1.232 397 2.808 
Stromerzeugung TWhel 5,4 – 6,4 7,5 2,8 16,7 
Wärmenutzung TWhth/a ~2,7 – 4,7
1 ~2,7 – 3,6 ~2,0 7,4 – 10,3 
Biomassebedarf PJ/a 85 – 113 (77)2 25 187 - 215 









1: Ohne die Wärmeauskopplung der Anlagen, die aufgrund ihrer Größe nicht zum Geltungsbereich des EEG 
gehören. 
2: Dargestellt ist das Gasbildungspotenzial der benötigten Biomasse; heizwertbezogen ist der Biomassebedarf 
höher, hat aber keine praktische Relevanz. 
 
Den größten inländischen Flächenbedarf zur Stromerzeugung wird für den Substratanbau für 
Biogasanlagen benötigt. Bei den Pflanzenöl-BHKW wird ein Großteil der Biomasse importiert, sodass 
der inländische Flächenbedarf nur etwa ein Fünftel dessen von Biogasanlagen beträgt und ein Großteil 
des Anbaus im Ausland stattfindet. Damit auch bei importierten Pflanzenölen die angestrebten 
Klimagaseinsparungen sicher erreicht werden, sollen künftig Herkunftsnachweise die Nachhaltigkeit der 
Rohstoffproduktion sicherstellen. Ab 2010 soll hierfür ein geeignetes Vorgehen verfügbar sein. 
Hingegen ist der Flächenbedarf von Biomasse-(Heiz)Kraftwerken aufgrund der fast ausschließlichen 
Reststoffnutzung vernachlässigbar. 
Die bisherige Entwicklung der Bioenergie im Strommarkt ist vor allem im Zusammenhang mit der 
Vergütung des eingespeisten Stromes nach dem EEG und der Entwicklung der Biomassepreise in diesem 
Zeitraum zu betrachten. In Abbildung 11 sind die Preisobergrenzen für Biomassen von verschiedenen 
Konversionstechnologien den Preisentwicklungen der Biomassen zwischen 2005 und 2008 
gegenübergestellt. Demnach wurden die maximal zahlbaren Biomassepreise für die exemplarisch 
ausgewählten Konversionstechnologien zum Teil deutlich überschritten. Dies ist vor allem im Bereich 
der Pflanzenöl-BHKW auf Basis von Raps der Fall und erklärt die Anlagenstilllegungen seit 2007. 
Bei Altholz, Maissilage und Hackschnitzeln übertrafen die Biomassepreise teilweise ebenfalls die 
Preisobergrenzen, allerdings war die Differenz geringer als bei Rapsöl. Infolgedessen waren vor allem 
Anlagenbetreiber, die keine oder wenig Wärme auskoppelten bzw. schlechte Lieferverträge für Biomasse 






Abbildung 11: Preisobergrenzen für Biomasse im Strommarkt 2005 – 2008 bei einem Rohölpreis von 80$/Barrel 
(HKW: Heizkraftwerk, DM: Dampfmotor, ORC: Organic Rankine Cycle, DT:Dampfturbine) 
 
4.2 Einflussfaktoren im Strommarkt 
4.2.1 Biomassepreise 
Allgemein war bei Biomasse seit 2005 ein Preisanstieg zu beobachten, der jedoch regional und 
biomassespezifisch unterschiedlich stark ausgeprägt war oder ist. Die Werte in Tabelle 4 bilden die 
Preisentwicklung für verschieden Biogassubstrate ab und zeigen, dass die Preise im betrachteten 
Zeitraum gestiegen sind und zum Teil große Preisunterschiede bestehen. Die Preisunterschiede gehen 
einerseits auf regional unterschiedliche Angebots- und Nachfragestrukturen und andererseits auf 
teilweise langfristige Lieferverträge zurück. Durch die Preissteigerungen kam es dazu, dass der NawaRo-
Bonus nach dem EEG 2004 für viele Biogasanlagenbetreiber nicht mehr zur Deckung der Substratkosten 
ausreichte, seit Herbst 2008 allerdings wieder gesunken ist. 
Tabelle 4: Entwicklung der Substratpreise für Biogasanlagen (Befragung IE) /46/ 




















Maissilage 23,5 15 - 35 26 15 - 40 30,5 23 - 44 
Getreide 101,8 95 - 110 112 70 - 150 164,3 85 - 230 
Getreide-
GPS 16 6 - 30 23 20 - 29 28,6 20 - 41 





Ein ähnliches Bild zeichnet sich im Altholzmarkt ab, wo seit der Einführung der EEG-Vergütung für aus 
Holz erzeugten Strom im Jahr 2000 die Altholzpreise stark anstiegen. Dieser Preisanstieg ist für die 
Althölzer der Kategorie A I und A IV in Abbildung 12 dargestellten, wobei die Preise regional stark 
variieren können. Seit einem Höchststand der Altholzpreise von etwas mehr als 30 €/t A I-Holz und ca. 
10 €/t A IV-Holz im Jahr 2007 gehen die Altholzpreise leicht zurück, bewegen sich jedoch immer noch 
deutlich über dem Niveau von 2002 /93/.  
 
Abbildung 12: Preisentwicklung für Altholz der Kategorien A I und A IV (Mittelwerte auf Basis von /52//93/) 
Bei Waldhackschnitzeln ist im betrachteten Zeitraum ebenfalls ein Preisanstieg zu beobachten. In 
Abbildung 12 ist ein Durchschnittswert für Waldhackschnitzel abgebildet, der allerdings die regionalen 
Preisunterschiede nicht widerspiegelt. Folglich stieg der durchschnittliche Preis für Waldhackschnitzel 
von ca. 50 €/t in 2003 auf knapp 80 €/t zur Mitte des Jahres 2008. Zu diesem Zeitpunkt lagen die Preise 
zwischen etwa 25 €/t und 100 €/t exklusive Umsatzsteuer und einem Wassergehalt von 35 % /52/. 
Wie Abbildung 13 zeigt, war im Pflanzenölmarkt zwischen 2005 und Mitte 2008 ebenfalls ein starker 
Preisanstieg zu verzeichnen. In dem betrachteten Zeitraum kletterte z. B. der Preis von Rapsöl von rund 
500 €/t auf mehr als 900 €/t und ist somit ein Grund für die Stilllegung mehrerer Pflanzenöl-BHKW seit 






























Rapsöl Sonnenöl Sojaöl Palmöl
 
Abbildung 13: Entwicklung von Pflanzenölpreisen (auf Basis /244/) 
4.2.2 Verfügbarkeit innovativer Technologien 
Feste Biomasse 
Durch das EEG werden die Steigerung der Wirkungsgrade und die Wärmeauskopplung bei der 
Stromerzeugung auf Basis von Biomasse gefördert. Die zunehmende Anzahl an ORC-Anlagen wird auf 
den Trend für die KWK im kleinen Leistungsbereich zurückgeführt. Bisher wird zur Stromerzeugung auf 
Basis biogener Festbrennstoffe fast ausschließlich Holz eingesetzt, da derzeit weder kostengünstige 
Technologien noch qualitativ hochwertige Brennstoffe für die Vergasung zur Verfügung stehen. Folglich 
ist der Erfolg von Technologien zur Nutzung von nicht-holzartigen Brennstoffen vor allem von dem 
Preisverhältnis zwischen Holz und sonstiger Biomasse abhängig.  
Gasförmige Biomasse 
Mit der Einspeisung von Biogas ins Erdgasnetz ist einerseits eine von der Biogaserzeugung räumlich 
entkoppelte und damit effizientere KWK möglich, sofern eine hohe Wärmenutzung erfolgt. Andererseits 
ergeben sich neue Wege der Nutzung von Biogas als Kraftstoff oder im Bereich von Privathaushalten 
über den Transport von Mikrogasnetzen zum Betreiben von Brennstoffzellen. Während die ersten 
Anlagen zur Einspeisung von Biogas bereits in Betrieb sind, befindet sich die Anwendung von 
Brennstoffzellen noch im Forschungs- und Demonstrationsstatus. 
Flüssige Biomasse 





4.3 Basis-Szenario Strommarkt 
Basierend auf dem bisherigen Ausbau, der Einordnung der technischen Innovationen und den 
gesetzlichen Rahmenbedingungen des novellierten EEG und der Gasnetzzugangsverordnung wird 
nachfolgend die weitere Entwicklung der Stromerzeugung aus Biomasse bis zum Jahr 2020 abgeschätzt. 
4.3.1 Feste Biomasse 
Die Stromerzeugung aus fester Biomasse hat sich in den letzten Jahren moderat aber konstant entwickelt. 
Dieser Ausbau wird sich voraussichtlich in den kommenden vier bis fünf Jahren fortsetzen, jedoch führte 
bereits die EEG-Novelle von 2004 dazu, dass vermehrt Heizkraftwerke kleiner Leistung zugebaut 
werden. In der Mitte des nächsten Jahrzehntes können darüber hinaus bestehende Anlagen ersetzt und 
mit besseren Wirkungsgraden ausgestattet sein (repowering). Auch wird dann mit einem zunehmenden 
Einsatz der großtechnischen Holzvergasungs-Technologie gerechnet. Dadurch wird die nicht nur eine 
Steigerung des elektrischen Wirkungsgrades auf durchschnittlich 33 % sondern auch einen starken 
Zubau der installierten elektrischen Leistung bis 2020 auf etwa 3.300 MWel erreicht (s. Abbildung 14). 
Die Anlagenzahl steigt nach diesen Annahmen bis zum Jahr 2020 auf ca. 450, wobei die neuen Anlagen 
teilweise auch nicht-holzartige Brennstoffe nutzen können (z.B. Stroh). Der aus der installierten Leistung 




























































installierte elektr. Leistung Anlagenzahl
*Prognose
 
Abbildung 14: Prognose zur Entwicklung der Biomasse-(Heiz-)Kraftwerke bis 2020 (auf Basis von /46/) 
4.3.2 Gasförmige Biomasse 
Das Basis-Szenario basiert auf der Annahme, dass in den kommenden zwei bis drei Jahren durch die 
EEG-Novelle 2009 ähnlich wie beim Inkrafttreten der Novelle 2004 ein Anlagenboom zu verzeichnen 
sein wird. Für die Zeit danach wird ebenfalls mit einem Wachstum, allerdings moderater erwartet. 
Abbildung 15 stellt diese Abschätzung dar und zeigt, dass unter den getroffenen Annahmen bis zum Jahr 




der installierten Anlagenleistung zur Vor-Ort-Verstromung des Biogases eingesetzt und ein Drittel des 
erzeugten Biogases wird ins Erdgasnetz oder in Mikrogasnetze eingespeist. Davon werden wiederum 
zwei Drittel zur Verstromung verwendet und ein Drittel des eingespeisten Biogases bzw. ca. 10 % des 
gesamten Biogases werden der mobilen Nutzung zugeführt, sodass rund 3.130 MWel der installierten 
Leistung der Stromerzeugung zugerechnet werden können. Insgesamt beziffert sich die Stromerzeugung 
bei elektrischen Wirkungsgraden von 40 % bei der Vor-Ort-Verstromung und 42 % bei der räumlich 
entkoppelten Stromerzeugung auf rund 25 TWhel. Legt man den aktuellen Substratmix und sowie eine 
Steigerung des Flächenertrages der Maissilage von 3 %/a sowie Getreide, Grassilage und 
Ganzpflanzensilage von 0,6 – 2 %/a, würde sich die benötigte Anbaufläche für die Stromerzeugung auf 



























































































* Prognose, ausgehend von der install. elektr. Leistung und der Substratverteilung 2007; 
NawaRo-Anteil an der install. elektr. Anlagenleistung mit 60% angenommen  
Abbildung 15: Prognose der Biogasanlagenleistung und der Anbaufläche für Biogassubstrate bis 2020 unter der 
Berücksichtigung der anstehenden Novellierung des EEG im Jahr 2009 /78/ 
 
4.3.3 Flüssige Biomasse 
Da in der Vergangenheit zahlreiche Pflanzenöl-BHKW aufgrund technischer Probleme und 
wirtschaftlichen Gründen abgeschaltet wurden und die Gesetzesänderungen im Rahmen der zweiten 
EEG-Novelle weitere Einschränkungen für den Einsatz und die Vergütung von Pflanzenölen verursacht 
haben, wird von einer stagnierenden Entwicklung ausgegangen. Insofern wird bis 2020 mit einem 
konstanten Biomassebedarf von 25 PJ/a und einer gleichbleibenden Wärmeauskopplung von 2 TWh/a 
gerechnet. Gleichzeitig wird angenommen, dass die eingesetzten Pflanzenöle auch zukünftig 




Zusammenfassung Basis-Szenario Stromerzeugung 
Im Basis-Szenario findet, trotz der angenommenen Stagnation bei Pflanzenöl-BHKW bis zum Jahr 2020 
mehr als eine Verdopplung der installierten elektrischen Leistung von Biomasseanlagen zur 
Stromerzeugung auf rund 6.830 MWel statt. Die Erhöhung des KWK-Bonus und die Möglichkeit der 
Netzeinspeisung von Biogas führen dazu, dass sich die Wärmenutzung auf 34 TWh/a verdreifacht. Im 
Rahmen des Leistungszubaus steigen der Biomassebedarf und auch der Flächenbedarf stark an.  










Anlagenzahl  450 8.0001 2.720 11.170 
Installierte 
Leistung  MWel 3.300 3.130 400 6.830 
Stromerzeugung TWhel/a 20 25 3 48 
Wärmenutzung TWhth/a 15 17 ~2,0 34 









1: Inklusive der Biogasanlagen, die das Biogas ins Erdgasnetz einspeisen und anschließend der mobilen Nutzung 
zur Verfügung stellen. 
1: Dargestellt ist das Gasbildungspotenzial der benötigten Biomasse; heizwertbezogen ist der Biomassebedarf 
höher, hat aber keine praktische Relevanz.  
3: Zunächst wird davon ausgegangen, dass in den Biomasse-(Heiz-)Kraftwerke kein Holz aus KUP eingesetzt wird. 
 
4.4 Nutzungsstand und Perspektiven von Biokraftstoffen  
Als absehbar relevante Biokraftstoffe werden nachfolgend Biodiesel, Bioethanol, BtL und Biomethan 
analysiert. Biomethan kann dabei sowohl über thermo-chemische (Bio-SNG) als auch über bio-
chemische (aufbereitetes Biogas) Konversion bereitgestellt werden.  
4.4.1 Kraftstoffverbrauch und Entwicklung 
Für die Zukunft wird ein Rückgang des Kraftstoffverbrauchs von derzeit rund 52 Mio. t auf 44 Mio. t im 
Jahr 2020 prognostiziert. Wie Abbildung 16 zeigt, wird mit einem deutlichen Rückgang des 
Ottokraftstoffverbrauchs gerechnet, der von einer anhaltenden Substitution durch Dieselfahrzeuge und 
sinkenden spezifischen Verbrauchen bei Neufahrzeugen ausgeht. Trotz eines sinkenden spezifischen 
Verbrauchs bei Dieselfahrzeugen wird für den Dieselverbrauch zunächst ein Anstieg prognostiziert, der 


































Abbildung 16: Prognose zur Entwicklung des Kraftstoffverbrauchs in Deutschland bis 2020 (auf Basis von /160/) 
 
4.4.2 Produktionskapazitäten von Biokraftstoffen 
Die Kapazitäten zur Produktion von Biodiesel betrugen in Deutschland gegen Ende des Jahres 2007 ca. 
3,8 Mio. t/a, zusätzlich waren zu dieser Zeit Kapazitäten 2,1 Mio. t/a in der Planung oder bereits im Bau. 
Für die Bioethanolproduktion waren zum selbem Zeitpunkt insgesamt Kapazitäten mit einem Volumen 
von 0,5 Mio. t/a installiert und weitere 1,82 Mio. t/a befanden sich im Bau oder in Planung, sodass sich 
die Bioethanolproduktion in Deutschland in den kommenden Jahren stark ausweiten könnte (siehe 
Abbildung 17). 
Gegenwärtig befindet sich die erste die BtL-Anlage zur kommerziellen Produktion im Bau, die eine 
Kapazität von 0,015 Mio. t/a besitzt. Konkret geplant ist eine Sigma-Anlage mit einer Kapazität von ca. 
0,2 Mio. t/a /56/. 
Erste Biogasanlagen zur Einspeisung ins Erdgasnetz werden bereits betrieben, sodass die Verwendung 
als Kraftstoff möglich ist. Spezielle Anlagen zur Kraftstoffproduktion werden nicht gebaut.  
Derzeit können deutschen Biokraftstoffziele und -quoten über die inländische Produktionskapazitäten 
gedeckt werden. Wenn die sich aktuell in Planung und Bau befindlichen Anlagen tatsächlich in den 
nächsten Jahren realisiert werden, können in diesen 12 % des deutschen Kraftstoffverbrauchs produziert 
werden. Die für die Auslastung dieser Anlagen benötigten Rohstoffe können jedoch nur teilweise im 





Abbildung 17: Vorhandene und in Planung/Bau befindliche Kapazitäten zur Biodiesel und Bioethanolproduktion 
(Stand 10/2007) /78/ 
 
4.4.3 Produktion von Biokraftstoffen 
Tatsächlich produziert wurden 2007 in inländischen Raffinerien nur 2,8 Mio. t (104 PJ) Biodiesel und 
0,3 Mio. t (8 PJ) Bioethanol; die Rohstoffe für die in Deutschland installierte Biokraftstoffproduktion 
entstammen dabei teilweise der heimischen Produktion oder werden importiert. Wie hoch der Anteil der 
inländischen Rohstoffe an der Biokraftstoffproduktion tatsächlich ist, kann zurzeit nur abgeschätzt 
werden. Dies liegt daran, dass Biokraftstoffproduzenten keinen Nachweis erbringen müssen, ob die 
Rohstoffe aus inländischer Herkunft stammen. 
Für den Bereich Biodiesel/Pflanzenöl ergeben Abschätzungen, dass im Jahr 2007 weniger als 50 % des 




























3,4 Mio.t Biodiesel; 0,74 Mio t Pflanzenöl





~ 2,4 Mio. t
 
Abbildung 18: Biodiesel-und Pflanzenölproduktion sowie –verbrauch aus heimischen Rohstoffen und Importen 
Deutschland produziert zwischen 5,0 und 5,4 Mio. t Raps pro Jahr, das entspricht 2 - 2,5 Mio. t Rapsöl. 
Bei einer heimischen Produktion von rund 2 Mio. t Rapsöl und einem Verbrauch von 0,5 Mio. t als 
Nahrungsmittel verbleiben theoretisch 1,5 Mio. t für den Biokraftstoffmarkt. Produziert wurden aber 




Deutschland ist so zu einem Nettoimporteur von Rapssaat und Rapsöl und auch Biokraftstoffen 
geworden. Zwischen Januar und Dezember 2006 betrugen die Nettoimporte (aus EU-Staaten und 
Drittländern) von Rapssaat 1,32 Mio. t (entspricht rund 0,5 Mio. t Rapsöl) und von Rapsöl 0,8 Mio. t. Es 
wurden zusätzliche Importmengen von 0,9 Mio. t Palmöl und 0,3 Mio. t Sojaöl sowie anderen Ölen und 
Fetten benötigt /124/.  
Bei Bioethanol ging die Produktion gegenüber dem Vorjahr leicht auf rund 0,31 Mio. t zurück. Dies ist 
darauf zurückzuführen, dass die Bioethanolpreise nicht im gleichen Maße stiegen wie die Rohstoffpreise 
/244/. 
Außer geringen Mengen an BtL-Kraftstoffen, die in einer Demonstrationsanlage hergestellt wurden, fand 
bisher keine Produktion an thermo-chemisch erzeugten Biokraftstoffen statt. Mit der Produktion von 
nennenswerten Mengen BtL-Kraftstoffen wird erst in zehn Jahren gerechnet. Im Bereich von Biomethan 
wurden ebenfalls noch keine nennenswerten Mengen an Kraftstoffen bereitgestellt: Die Produktion von 
Bio-SNG befindet sich noch im F&E-Stadium und kann frühestens in fünf Jahren merklich zur 
Biokraftstoffversorgung beitragen; die Aufbereitung und Einspeisung von Biogas erfolgt zwar bereits, 
aber die Nutzung als Kraftstoff findet erst in sehr geringem Umfang statt.  
 
4.4.1 Verbrauch von Biokraftstoffen 
Der Anteil der Biokraftstoffe zur mobilen Nutzung stieg 2007 auf rund 7,1 % bzw. 157 PJ/a an und 
übersteigt somit die gegenwärtige Gesamtquote zur Nutzung von Biokraftstoffen von 5,25 %. Wie aus 
Abbildung 19 hervorgeht, besitzt dabei Biodiesel als Reinkraftstoff und als Beimischung den größten 
Anteil. Hingegen ist der Anteil von Bioethanol am Kraftstoffmarkt relativ niedrig und beträgt lediglich 
0,6 % oder 12 PJ/a. Folglich wurde die für Bioethanol seit Anfang 2009 erforderliche Quote von 2,8 % 
deutlich unterschritten /39//40/.  
 





Welche Entwicklung der Biokraftstoffverbrauch in der Vergangenheit nahm, zeigt Abbildung 20. 
Demnach erhöhte sich der Biodiesel- und Pflanzenölabsatz zwischen 2002 und 2007 von rund 20 PJ/a 
auf 144 PJ/a. Auf einem niedrigeren Niveau jedoch ähnlich stark war der Anstieg des 
Bioethanolverbrauchs von etwa 2 PJ/a 2004 auf 13PJ/a 2006. Allerdings ging der Bioethanolverbrauch 



























a] Biodiesel und Pöl Bioethanol
 
Abbildung 20: Entwicklung des Biokraftstoffverbrauchs (auf Basis von /39/) 
Zusammenfassung Nutzungsstand Biokraftstoffe 
Eine Zusammenfassung des Nutzungsstandes von Biokraftstoffen in Tabelle 6 verdeutlicht, dass 
Biodiesel – auch unter dem Gesichtspunkt der heimischen Agrarproduktion – der wichtigste 
Biokraftstoff im Jahr 2007 war. Dennoch wurde 2007 ein Großteil der Biomasse – nämlich 155 PJ/a – in 
Form von Rohstoffen oder Kraftstoffen importiert. Insofern fällt auch der Flächenbedarf für den Anbau 
von Raps zur energetischen Nutzung mit 1,1 Mio. ha relativ gering aus.  
Bei Bioethanol wird von einer Produktion auf Basis von 40 % Weizen, 30 % Roggen und 30 % 
Zuckerrübe aus heimischem Anbau ausgegangen, sodass sich der Biomassebedarf auf 16 PJ/a summiert. 
Der restliche Bioethanolverbrauch wurde 2007 über Importe in Höhe von 8 PJ/a gedeckt, wobei die 
gleichen Heizwerte für wie bei der inländischen Produktion angesetzt wurden. Insofern liegt der 
inländische Flächenbedarf für den Anbau von Getreide und Hackfrüchten zur Bioethanolproduktion bei 
0,13 Mio. ha/a.  
Da bisher noch keine industrielle Produktion von BtL-Kraftstoffen und Bio-SNG in Deutschland 




Tabelle 6: Nutzungsstand Biokraftstoffe 2007 
 Einheit Biodiesel Bioethanol BtL Biomethan Summe 
Kapazitäten (in 
Planung) 
Mio. t/a 3,8 (2,1) 0,5 (1,8) 0,015 (0,2) - 4,3 (4,1) 
Produktion  Mio. t/a 2,8 0,3 





3,88 (144) 0,46 (12) - - 4,34 (156) 
Biomassebedarf 
(davon Importe) 





1,1 0,13 - - 1,2 
1: Zurzeit wird noch kein Biokraftstoff nach dem BtL-Verfahren in industriellem Maßstab produziert. 
 
 
Abbildung 21 stellt dar, wie sich zwischen 2005 – 2008 die Biomassepreise für Produktion von 
Biokraftstoffen entwickelten und wie viel die Anlagenbetreiber maximal für die Rohstoffe bezahlen 
konnten. Durch den starken Preisanstieg bei Raps und Weizen stiegen die Rohstoffpreise zum Teil 
deutlich über die Preisobergrenzen von etwa 120 €/t (ca. 7 €/GJ) für Weizen bzw. 675 – 815 €/t (ca. 18 –
 22 €/GJ) bei Raps. Die Einführung der Besteuerung von Biodiesel und Pflanzenölkraftstoffen führte 
dazu, dass trotz steigender Rapspreise im betrachteten Zeitraum der maximal zahlbare Rapspreise sank 
und die Biodieselproduktion rückläufig war. Ein ähnliches Bild ergibt sich bei der Produktion von 
Bioethanol aus Weizen, die bei den zwischen 2005 - 2008 realisierten Weizenpreisen theoretisch nicht 











































Preisspanne 2005-2008 Bioethanol 120kt (Getreide)
Biodiesel 150kt Rapsöl 2008 Biodiesel 150kt Rapsöl 2006  
 






4.5 Einflussfaktoren auf die Biokraftstoffproduktion 
4.5.1 Biomassepreise 
In den zurück liegenden drei Jahren stiegen die Preise für Agrarrohstoffe deutlich an. Davon betroffen 
waren auch die bei der Biokraftstoffproduktion eingesetzten Pflanzenöle und Getreidesorten. Bei fast 
allen betrachteten Rohstoffen kam es in diesem Zeitraum zu einer Verdopplung der Preise. Die 
Preisentwicklung bei den Pflanzenölen verlief nahezu parallel, wobei die inländischen Öle auf Basis von 
Sonnenblumen und Rapssaat teuerer gehandelt werden als Soja- und Palmöl. Der Weizenpreisen ging 
bereits zur Mitte des Jahres 2008 wieder deutlich zurück, im Jahresdurchschnitt stellt dies dennoch fast 
eine Verdopplung der Preise im betrachteten Zeitraum dar. Abbildung 22 verdeutlicht diese 
Preisentwicklung bis 2008. Allerdings fielen die Preise für Rohstoffe allgemein und insbesondere für die 
betrachteten Rohstoffe zur Produktion von Biokraftstoffen in den vergangenen Monaten stark.  
Die rasanten Preissteigerungen bei Pflanzenölen und Getreide führten im letzten Jahr nicht nur zu einem 
abgeschwächten Ausbau der Produktionskapazitäten von Biokraftstoffen, sondern im Falle von Weizen 
bzw. Getreide auch zu einem Rückgang der Bioethanolproduktion, da der Preis für Bioethanol nicht im 
gleichen Maße anstieg wie die Rohstoffpreise. Auch hängen die Preise für Agrarrohstoffe stark mit den 
Mineralölpreisen zusammen, da bei der Bereitstellung zum Teil erhebliche Mengen an Treibstoff und 






























Abbildung 22: Preisentwicklung von Rohstoffen zur Biokraftstoffproduktion (auf Basis von /244/) 
4.5.2 Verfügbarkeit von Biokraftstoffen der zweiten Generation 
Ein weiterer entscheidender Faktor für die Entwicklung der Biokraftstoffproduktion in Deutschland stellt 
der Markteintritt von verschiedenen Umwandlungstechnologien wie z. B. Bio-SNG und BtL (Lig.) dar. 
Die Produktion von Biokraftstoffen der zweiten Generation wird erst mittel- bis langfristig in 
industriellem Maßstab möglich sein. Diese Konzepte sind gekennzeichnet durch einen starken Bezug auf 
holzartige Biomassen als Rohstoff und durch teilweise deutlich größere Kapazitäten (und damit einen 




Investitionssummen, die z.B. für Fischer-Tropsch-Kraftstoff-Anlagen auf knapp eine Milliarde Euro 
geschätzt werden. Gleichzeitig erfordert die Größe der Technologie einen mehrstufigen up-scaling-
Prozess, wodurch die abschließende Entscheidung über den Markteintritt dieser neuen Technologien 
teilweise nicht vor 2013 bis 2015 erwarten lässt (s. Abbildung 23). Selbst unter der Annahme einer 
rückschlagfreien Technologieimplementierung können synthetische Biokraftstoffe erst nach 2020 
nennenswert zur Kraftstoffversorgung beitragen. Auch für die industrielle Bereitstellung von Bio-SNG 
und Lignozellulose-Bioethanol sind noch nennenswerte F&E-Schritte notwendig, sodass auch diese 
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Abbildung 23: Entwicklung der Produktionskapazitäten von Fischer-Tropsch-Kraftstoffen in Europa /229/ 
In welchem Maße sich die Biokraftstoffe der ersten und zweiten Generation langfristig am Markt 
durchsetzen können, wird unter anderem mit dem THG-Vermeidungspotenzial und den 
Bereitstellungskosten der jeweiligen Technologie zusammenhängen. Abbildung 23 zeigt außerdem 
exemplarisch, dass – falls die Versorgung der Kraftstoffanlagen der zweiten Generation in 
nennenswertem Umfang auf der Basis von Kurzumtriebsholz erfolgen soll – für die Anlage der 
entsprechenden Plantagen ein geeigneter zeitlicher Vorlauf notwendig ist. 
4.6 Basis-Szenario Kraftstoffmarkt 
Die Abschätzung der Kraftstoffproduktion und -nutzung in Deutschland für das Jahr 2020 ist infolge der 
vielfach in der Diskussion befindlichen Rahmenbedingungen vergleichsweise unsicher. Auch veränderte 
Preissituationen können im Biokraftstoffbereich schnell zu einer drastischen Erhöhung der Importanteil 
führen.  
Abbildung 24 fasst die Entwicklungen des Basis-Szenarios zusammen und zeigt, dass die heimische 
Biodieselproduktion bis 2020 verringert wird, aber dennoch die bisherigen Quotenziele erreicht werden. 
Zur Erreichung der Unterquote für Bioethanol werden die Produktionskapazitäten weiter ausgebaut. Bis 
zum Jahr 2020 wird im Basis-Szenario mit einem starken Ausbau der Biokraftstoffe der zweiten 





Kraftstoffanteil von rund 3 % im Verkehrssektor entspricht, weshalb weiterhin ein dynamischer Umstieg 
auf Erdgasfahrzeuge stattfinden muss, damit diese Mengen abgesetzt werden können. Auch wenn die 
Produktionskapazitäten ausgebaut werden, sind neben dem Import von Biomasse auch Importe von 
Biokraftstoffen zur Einhaltung der Biokraftstoffquote erforderlich. Gelingt es allerdings technisch nicht, 
die thermo-chemische Konversion zu BTL- und Bio-SNG bis 2020 auf dem Markt zu etablieren, können 
die angestrebten Kraftstoffquoten nur durch erhöhte Importe von Biomassen bzw. Bioenergieträgern 
oder durch eine forcierte – ggf. auch heimische – Bioethanolbereitstellung erfolgen. 
 
Abbildung 24: Basis-Szenario im Kraftstoffmarkt (auf Basis von /43//160//159/) 
Anhand der im Basis-Szenario beschriebenen Biokraftstoffproduktion und dem heimischen 
Biomassebedarf ist in Tabelle 7 der daraus ableitbare Flächenbedarf dargestellt. Bei relativ moderaten 
Ertragssteigerungen für Raps, Getreide und Zuckerrüben von 0,6 %/a bleibt der heimische Flächenbedarf 
aufgrund des Rückgangs des Rapsanbaus bei 1,2 Mio. ha/a relativ konstant. Der Flächenbedarf für die 
importierten Rohstoffe und Biokraftstoffe beträgt unter den getroffenen Annahmen nochmals 
1,0 Mio. ha/a. Bei Bioethanol aus lignocellulose-haltiger Biomasse wird von einer Reststoffnutzung 
ausgegangen, die insofern keinen Flächenbedarf nach sich zieht. Auch zur Deckung des Biomassebedarfs 
der BtL- und der Bio-SNG-Anlagen wird zunächst davon ausgegangen, dass  das eingesetzte Holz nicht 

































































































0,35  - - 0,1 (0,38)4 
2,2 
(1,0) 
1: Dargestellt ist das Gasbildungspotenzial der benötigten Biomasse; heizwertbezogen ist der Biomassebedarf 
höher, hat aber keine praktische Relevanz. 
2: Der Flächenbedarf für importierte Rohstoffe wurde auf Basis eines zukünftigen Flächenertrages von Raps von 
3,7 t/ha berechnet. 
3: Bei der Bioethanolproduktion auf Basis von lignocellulose-haltiger Biomasse wird davon ausgegangen, dass 
ausschließlich Reststoffe eingesetzt werden, für die direkt kein Flächenbedarf angesetzt wird. 
4: Für die importierten Biokraftstoffe wurde angenommen, dass Biodiesel auf Basis von Raps produziert wird und 
der Hektarertrag beim Anbau 2020 etwa 3,7 t/ha beträgt. 
 
4.7 Nutzungsstand und Perspektiven im Wärmemarkt 
In Deutschland besitzt der Wärmesektor mit 58,3 % den größten Anteil am deutschen 
Endenergieverbrauch im Jahr 2006. Der Großteil des Wärmebedarfs entfällt auf die privaten Haushalte 
und den Sektor Industrie, wie aus Abbildung 25 hervorgeht. Da allein 26 % des deutschen 
Endenergieverbrauchs auf den Wärmebedarf privater Haushalte zurückzuführen ist, wirken sich 




















Abbildung 25: Struktur des Endenergieverbrauch 2006 /156/ 
Zukünftig werden wahrscheinlich demografische Entwicklungen, Energieeffizienzerhöhungen im 
Gebäudebestand und bei Neubauten sowie veränderte Energiepreise die einflussreichsten Faktoren für 
Veränderungen des Wärmebedarfs sein. Allerdings blieb in den vergangenen Jahren der Wärmebedarf 
relativ konstant und spiegelt, wie in Abbildung 26 dargestellt, vor allem die jährliche Witterung wider. 
Erst 2007 ist ein deutlicher Rückgang zu verzeichnen, der einerseits auf milde Temperaturen andererseits 
auf stark gestiegene Brennstoffpreise zurückzuführen ist.  
 




Mit Blick auf die weitere Entwicklung der Wärmenachfrage sind in Abbildung 26 exemplarisch vier 
verschiedene Szenarien zur Entwicklung des Wärmebedarfs gegenübergestellt: 
 das Referenz-Szenario aus der Studie der Enquete-Kommission „Nachhaltige Energieversorgung 
unter den Bedingungen der Globalisierung und der Liberalisierung“ für den Bundestag im Jahr 
2002 geht von im Jahr 2002 bekannten technischen Entwicklungen und politischen Instrumenten 
aus /50/. Dabei wird ein leichter Rückgang des Endenergieverbrauchs bis zum Jahr 2020 
angenommen, da der prognostizierte Bevölkerungsrückgangs durch einen Zuwachs der 
durchschnittlichen Wohnfläche je Einwohner kompensiert wird.  
 das Klimaschutz-Szenario aus der gleichen Studie berücksichtigt Maßnahmen zur 
Zielerreichung einer Senkung der CO2-Emissionen um 40 % bis zum Jahr 2020 im Vergleich zu 
1990 /50/ 
 das Szenario „NaturPlus II“ aus der Studie „Ökologisch optimierter Ausbau der Nutzung 
erneuerbarer Energien in Deutschland“ unterstellt große Einsparpotenziale im Bereich der 
Raumwärme und im Gebäudebestand 
 das Leitszenario aus der Leitstudie 2008 geht von umfangreichen Effizienzsteigerungen im 
Wärmebereich aus 
In allen Szenarien wird ein Rückgang des Endenergieverbrauchs unterstellt, der vor allem auf Zielen der 
Energieeffizienz beruht. 
Abbildung 27 verdeutlicht, dass ein Großteil der Wärme aus erneuerbaren Energieträgern durch biogene 
Festbrennstoffe bereitgestellt wird. Insgesamt sind dies knapp 80 %, wovon 64,1 % auf die 
Wärmebereitstellung in privaten Haushalten entfallen. Dort kommen überwiegend Scheitholz, 
Holzpellets und sonstige Holzfraktionen sowie Hackschnitzel zum Einsatz. Jeweils ca. 5 % tragen 
flüssige biogene Brennstoffe, Solarthermie und biogene Abfälle zur Wärmebereitstellung aus 
erneuerbaren Energien bei /1/. 
Im Wärmemarkt legte der Anteil der erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch deutlich zu. Waren 
es 2002 noch 3,9 %, so beträgt der Anteil der erneuerbaren Energieträger 2007 nach vorläufigen 





Abbildung 27: Wärmebereitstellung aus erneuerbaren Energieträgern 2007 /1/ 
Die bisherige Entwicklung und Szenarien zur zukünftigen Entwicklung erneuerbarer Energieträger, 
insbesondere der Biomasse, im Bereich der Wärmebereitstellung sind in Abbildung 28 dargestellt. 
Daraus wird deutlich, dass der starke Anstieg bei der Nutzung erneuerbarer Energien im Wärmemarkt 
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Abbildung 28: Szenarien zur Entwicklung des Endenergieverbrauchs im Wärmemarkt auf Basis erneuerbarer 




Sowohl im Szenario NaturPlus II als auch im Leitszenario wird davon ausgegangen, dass die 
erneuerbaren Energieträger weiterhin stark zunehmen, allerdings mit einem geringeren Wachstum als die 
gesamten erneuerbaren Energieträger.  
Im Leitszenario beträgt der Endenergieverbrauch von erneuerbaren Energieträgern rund 161 TWh/a im 
Jahr 2020. Dabei beziffert sich der Beitrag der Biomasse auf 123 TWh/a, was einem durchschnittlichen 
Wachstum von ca. 12 %/a von 2007 bis 2020 gleichkommt und insofern mit der Trendfortschreibung aus 
den Jahren 2002 bis 2007 übereinstimmt. Da des Weiteren ein Rückgang des Wärmebedarfs von etwa 
20 % zu Grunde gelegt wird, entsprechen die 161 TWh/a einem Anteil von 14,4 % im Wärmemarkt. Im 
Szenario NaturPlus II bleibt die Entwicklung der erneuerbaren Energien und der Biomasse etwas hinter 
dem Leitszenario zurück und kommt auf einen Endenergieverbrauch von 108 TWh/a auf Basis von 
Biomasse im Jahr 2020.  
Die Zunahme des Biomasseeinsatzes geht mit zahlreichen Neuinstallationen von Biomassefeuerungen 
vor allem in privaten Haushalten einher. Demnach hat sich die Anzahl der Scheitholzfeuerungen seit 
2002 von rund 9 Mio. auf knapp 11 Mio. erhöht und auch die Anzahl der Heizwerke und 
Pelletfeuerungen ist in der Vergangenheit stark angestiegen. 
Als eine Folge des massiven Zubaus an Biomassefeuerungen und der damit verbundenen Diskussion um 
die Feinstaubemissionen häuslicher Biomassefeuerungen sowie der in diesem Kontext geplanten 
Verschärfung der Grenzwerte für Neu- und Altanlagen war im Jahr 2008 teilweise eine 
Verkaufsrückhaltung zu verzeichnen. 
4.7.1 Scheitholzfeuerungen 
In privaten Haushalten wird - abgesehen von fossilen Brennstoffen und in zunehmendem Maße auch 
Pellets - zur Wärmebereitstellung fast ausschließlich Scheitholz eingesetzt. Die Nutzung einer 
Scheitholzfeuerung wie z. B. einem Kaminofen, einem offenen Kamin oder eines Scheitholzkessels geht 
auf unterschiedlichste Motive zurück. Dazu zählt einerseits die angenehme Atmosphäre, die ein offener 
Kamin- oder ein Kachelofen verbreiten, andererseits werden zunehmend ästhetische Gründe aufgeführt. 
Anspruchsvollerer Designs bei Kaminöfen belegen diesen Trend. Charakteristisch für diese 
Nutzergruppe ist die gelegentliche Verwendung der Scheitholzfeuerung. Bei der zweiten Nutzerkategorie 
tritt der Aspekt der Wärmebereitstellung aus Holz in den Vordergrund. Die Motivation beruht unter 
anderem auf ökologischen Überlegungen und der stetigen Verteuerung von Heizöl und Gas. Dadurch 
gewinnen Scheitholzfeuerungen als Ergänzungen oder Ersatz zu bestehenden Heizungsanlagen an 
Bedeutung /3//179/. Wie sich die Anlagenzahl in der Vergangenheit entwickelte und welche Holzmengen 
dabei eingesetzt wurden, wird über 
 eine Abschätzung des Anlagenbestandes, 
 eine Abschätzung des Wirkungsgrades und 
 eine Abschätzung des Nutzungsgrades dargestellt. 
Anzahl der Scheitholzfeuerungen 
Über den Anlagenbestand für Festbrennstoffe in deutschen Haushalten bestehen verschiedene, jedoch 
kaum vergleichbare Daten. Abgesehen von den relativ gut erfassten Pelletfeuerungen und einigen 
Kohlefeuerungen, handelt es sich hierbei um verschiedenste Scheitholzfeuerungen. Zwar wurden bereits 




Kategorisierungen die Vergleichbarkeit und damit die Überprüfung auf Plausibilität erheblich. Eine der 
ersten Erhebungen aus dem Jahre 1995 ergab knapp 11 Mio. Feuerstätten für Holz- und 
Kohlenbrennstoffe, obgleich bei der Kategorie Einzel- und Mehrraumöfen keine Unterscheidung 
zwischen Holz und Kohle vorgenommen werden konnte, was auch in Abbildung 29 erkennbar ist /183/.  
In einer Studie im Auftrag des Umweltbundesamtes (UBA) wurde für das Jahr 2000 die Anzahl von 
Einzelfeuerstätten für feste Brennstoffe auf Grundlage einer Haushaltsbefragung zur Anzahl von 
Brennstofffeuerstätten ermittelt. Eine Unterscheidung zwischen Geräten, in denen ausschließlich Holz 
oder Kohle eingesetzt wird, wurde nicht durchgeführt. Die Zahl von rund 14 Mio. Feuerstätten für 
Festbrennstoffe liegt vor allem deshalb deutlich über den Zahlen von Pfeiffer aus dem Jahr 1995, weil 

























Zentralheizungen offene Kamine Heizherde, Badeöfen Kachelöfen Kaminöfen Holz- und Kohleöfen
 
Abbildung 29: Anzahl von Festbrennstoffgeräten in privaten Haushalten aus verschiedenen Studien /162//183//222/ 
Auf derselben Datengrundlage wie die UBA-Studie basiert die Erhebung der Rheinbraun GmbH aus dem 
Jahr 2002, allerdings bietet eine andere Kategorisierung der Feuerstätten eine bessere Vergleichbarkeit 
mit einer Studie des IE aus dem selben Jahr. In der zuletzt genannten Studie wurde eine 
Haushaltsbefragung durchgeführt, wobei nach der Hauptfeuerung und einer Zusatzfeuerung gefragt 
wurde. Existierten in einer Wohnung mehr als eine zusätzliche Feuerstätte gleichen Typs, wurden keine 
zwei Geräte registriert. Hierin besteht der wesentliche Unterschied zwischen beiden Studien, der auch ein 
möglicher Erklärungsansatz für die große Differenz der Anlagenzahl zwischen beiden Studien darstellt. 
Die IE-Studie weist ungefähr halb so viele Kamin- und Kachelöfen und deutlich mehr Heizherde und 
Badeöfen wie die Studie der Rheinbraun GmbH aus. Für die Kategorien der Holz- und Kohleöfen sowie 
offene Kamine liegt annähernd eine Übereinstimmung der Anlagenzahlen vor. In der Summe zählt die 
IE-Studie nur knapp 9 Mio. Einzelfeuerstätten für Kohle- und Holzbrennstoffe. Es ist davon auszugehen, 
dass sich die Anzahl der Kohlefeuerungen mit der Anzahl der nicht erfassten Zusatzfeuerungen für Holz 

































Abbildung 30: Absatz an Einzelfeuerstätten – Hochrechnung des HKI /123/  
Seit der letzten Erhebung über die Zahl von Festbrennstofffeuerungen im Jahr 2002 erlebte der Markt 
einen sehr starken Aufschwung. Konservative Hochrechnungen des Industrieverbandes Haus-, Heiz- und 
Küchentechnik HKI beziffern die durchschnittliche jährliche Zunahme des Absatzes auf dem deutschen 
Markt für Einzelfeuerstätten zwischen 2002 - 2007auf etwa 28 %. Abbildung 30 veranschaulicht diese 
Entwicklung und zeigt außerdem auf, dass der Absatz bis 2002 relativ konstant blieb. Für das Jahr 2007 
fällt ein deutlicher Rückgang der Verkaufszahlen auf, was u. a. mit der Verunsicherung der Käufer 
hinsichtlich der Novellierung der 1. BImSchV und der damit einhergehenden Kaufzurückhaltung in 
Verbindung stehen dürfte /123/ . 
Unter Berücksichtigung der Hochrechnung des HKI und den Daten über die Förderung von 
Scheitholzkesseln durch das BAFA wurden die Anlagenzahlen des IE aus dem Jahr 2002 fortgeführt. 
Demnach erhöhte sich der Gesamtbestand von Scheitholzfeuerungen im Zeitraum von 2002 – 2007 um 
rund 1,8 Mio. auf 10,8 Mio. Scheitholzfeuerungen, inkl. rund 60.000 Scheitholzfeuerungen, die im 
Bereich von Gewerbe, Handel und Dienstleistungen betrieben werden. Abbildung 31 gibt diese 
Entwicklung wider. Die Berechnung basiert auf der Annahme, dass derzeit jährlich nur etwa 1 % des 
Anlagenbestandes außer Betrieb genommen wird, da momentan in vielen Haushalten stillgelegte 































Abbildung 31: Anzahl der Scheitholzfeuerungen /123//160/ 
Entwicklung des Wirkungsgrades von Scheitholzfeuerungen 
Bei den technischen Entwicklungen der Scheitholzfeuerungen ist zwischen Scheitholzkessel und 
Einzelfeuerstätten wie Kamin- und Kachelöfen zu unterscheiden. Über die Entwicklungen erstgenannter 
Scheitholzfeuerungen existieren relativ gute Informationen aus der Evaluierung des 
Marktanreizprogrammes. Vor allem im Bereich der Anwenderfreundlichkeit, der Betriebssicherheit, der 
Emissionsreduzierung und dem Wirkungsgrad konnten in den letzten drei bis fünf Jahren deutliche 
Fortschritte verzeichnet werden. Bedeutenden Einfluss auf die Weiterentwicklung der Holzfeuerungen 
besitzen die Novellierung der 1. BImSchV, aber in Bezug auf das MAP auch dort gestellte 
Anforderungen an die Wirkungsgrade, welche sich in der Vergangenheit stetig weiterentwickelt haben. 
Des Weiteren entwickelt sich der Trend wegen verbesserter Wärmedämmstandards im 
Immobilienbestand und bei Neubauten zu Anlagen mit geringerer Nennwärmeleistung /145//146/.  
Abbildung 32 zeigt, dass vor allem der Wirkungsgrad an Kaminöfen stetig verbessert werden konnte und 
mittlerweile zwischen 75 – 80 % erreicht. In Bezug auf den Gesamtbestand an Festbrennstofffeuerungen 
ist dieser Effekt allerdings gering, da der jährliche Austausch von Altanlagen mit niedrigen 
Wirkungsgraden durch moderne hochwertige Anlagen mit hohen Wirkungsgraden als gering 
eingeschätzt wird. Weitere technische Entwicklungen wurden im Bereich der Emissionsminderung 
erzielt. Hierbei zeichnen sich strenge Emissionsauflagen von einzelnen Städten sowie die anstehende 






Abbildung 32: Entwicklung der Wirkungsgrade an Kaminöfen /13/  
 
Entwicklung des Holzeinsatzes in Scheitholzfeuerungen  
Um die Entwicklung des Holzeinsatzes in Scheitholzfeuerungen für die Jahre 2002 bis 2007 in 
Deutschland abzubilden, wird auf die Daten des IE aus dem Jahr 2002 zurückgegriffen, die einen 
Holzverbrauch von etwa 45,6 TWh/a ausweisen. Legt man den von Mantau und Sörgel berechneten 
Scheitholzanteil von 80 % zu Grunde, beziffert sich der Scheitholzverbrauch auf 36,9 TWh/a /154/ . 
Auf Basis der beschriebenen Entwicklung des Anlagenbestandes wurde die Entwicklung für den 
Brennstoffverbrauch im Zeitraum von 2002 – 2007 abgeschätzt. Die Entwicklung des spezifischen 
Brennstoffverbrauchs für verschiedene Ofen- und Kesselkategorien wurde der Studie des IE aus dem 
Jahr 2002 entnommen und an aktuelle Entwicklungen angepasst. Es wird angenommen, dass der 
spezifische Brennstoffverbrauch von Zentralheizungen, offenen Kaminen sowie Beistellherden 
unverändert blieb, jedoch im Bereich der Zusatzfeuerungen wie Kamin- und Kachelöfen eine spezifische 
Steigerung des Scheitholzbedarfs um ca. 15 % stattfand. Dieser Wert geht einerseits auf die 
Einschätzungen von Schornsteinfegern sowie den zunehmenden Bedarf an Ersatzteilen für Kaminöfen 
und -einsätze zurück /179//180//181//182/ .  
Des Weiteren ergab eine Befragung von verschiedenen Landesforstämtern, dass der Brennholzverkauf 
sowie der Einschlag von Selbstwerbern in diesem Zeitraum durchschnittlich um mehr als das Doppelte 
anstiegen. Im Jahr 2006 ist dabei mit durchschnittlich 50 % der stärkste jährliche Zuwachs zu 
verzeichnen. Der Verlauf des Brennholzverkaufs und des –einschlags wird entsprechend auf die 
Steigerung des Brennstoffverbrauchs der Zusatzfeuerungen übertragen. Der Effekt der 
Wirkungsgradsteigerung ist bei hochwertigen Neuanlagen in Bezug auf den durchschnittlichen 




Entwicklung des Wärmebedarfs in privaten Haushalten blieb in diesem Zeitraum relativ konstant, 
















































Abbildung 33: Entwicklung der Anzahl und des Biomasseeinsatzes von Scheitholzfeuerungen (basierend auf 
/162//123/)  
Aus Abbildung 33 geht die Entwicklung des Holzverbrauchs in Scheitholzfeuerungen hervor, die 
verdeutlicht, dass der Anstieg des Holzverbrauchs nicht allein auf den größeren Anlagenbestand 
zurückzuführen ist, sondern auch der intensiveren Nutzung der Zusatzfeuerungen geschuldet ist. Folglich 
betrug der Holzbedarf in 2007 rund 60,7 TWh/a, eine Steigerung von ca. 33 % gegenüber 2002. Davon 
waren etwa 49,2 TWh/a Scheitholz.  
Die Scheitholzfeuerungen in privaten Haushalten und im Gewerbe, Handel und Dienstleistungsbereich 
machen nicht nur zahlenmäßig sondern auch mengenmäßig den größten Anteil der Biomasse im 
Wärmemarkt aus. Insgesamt wurden 2007 rund 61 TWh/a Wärme über Scheitholzfeuerungen 
bereitgestellt. 
4.7.2 Pelletfeuerungen 
Der Absatz an Pelletfeuerungen erlebte in den vergangenen Jahren einen sprunghaften Anstieg. Wurden 
2002 gerade mal 13.000 Anlagen in Deutschland betrieben, so vervielfachte sich die Anzahl der 
Pelletfeuerungen bis 2007 auf etwa 92.000 Pelletfeuerungen. In ähnlichem Maße nahm auch der 
























































Abbildung 34: Entwicklung der Anlagenzahl und des Endenergieverbrauchs von Pelletfeuerungen (basierend auf 
/148/ ) 
4.7.3 Hackschnitzelfeuerungen 
In den vergangenen Jahren wurden vor allem im kommunalen aber auch im gewerblichen Bereich 
zahlreiche Heizwerke und Biomasseanlagen auf Basis von Holzhackschnitzeln in Betrieb genommen. 
Allerdings existiert keine aktuelle bundesweite Erhebung über die Anzahl von Hackschnitzelfeuerungen, 
weshalb der Brennstoffeinsatz und darauf basierend der Endenergieverbrauch anhand einer Abschätzung 
über die Anlagenzahl aus /148/ abgeleitet werden. Zur Berechnung des Endenergieverbauchs wurden 
außer der spezifischen Leistung und spezifischen Volllaststunden für verschiedene Leistungsklassen 
auch Leistungsverluste berücksichtigt. Diese basieren auf der Annahme, dass im Leistungsbereich: 
 < 100 kW keine Heizwerke angeschlossen sind und somit kein Leitungsverlust auftritt 
 100 – 500 kW der Leitungsverlust im Durchschnitt 5 % beträgt 
 501 – 1.000 kW etwa 10 % Leitungsverluste auftreten 
 > 1.000 kW wird davon ausgegangen, dass etwa die Hälfte der Feuerungsanlagen an ein 
Nahwärmenetz mit einem Leitungsverlust von 20 % angeschlossen ist.  
Aus Abbildung 35 geht hervor, dass die Anzahl der Hackschnitzelfeuerungen zur reinen Wärmerzeugung 
bis 2007 auf rund 15.700 Anlagen stieg. Die Wärmebereitstellung bezifferte sich nach den genannten 



















































Abbildung 35: Entwicklung der Anlagenzahl und des Endenergieverbrauchs von Hackschnitzelfeuerungen zur 
Wärmebereitstellung (basierend auf /148/) 
4.7.4 Wärme aus der Kraft-Wärme-Kopplung 
Die Wärmeauskopplung aus der Stromerzeugung in Biomasseheizkraftwerken, Biogasanlagen und 
Pflanzenöl-BHKW ist relativ gering. Es wird geschätzt, dass aus den genannten Bioenergiesystemen im 
Jahr 2007 zwischen 7,4 – 10,3 TWh/a Wärme ausgekoppelt wurde (siehe dazu auch Kapitel 4.1.1). 
Zusammenfassung  
Die Tabelle 8 gibt eine zusammenfassende Übersicht zum Nutzungsstand der Biomasse im Wärmemarkt. 












Anlagenzahl  10.790.000 15.700 92.000 - 10.897.700 
Wärme-
nutzung 
TWhth/a 60,7 17,7 4 7,4 – 10,3 89,8 – 92,7 
Biomasse-
bedarf 
PJ/a 218,5 74,3 14,4 - 307,2 






4.8 Einflussfaktoren im Wärmemarkt 
Preise für Holzrohstoffe 
Das turbulente Marktgeschehen bei nachwachsenden Rohstoffen schlägt sich auch auf die 
Preisentwicklung der Holzsortimente nieder. Im Folgenden wird auf die Preisentwicklungen der 
klassischen Rohholzsortimente Stamm- und Industrieholz eingegangen, die in der Holz be- und 
verarbeitenden Industrie eingesetzt werden. Darüber hinaus werden die Preise verschiedener 
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Abbildung 36: Entwicklung des Stamm- und Industrieholzpreises im Vergleich zum Weizen- und Rohölpreis (auf 
Basis von /119//161/) 
Stamm- und Industrieholz 
Die Preise für Stammholz hängen stark von den Einschlagstatistiken und damit auch von 
Schadensereignissen ab. Im Zusammenhang mit Sturmereignissen erreichten die Stammholzpreise 2004 
ihren Tiefpunkt, erholen sich aber seitdem wieder (s. Abbildung 36). Unter anderem ist dieser Anstieg 
auf erhöhte Exporte und einer Zunahme der Baukonjunktur zurückzuführen /153/.  
Die Industrieholzpreise steigen seit 2005 deutlich stärker als die Stammholzpreise. Bedingt wird dieser 
extreme Preisanstieg durch steigenden Bedarf in der Holzwerk- und Zellstoffindustrie sowie einer 
gestiegenen energetischen Nachfrage nach diesen Holzsortimenten /153/. 
Brennholzpreise 
C.A.R.M.E.N. e. V. erhebt vierteljährlich die Preise für Hackschnitzel. Die Preise beziehen sich auf eine 
Lieferung von 80 Schüttraummetern in einem Umkreis von 20 km mit einem Wassergehalt von 35 %. 
Die in Abbildung 37 dargestellten Hackschnitzelpreise sind seit Januar 2003 von etwa 1,5 Ct / kWh mit 
leichten Schwankungen auf knapp 2,5 Ct / kWh Mitte des Jahres 2008 angestiegen. Dabei weichen die 



































































































Scheitholz Heizöl Pellets Hackschnitzel Heizgas
 
Abbildung 37: Preisentwicklung verschiedener Brennstoffe 2003-2007 /52//119//224/  
Die Pelletpreise blieben bis zum Jahr 2006 relativ konstant unter 4 Ct / kWh bis sie im Jahr 2006 rapide 
auf über 260 €/ t bzw. rund 5,2 Ct / kWh anstiegen (s. Abbildung 37). Inzwischen sind die Preise wieder 
gesunken und bewegen sich auf dem Niveau von vor 2006 /119/.  
Als bisher einzige Institution veröffentlicht das TFZ-Straubing zweimal im Jahr bundesweite 
Durchschnittspreise für Scheitholz. Die Preisangaben beziehen sich dabei auf die Abnahme von sechs 
Raummetern 33 cm langes und ofenfertiges3 Hartholz. Im Preis ist eine Anlieferung im Umkreis von 
10 km enthalten. Bei der Umfrage beteiligen sich Waldbesitzer, private Forstbetriebe, 
Forstbetriebsgemeinschaften und der Brennstoffhandel aus dem ganzen Bundesgebiet, sodass die Preise 
für den Scheitholzverkauf aus Baumärkten oder der Verkauf von frischem Holz aus staatlichen 
Forstbetrieben nicht in diesen Preisen abgebildet werden. In Baummärkten wird Scheitholz in Säcken 
oder Kartons angeboten. Bezüglich dieser verbraucherfreundlichen Verpackungsformen werden höhere 
Preise von bis zu 125 € je Raummeter verlangt und liegen damit über den vom TFZ ermittelten 
Scheitholzpreisen. Beim Bezug von frischem Holz aus Staatsbetrieben oder anderen Forsten beträgt der 
Scheitholzpreise aufgrund der Abholung ab Wald und dem höheren Wassergehalt zwischen 30 – 70 € je 
Raummeter und ist damit etwas niedriger als der Scheitholzpreis des TFZ. Dies verdeutlich gleichzeitig, 
dass die Schwankungsbreite der Scheitholzpreise relativ groß ist /218/. 
Aus Abbildung 37 wird ersichtlich, dass wie bei den anderen Brennholzsortimenten 2006 eine 
Preissteigerung einsetzte. Die Preise haben sich von Januar 2003 durchschnittlich um mehr als 20 % auf 
rund 5 Ct / kWh oder etwa 75 € je Raummeter im Frühjahr 2007 erhöht. Die wachsende Nachfrage nach 
Scheitholz führte vor allem in waldarmen Regionen zu überdurchschnittlich stark steigenden Preisen 
/224/.  
                                                     




4.9 Szenarien Wärmemarkt 
4.9.1 Szenarien zur Scheitholznutzung 
Bereits in den vorherigen Kapiteln wurden die steigenden Preise für Heizöl und Gas als wichtige 
Einflussfaktoren für den zunehmenden Scheitholzbedarf genannt. Jedoch bestehen weitere 
Einflussgrößen, die eine nachhaltige Wirkung auf den Scheitholzeinsatz entfalten können. Um sich 
einem möglichen Spektrum des zukünftigen Scheitholzbedarfs anzunähern, werden drei Ansätze 
verfolgt, deren Stärken und Schwächen anschließend erläutert werden: 
 statistisch: Korrelation zu Ölpreis 
 bottom-up: Fortschreibung der Anlagenzahl 
 top-down: Erreichung politischer Ziele 
Weiterhin raten fachliche Informationsstellen wie die Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe oder 
zahlreiche Energieagenturen zu technisch fortschrittlichen Holzfeuerungen mit hohen Wirkungsgraden 
und dem Einsatz von trockenem heizwertreichen Holz. Sollten sich solche Ratschläge in der breiten 
Masse durchsetzen, könnte dies mittelfristig den spezifischen Holzverbrauch je Holzfeuerung verringern. 
Bei einem konstanten Anlagenbestand und konstantem Wärmebedarf könnte der Scheitholzverbrauch 
theoretisch entsprechend der Verbesserung im Anlagenwirkungsgrad bzw. der Erhöhung des Heizwertes 
verringert werden. Eine kumulierte Wirkung der beiden Faktoren könnte den Scheitholzverbrauch bis 
2020 unter optimistischen Annahmen etwa um 10 % reduzieren. Da genauere Angaben zu beiden Werten 
fehlen, wird auf ausführlichere Betrachtungen verzichtet.  
Zusammenhang zwischen Ölpreissteigerungen und Scheitholzmengen bzw. -preise 
Zwischen 2002 und 2007 stieg der Rohölpreis um etwa 155 %. Im selben Zeitraum legte auch der 
Scheitholzmarkt um rund 34 % deutlich zu. Die in Abbildung 38 dargestellte Korrelation zwischen der 
Preisentwicklung des Rohöls der Sorte UK Brent und der zuvor dargestellten Entwicklung des 
Scheitholzbedarfs bezieht sich auf den oben genannten Zeitraum und deutet auf einen Zusammenhang 
zwischen beiden Größen hin, denn das Bestimmtheitsmaß beträgt R² = 0,89. Inwiefern dieser 
Zusammenhang zur Erstellung einer Prognose herangezogen werden kann, ist fraglich, da sich derzeit die 
Rohölpreise und der Verkauf von Kamin- und Kachelöfen und insofern auch der Scheitholzbedarf 
entkoppelt voneinander entwickeln. Einerseits ist der Absatz an Holzfeuerungen für den privaten Bedarf 
im Jahr 2007 aufgrund der Verunsicherung der Kunden durch die Novellierung der 1. BImSchV 
eingebrochen, andererseits erreicht der Rohölpreis ständig neue Höchstwerte. Zwar beeinflussen die 
Rohölpreisen unter anderem die Entwicklung der Scheitholzmengen, da aber die Rohölpreise von 
weltweiten Faktoren beeinflusst wird und der deutsche Scheitholzmarkt überwiegend von regionalen 
Faktoren abhängig ist, gehen von der Preisentwicklung von Rohöl eher langfristige Effekte auf die 
Scheitholznachfrage aus.  
Das Ergebnis lässt vermuten, dass ein ähnlicher Zusammenhang zwischen den Scheitholzmengen und 
dem Heizölpreis besteht, zumal der Heizölpreis ein für den Verbraucher entscheidender Brennstoffpreis 
ist. In diesem Zusammenhang beträgt das Bestimmtheitsmaß jedoch nur R² = 0,73, was vor allem auf die 
im betrachteten Zeitraum stark schwankenden Wechselkurse zwischen Euro und US-Dollar 
zurückzuführen ist. Der Einfluss der Heizölpreise auf die Scheitholznachfrage ist aufgrund der 




























































Heizölpreis in €/100l Rohölpreis in US-Dollar je Barrel
Linear (Rohölpreis in US-Dollar je Barrel) Linear (Heizölpreis in €/100l)
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Ähnliche Zusammenhänge wie bei den Scheitholzmengen sind zwischen den Scheitholzpreisen und den 
Preisentwicklungen bei Roh- und Heizöl zu beobachten. Zur Gegenüberstellung wurden erneut die Preise 
für leichtes Heizöl und Rohöl der Sorte UK Brent sowie die seit 2003 veröffentlichten Scheitholzpreise 
von C.A.R.M.E.N. e. V. herangezogen. Aus Abbildung 39 wird ersichtlich, dass der Preisanstieg des 
Scheitholzes stärker mit den Rohölpreisen korreliert als mit dem Preisanstieg des Heizöls. Das 
Bestimmtheitsmaß bei den Scheitholzpreisen ist allerdings deutlich niedriger als bei den 
Scheitholzmengen und liegt zwischen 0,41 – 0,56. Es ist somit nur eine geringe Korrelation feststellbar. 
Dies ist darauf zurückzuführen, dass Preissteigerungen zeitverzögert und in unterschiedlichem Maße 
weitergegeben werden, sodass in der Summe der Effekte keine eindeutigen kurzfristigen 
Zusammenhänge zwischen der Entwicklung der Scheitholzpreise und dem Rohölpreis einerseits und dem 
Heizölpreis andererseits erkennbar sind. Die Entwicklung zeigt jedoch, dass mit einem Anstieg der 
Scheitholznachfrage, die besonders den gestiegenen Mineralölpreisen geschuldet ist, auch die Preise für 
Scheitholz angestiegen sind. 
Die Anzahl der Ölpreisprognosen ist beachtlich und die daraus abgeleitete Spannweite zeigt, dass derzeit 
keine einheitliche Vorstellung über die zukünftige Entwicklung der Rohölpreise herrscht. Abbildung 40 
gibt die Entwicklung und eine Bandbreite der nominalen Rohölpreise wider. Das mittelfristige Absinken 
der realen Rohölpreise nach diesen Studien wird vor allem damit begründet, dass bei einem Preis über 
50 $ je Barrel sowohl die Erschließung neuer Erdölreserven wirtschaftlich, als auch die Substitution 















































Abbildung 40: Entwicklung und Prognosen/Szenarien für den nominalen Rohölpreis /18/  
Allerdings zeigt das Beispiel von Goldman Sachs, die eine Revidierung ihrer Ölpreisprognose im Mai 
2008 vornahmen, dass der Markt für Rohöl nicht berechenbar ist. Wie in den vorherigen Abschnitten 
aufgezeigt wurde, eignen sich weder Rohöl- noch Heizölpreise, um sinnvolle Entwicklungen der 




Auch hinsichtlich der Prognose von Scheitholzpreisen eignen sich die Preisentwicklungen von Roh- und 
Heizöl nur bedingt. Ein Anstieg der Produktionskosten durch steigende Rohölpreise ist offensichtlich, 
aber andere Preiseffekte beim Scheitholz können durch Rohölpreise kaum erklärt werden. 
Statistischer Zusammenhang Scheitholzverbrauch und Rohölpreis 
Der zuvor ermittelte Zusammenhang zwischen Scheitholzverbrauch und Rohölpreisen dient als 
Grundlage für ein Szenario zur Entwicklung des Scheitholzeinsatzes in Abhängigkeit der Rohölpreise. 
Zur Veranschaulichung des möglichen Einflusses von Rohölpreisen auf den Scheitholzmarkt wurde eine 
Prognose der Energy Information Administration zu Grunde gelegt, die bis zum Jahr 2020 einen 
Rohölpreisen von 60 € je Barrel kalkuliert /86/. Im Unterschied dazu wurde ein häufig in der Presse 
zitierter Preis von 200 $ je Barrel für das Jahr 2020. Wie aus Abbildung 41 hervorgeht, verringert sich 
der Scheitholzverbrauch in Abhängigkeit der EIA-Prognose mittelfristig auf knapp 37 TWh/a, da mit 
sinkenden Ölpreisen gerechnet wird. Der im Vergleich zum Ölpreis stärkere Rückgang des 
Scheitholzbedarfs ist auf die Grundannahmen von höheren Wirkungsgraden und sinkendem 
Wärmebedarf zurückzuführen.  
Eine andere Entwicklung zeigt das Szenario eines linear steigenden Rohölpreises bis zu 200 $ je Barrel 
im Jahr 2020 auf. Zwar wirken die Grundannahmen dämpfend auf den Scheitholzverbrauch, jedoch führt 
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Abbildung 41: Entwicklung der Scheitholzmengen in Abhängigkeit des Rohölpreises bis zum Jahr 2020 /86/ 
Bottom-up Ansatz 
Beim bottom-up Ansatz liegt das Augenmerk auf der Entwicklung der Anzahl an Scheitholzfeuerungen. 
Es wurden zwei Szenarien zur Entwicklung des Bestandes an Scheitholzfeuerungen erstellt. Als 
Grundlage der Szenarien dienen eine Umfrage zum Anteil der Holz-Zusatzfeuerungen aus dem Jahr 2002 
und Auswertungen des Mikrozensus aus dem Jahr 2002 und 2006 zur Wohnungssituation /162//221/. 




Zweifamilienhäuser eine Zusatzfeuerung4 für Holz vorhanden ist. In den Gebäuden mit mehr als drei 
Wohnungen lag der Anteil der Zusatzfeuerungen deutlich unter 10 %. Verbindet man die Anzahl der 
Zusatzfeuerungen aus dem Jahr 2006 (9,5 Mio.) mit der Anzahl der Wohnungen aus dem Jahr 2006 
(39 Mio.), ergibt sich eine Steigerung des Anteils der Wohnungen mit Zusatzfeuerungen.  
Zur Berechnung der Anzahl an Scheitholzfeuerungen im Jahr 2020 werden eine Prognose über den 
Wohnungsbestand im Jahr 2020 herangezogen, die von knapp 41 Mio. Wohnungen ausgeht /209/ und 
zwei Annahmen über den zukünftigen Anteil der Wohnungen mit Scheitholzfeuerungen getroffen. Es 
wird zudem davon ausgegangen, dass sich das Wachstum des Anlagenbestandes auf alle 
Feuerungstechnologien und Leistungsbereiche gleichmäßig verteilt.  
Im ersten Szenario wird von einem kontinuierlichen Wachstum des Anlagenbestandes ausgegangen, das 
sich auf die Entwicklung der Anzahl zwischen den Jahren 2002 und 2006 stützt. Die Anzahl der Anlagen 
erhöht sich auf 17 Mio. Stück und der Scheitholzverbrauch auf rund 63 TWh/a. Das zweite Szenario 
basiert auf der Annahme, dass bis zum Jahr 2020 in 90 % der Wohnungen in Gebäuden mit ein und zwei 
Wohnungen sowie in 20 % der Wohnungen in Gebäuden mit mehr als drei Wohnungen Holz-
Zusatzfeuerungen betrieben werden. Somit stellt dieses Szenario eine theoretische Obergrenze für den 
Ausbau der Holzfeuerungen im privaten Bereich dar. Der Scheitholzverbrauch würde nach diesem 
Szenario 2020 etwa 86 TWh/a betragen, wobei etwa 23,6 Mio. Holzfeuerungen inkl. Holz-
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Abbildung 42: Szenarien zur Entwicklung der Anlagenzahl je Wohnung bis zum Jahr 2020 
Top-down Ansatz 
Ziel der Bundesregierung ist es, den Anteil der erneuerbaren Energien im Wärmemarkt auf 14 % bis zum 
Jahr 2020 zu steigern. Zur Modellierung des Scheitholzverbrauches hinsichtlich der Erreichung der 
14 % - Quote wird unterstellt, dass der Gesamtbeitrag der Bioenergie im Wärmemarkt  im Jahr 2020 
10 % beträgt und damit den Erwartungen des Bundesverbandes BioEnergie e. V. (BBE) entspricht /49/. 
                                                     




Des Weiteren wird angenommen, dass der Anteil des Endenergieverbrauchs auf Basis von Scheitholz im 
Bereich der Bioenergie konstant bei rund 55 % bleibt. 
Zur Entwicklung des Wärmebedarfs werden das Klimaszenario und das Szenario der Leitstudie 
herangezogen, die den Szenarien in Bezug auf den gesamten Wärmebedarf entsprechen. Aus Abbildung 
43 wird deutlich, dass der Scheitholzeinsatz deutlich zunehmen müsste und je nach Wärmeszenario 64 –































Abbildung 43: Szenarien des Scheitholzverbrauchs bei einem Anteil von EE im Wärmemarkt von 14 % bzw. 10 % 
Bioenergie bis zum Jahr 2020 /50/  
 
Zusammenfassung der Szenarien zum Scheitholzbedarf 
Die in den vorherigen Abschnitten beschriebenen Szenarien decken die Entwicklung der aus heutiger 
Sicht einflussreichsten Faktoren in Bezug auf den Scheitholzverbrauch ab. In Abbildung 44 sind diese 
Szenarien dargestellt und weisen eine Spannbreite des Scheitholzverbrauchs von 37 – 86 TWh/a auf, 
wobei als realistisch erreichbare Obergrenze das 90 % SF-Szenario mit rund 86 TWh/a 
Scheitholzverbrauch betrachtet werden kann. Ein Vergleich mit den Szenarien zur Erfüllung von 10 % 
Bioenergie im Wärmemarkt zeigt, dass im Szenario „10 % Biowärme Klima“ eine ähnlich hohe Anzahl 
an Scheitholzfeuerungen betrieben werden muss, um diese Annahme die genannten Ziele zu erreichen. 
Deutlich niedriger fällt der Scheitholzverbrauch in Kombination mit dem Wärmeszenario der Leitstudie 
aus. Demnach beträgt der Scheitholzverbrauch 2020 etwa 64 TWh/a 
Schreibt man stattdessen die Entwicklung der Anlagenzahl aus den vergangenen Jahren fort, erreicht der 
Scheitholzverbrauch 2020 ein ähnliches Niveau, nämlich etwa 62,5 TWh/a. Etwas unter diesem Niveau 
bewegt sich der Scheitholzverbrauch, wenn von einem Ölpreis von 200 $ je Barrel und der zuvor 
aufgezeigten Korrelation zwischen Ölpreis und Scheitholzverbrauch ausgegangen wird. Unter 
Berücksichtigung der Ölpreisszenarien der EIA, fällt der Ölpreis in den nächsten Jahren auf ein Niveau 
unter 100 $ je Barrel, wodurch bei einer unterstellten Korrelation zwischen Ölpreis und Anlagenzahl der 




Folglich ist ein Steigerungspotenzial im Bereich der Scheitholzfeuerungen vorhanden, allerdings wird 
durch das Szenario 90 % SF verdeutlicht, dass maximal eine Verdopplung des Scheitholzeinsatzes 
realisiert werden kann und somit der zukünftige Beitrag von privaten Biomassefeuerungen im 
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Abbildung 44: Vergleich der Szenarien zur Entwicklung des Scheitholzverbrauches bis zum Jahr 2020 
4.9.2 Basis-Szenario Wärme 
Das Basis-Szenario Wärme geht von einer Fortschreibung der Anlagenzahl und den bekannten 
technischen Entwicklungen für die beschriebenen Biomasseanlagen aus. Des Weiteren wird die im 
Basis-Szenario Strom genannte Wärmeauskopplung aus Stromerzeugung aus Biomasse berücksichtigt.  
Bei Scheitholzfeuerungen wird im Basis-Szenario von einer Fortschreibung der bisherigen Anlagenzahl-
Entwicklung ausgegangen, sodass bis 2020 etwa 17,1 Mio. Scheitholzfeuerungen in Deutschland im 
Einsatz sind. Aufgrund der Modernisierung des Anlagenbestandes wird davon ausgegangen, dass der 
durchschnittliche Wirkungsgrad um 2 % bei Scheitholzkesseln und um 3 % bei Einzelfeuerstätten bis 
2020 zunimmt. Zusätzlich wird mit einem Rückgang des spezifischen Wärmebedarfs von 
Scheitholzfeuerungen von 15 % gerechnet, der die Verbesserungen in der Wärmedämmung 
berücksichtigt. Auf Basis dieser Annahmen beträgt die Wärmebereitstellung von Scheitholzfeuerungen 
im Jahr 2020 77 TWh/a.  
Die zukünftige Wärmebereitstellung von Pelletfeuerungen basiert auf einer Fortschreibung der 
Anlagenzahl anhand der bisherigen Entwicklung. Demnach sind 2020 rund 295.000 Pelletfeuerungen in 
Betrieb, die etwa 12,3 TWh/a Wärme bereitstellen. Auch bei Hackschnitzelfeuerungen zur reinen 
Wärmegewinnung wird von einer Fortschreibung der Anlagenzahl ausgegangen, sodass sich die Anzahl 




beziffert sich auf 29,7 TWh/a5. Die Wärmeauskopplung aus der Stromerzeugung geht auf das in 
Kapitel 4.3 dargestellte Basis-Szenario Strom zurück und beträgt 34 TWh/a, sodass sich die 
Wärmebereitstellung auf Basis von Biomasse im Basis-Szenario 2020 auf 156 TWh/a summiert. 
In Abbildung 45 wird das Basis-Szenario Wärme dem Bedarf zur Erfüllung eines 14 % Anteils von 
erneuerbaren Energien im Wärmemarkt gegenübergestellt. Dabei werden drei Szenarien zur Entwicklung 
des Wärmebedarfs berücksichtigt: Einerseits die Szenarien Referenz und Leitstudie 2008, andererseits 
das Basis-Szenario, das von einem gleich bleibenden Wärmebedarf ausgeht und sich auf den 
Wärmebedarf des Jahres 2007 bezieht. Für die Entwicklung sonstiger erneuerbarer Energieträger wird 
angenommen, dass diese bis zum Jahr 2020 jeweils 4 % des Wärmebedarfs decken. In Kombination mit 
allen drei Wärmeszenarien wird das 14 % Ziel erreicht. 
 
Abbildung 45: Basis-Szenario Wärme  
 
Zusammenfassung 
In Tabelle 9 wird das Basis-Szenario Wärme zusammengefasst und der daraus ableitbare 
Biomassebedarf auf 442 PJ/a beziffert. Damit ist - unter der Annahme des Ausbaus der sonstigen 
erneuerbaren Energien im Wärmemarkt und einem Rückgang des Endenergiebedarfs wie im Szenario 
der Leitstudie 2008 - eine Fortführung der bisherigen Entwicklung des Biomasseeinsatzes ausreichend, 
um das 14 % Ziel zu erreichen. Wenn allerdings der Rückgang des Endenergiebedarfs bzw. der Ausbau 
sonstiger erneuerbarer Energien oder der KWK nicht in diesem Maße eintreten, sind zusätzliche 
Anstrengungen im Ausbau des Biomasseeinsatzes, z. B. durch den Zubau von Heizwerken erforderlich.  
 
                                                     
5 Die Leitungsverluste basieren auf der Annahme, dass im Leistungsbereich von 100 – 500 kW der Leitungsverlust 
5 %, zwischen 500 – 1.000 kW etwa 10 % beträgt. Bei Heizwerken mit mehr als 1.000 kW Leistung wird davon 
ausgegangen, dass etwa die Hälfte der Feuerungsanlagen an ein Nahwärmenetz mit einem Leitungsverlust von 
20 % angeschlossen ist. 





















76,6 32,7 12,3 34 156 
Biomasse-
bedarf 
PJ/a 276 122 44 - 442 
Flächen-
bedarf1 
ha/a - - - - - 
1: Es wird davon ausgegangen, dass zunächst kein Holz aus KUP eingesetzt wird und insofern auch kein 
Flächenbedarf zur Versorgung der Scheitholz-, Hackschnitzel- und Pelletfeuerungen besteht. 
 
5 Konkurrenzfeldanalyse der Rohstoffbasis 
5.1 Holzmarkt 
Holz stellt gegenwärtig und künftig den wichtigsten biogenen Energieträger dar, ist aber darüber hinaus 
ein hochwertiger nachwachsender Rohstoff für vielfältige Anwendungen. Die Bundesregierung 
intensiviert seit 2002 die Bemühungen um eine nachhaltige Holzverwendung in Deutschland. In der 
Charta für Holz wurden 2002 erste konkrete Ziele formuliert, die eine Steigerung des Pro-Kopf-
Verbrauchs von Holz und Holzprodukten aus nachhaltiger Erzeugung innerhalb von zehn Jahren 
vorsehen. In der Vergangenheit wurde die Holznutzung nicht nur durch politische Zielvorgaben forciert, 
sondern auch die positiven Ergebnisse der Zweiten Bundeswaldinventur und gestiegene Preise für fossile 
Energieträger weckten zusätzliches Interesse an diesem Rohstoff. Welche Holzressourcen derzeit und 
perspektivisch verfügbar sind und welche Mengen stofflich und energetisch genutzt werden, wird 
nachfolgend aufgeführt. Besonderes Augenmerk wird dabei auf die Scheitholznutzung gelegt, die 
traditionell einen hohen Stellenwert besitzt und zuletzt deutlich zugenommen hat. 
5.1.1 Charakterisierung der verwendeten Rohstoffe 
In der Literatur sowie im Sprachgebrauch werden zahlreiche Begriffe für Holz in seinen 
unterschiedlichen Erscheinungsformen verwendet. Die wichtigsten Begriffe in Bezug auf 
Waldholzsortimente sowie die wichtigsten Nutzungsformen und deren Bedeutung werden nachstehend 
erläutert. Zu Vergleichszwecken wurden alle Angaben wie Vorratsfestmeter Vfm, Erntefestmeter Efm, 
Festmeter Fm, oder Tonne in Energiegehalte umgerechnet. Zwar birgt diese Umrechnung die Gefahr von 
Unschärfen, weil die Umrechnungsfaktoren zwischen verschiedenen Sortimenten und Lagerungsformen 
differiert. Andererseits ergibt sich damit die Möglichkeit des sortiment- bzw. nutzungsübergreifenden 
Vergleichs, der ein kompletteres Bild der Marktsituation liefern soll. Die Umrechnungsfaktoren basieren 
auf /154/, sodass der durchschnittliche Umrechnungsfaktor von Festmeter in tatro 0,48 t/FM beträgt. Die 
weitere Umrechnung in PJ erfolgt über den durchschnittlichen Heizwert von absolut trockenem Holz von 
18,36 MJ/kg. 
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In der klassischen Forstwirtschaft wird hauptsächlich Stamm- und Industrierestholz produziert. Sie 
erfüllen bestimmte vom Markt vorgegebene Qualitätsmerkmale. Neben diesen beiden Holzsortimenten 
sind weitere verfügbar, die i.d.R. keine Verwendung in der Holz bearbeitenden Industrie finden. Eine 
vereinfachte Unterscheidung der Holzsortimente ist wie folgt: 
Stammholz wird als hochwertiges Holz am Markt verkauft. An das Holz werden gewisse 
Anforderungen wie Krümmung, Artigkeit und Durchmesser gestellt. Die untere Aufarbeitungsgrenze 
beträgt mindestens 7 cm im Durchmesser. Es kommt in der Sägeindustrie sowie in der Sperrholz- und 
Furnierindustrie zum Einsatz. 
Industrieholz wird für u. a. für die Papierherstellung sowie in der Holzwerkstoffindustrie eingesetzt. 
Das Holz muss entsprechend geringere Anforderungen als Stammholz erfüllen. Als Industrieholz wird 
deswegen oft Holz verkauft, das nicht den hohen Ansprüchen des Stammholzes entspricht. Die 
Aufarbeitungsgrenze liegt auch hier bei mindestens 7 cm. 
Schwachholz fällt bei Durchforstungsmaßnahmen an, bei denen kranke und minderwertige oder 
konkurrierende Bäume gefällt werden. Das dabei geerntete Holz besitzt meistens einen 
Brusthöhendurchmesser (BHD) von 7 – 20 cm. Es wird je nach Durchmesser und Erntekosten zu 
Industrieholz aufgearbeitet oder für die energetische Verwendung bereitgestellt. 
Schlagabraum bezeichnet die bei der Ernte von Stamm- und Industrieholz sowie bei der Durchforstung 
primär im Wald verbleibenden Holzsortimente. Dazu zählen das Kronenderbholz mit mehr als 7 cm 
Durchmesser und Reisig mit weniger als 7 cm Durchmesser. Zusammen sind dies alle unter der 
jeweiligen Aufarbeitungsgrenze liegenden Holzsortimente im Ast- und Kronenbereich. Zudem fällt bei 
der Ernte Rinde an, die bei der Weiterverarbeitung des Stammholzes keine Bedeutung besitzt. 
In der Literatur werden häufig die Begriffe Waldrestholz und Derbholz verwendet. Unter Waldrestholz 
versteht man Waldholzsortimente, die unter ökonomischen Gesichtspunkten keine weitere industrielle 
Verwendung finden. In der Regel werden dazu Reisig und Rinde gezählt sowie sonstiges nicht 
verwendetes Holz mit einem Durchmesser von weniger als 7 cm. Zu Derbholz zählt man die gesamte 
oberirdische Masse eines Baumes mit einem Durchmesser von mehr als 7 cm /114/. 
Unter den Begriff Altholz wird im Rahmen der Altholzverordnung Industrierestholz und Gebrauchtholz 
gezählt. Entsprechend wird Waldrestholz nicht dazu gezählt. Mit steigender Schadstoffbelastung wird 
Altholz den Kategorien A I-IV zugeordnet. Dabei zählt Natur belassenes oder lediglich mechanisch 
bearbeitetes Holz zu Kategorie A I, mit Holzschutzmitteln behandeltes Holz zu Kategorie A IV.  
5.1.2 Inländische Verfügbarkeit von Holz 
Bisheriges Holzaufkommen 
Die Auswertung der zweiten Bundeswaldinventur im Jahr 2004 brachte zu Tage, dass der Holzvorrat seit 
der ersten Inventur um etwa 20 % auf 3,4 Mrd. Vfm6 (entspricht ca. 30 EJ) anstieg und somit im 
historischen Vergleich hoch ist. Der durchschnittliche Holzvorrat beträgt 320 Vfm/ha (entspricht ca. 
2,8 TJ/ha), wobei der höchste im Kleinprivatwald steht. Dies geht auf eine geringere Nutzungsintensität 
                                                     
6 Vfm = Vorratsfestmeter ist eine Maßeinheit für den stehenden Vorrat (Derbholz) und gibt somit nicht das gesamte 
Waldholzpotenzial wider. 
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im Kleinprivatwald im Vergleich zu Körperschafts- und Staatswald oder großen Privatwaldbesitzern 
zurück.  
Mit dem Bekanntwerden dieser Auswertungen stiegen die Erwartungen an das Waldholzaufkommen und 
vor allem den Einschlag im Kleinprivatwald. Wie aus den offiziellen Einschlagstatistiken hervorgeht, 
nahmen der Einschlag in allen drei Besitzarten Staats-7, Körperschafts-8 und Privatwald in den 
vergangenen Jahren zu (s. Abbildung 46). Größere Schwankungen in diesem Verlauf werden durch 
Schadensereignisse verursacht, dennoch ist ein positiver Trend erkennbar. 
 
Abbildung 46: Einschlag und Waldholzaufkommen 1996 – 2007 (auf Basis von/154//157//185/ ) 
Nach offiziellen Einschlagsstatistiken wurden 2007 knapp 77 Fm Holz (etwa 590 PJ/a) eingeschlagen9 
und nähert sich damit dem geschätzten Waldholzaufkommen von etwa 80 Fm/a (ca. 710 PJ/a) an. Rund 
34 Fm des Einschlages stammen aus dem Privatwald, was gegenüber früheren Jahren fast eine 
Verdreifachung bedeutet. Dieser Effekt ist unter anderem darauf zurückzuführen, dass seit 2002 in der 
Bundesstatistik unvermarkteter Einschlag aus dem Privatwald in Bayern und Baden-Württemberg 
berücksichtigt und hochgerechnet wird und Privatwaldbesitzer verstärkt mobilisiert werden. Im 
Vergleich zur Waldfläche im Privatbesitz und dem hohen Holzvorrat ist der Mobilisierungsgrad dennoch 
relativ gering. Die Differenz des Einschlages zum Waldholzaufkommen ist einerseits der immer noch 
unvollständigen Erfassung des Holzeinschlages sowie der Nicht-Berücksichtigung des 
Waldrestholzaufkommens in der Einschlagsstatistik geschuldet.  
Um eine sinnvolle Aussage über potenzielle Nutzungskonkurrenzen zu treffen, ist eine genauere 
Betrachtung des gesamten Holzaufkommens erforderlich. Außer den bereits genannten 
Einschlagsmengen kommen weitere Holzsortimente in Betracht, die überwiegend im Bereich der holzbe- 
und verarbeitenden Industrie und als Altholz anfallen. Wie Abbildung 47 zeigt, nehmen mit dem 
Stammholzeinschlag nicht nur das Aufkommen an sonst. Waldholz10 zu, sondern auch die 
Sägenebenprodukte. Weiterhin wird deutlich, dass vermehrt bisher kaum genutzte Holzpotenziale wie 
                                                     
7 Bundes- und Landesforsten einschließlich Treuhandforsten. 
8 Gemeindeforsten und Forsten sonstiger Körperschaften des öffentlichen Rechts. 
9 Der Holzeinschlag hat 2007 ein Rekordergebnis erzielt, wobei der Hauptgrund der Steigerung von 23 % ggü. dem 
Vorjahr in dem zusätzlichen Anfall durch den Sturm Kyrill zu suchen ist /245/.  
10 Dazu zählt neben Industrieholz auch Waldrestholz. 
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LP-Holz oder Waldrestholz mobilisiert werden. In dem betrachteten Zeitraum steigt das Holzaufkommen 























Stammholz sonst. Waldholz Sägenebenprodukte Rinde
Industrierestholz Altholz LP-Holz sonst. Holz
 
Abbildung 47: Entwicklung des Holzaufkommens 2002, 2005 und 2007(auf Basis von /81//157/) 
Prognose zum zukünftigen Holzaufkommen 
Es ist das Ziel der nachhaltigen Waldwirtschaft, die Waldfläche von rund 11 Mio. ha zu erhalten. In den 
vergangenen Jahren konnte sogar eine leichte Zunahme verzeichnet werden, sodass zukünftig von 
mindestens einer gleich bleibenden Fläche ausgegangen werden kann.  
Auf Basis der zweiten Bundeswaldinventur wurde das zukünftige Holzaufkommen modelliert. Zur 
Modellierung wurden zahlreiche Parameter zum Waldwachstum festgelegt und die derzeit übliche 
Waldbewirtschaftung angenommen. Demnach wird das potenzielle Rohholzaufkommen bis zum Jahr 
2020 auf rund 80 Mio. Efm/a oder rund 705 PJ/a abgeschätzt.  
In Abbildung 48 sind weitere Szenarien dargestellt, die unter Berücksichtigung des anfallenden 
Waldrestholzes das gesamte Biomassepotenzial auf etwa 120 Mio. Fm/a (ca. 1.060 PJ/a) beziffern, die 
bis zum Jahr 2020 auf der bestehenden Waldfläche geerntet werden können. Die Ausschöpfung dieser 
Potenziale wäre allerdings nur unter einer verstärkten Mobilisierung zusätzlicher Holzrohstoffe im 
Privatwald, der Vernachlässigung der geforderten natürlichen Waldentwicklung auf 5 % der Waldfläche 
sowie einem hohen Nährstoffentzug möglich /186/. Unter Berücksichtigung von 5 % Waldfläche mit 
natürlicher Waldentwicklung und einem Verbleib der Wurzeln und Stubben sowie 65 %11 der 
                                                     
11 In der Literatur liegt der Anteil der verwertbaren Ernterückstände zwischen 25 – 50 %. Legt man eine 
Verwertung von 35 % der Ernterückstände zu Grunde und addiert dazu den Anteil der Wurzeln und Stubben, so 
verbleiben etwa 35 % der gesamten Biomasse im Wald.  
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Ernterückstände zur Aufrechterhaltung der Nährstoffbilanz reduzieren sich die nutzbaren Anteile des 
Waldrestholzes und des Waldholzes auf zusammen rund 90 Mio. Fm/a oder 790 PJ/a im Jahr 2020. 
 
Abbildung 48: Biomasse- und Rohholzpotenzial des WEHAM-Basisszenarios und WEHAM-Szenarios F /186/ 
Darüber hinaus können weitere Holzmengen aus der Landschaftspflege bereitgestellt werden. Beim 
Landschaftspflegematerial wird davon ausgegangen, dass zukünftig etwa 10 Mio. Fm/A (ca. 88 PJ/a) 
verfügbar gemacht werden können /158/. Allerdings ist dies eine grobe Schätzung, da bisher keine 
detaillierten Erhebungen für das Gebiet der Bundesrepublik durchgeführt wurden. 
5.1.3 Nutzungsstand und Perspektiven 
Stoffliche Holznutzung 
Im Bereich der stofflichen Holznutzung zählen die Säge- und die Holzwerkstoffindustrie zu den größten 
Abnehmern von Holz. In den letzten Jahren wurden besonders in der Sägeindustrie die Kapazitäten 
ausgebaut, sodass sich deren Bedarf von 30 Fm/a auf nunmehr 40 Fm/a im betrachteten Zeitraum 
erhöhte. Auch für die Holzwerkstoff-, Holzschliff- und Zellstoffindustrie war in der Vergangenheit ein 
positives Wachstum zu verzeichnen, das inzwischen jedoch abflaut bzw. negativ ist. Die sonstige 
stoffliche Nutzung von Holz blieb konstant. Abbildung 49 fasst diese Entwicklungen zusammengefasst 
und zeigt in der Summe einen Holzbedarf von 73 Fm/a (ca. 640 PJ/a) für das Jahr 2007. 




























Holzschliff und Zellstoff Holzwerkstoffe
Sägeindustrie sonst. stoffl. Verwendung
 
Abbildung 49: Entwicklung der stofflichen Nutzung von Holz 2002, 2005 und 2007 ( auf Basis von/154//157/ ) 
Bei einer Aufteilung der Holzsortimente nach Aufkommen und Verwendung ist eine Zuordnung nach 
unterschiedlichen stofflichen und energetischen Nutzungsoptionen möglich, wie aus Tabelle 10 
hervorgeht. Mantau /154/, der diese Einteilung für das Jahr 2002 erstellte, berücksichtigte nicht nur 
Waldholz aus Einschlagstatistiken sondern auch Sägenebenprodukte, Altholz, Landschaftspflegeholz und 
sonstiges Industrierestholz. Stamm- und Industrieholz sowie Sägenebenprodukte werden entsprechend 
überwiegend in der Sägeindustrie und Holzwerkstoffindustrie weiterverarbeitet. Waldrestholz und 
Schwachholz und zu geringeren Teilen auch Industrieholz und Sägenebenprodukte werden energetisch 
genutzt. Rinde, Altholz und Landschaftspflegematerial werden hauptsächlich energetisch verwendet. 
Wie sich der Einsatz von Holz – insbesondere Waldholz – seitdem entwickelt hat, wird nachfolgend 
dargestellt. 
Scheitholzfeuerungen 
Aus den vorhandenen Daten ist der Waldholzeinsatz nicht ableitbar, es ist aber davon auszugehen, dass 
er etwa 70 % des gesamten Brennholzeinsatzes von Scheitholzfeuerungen beträgt. Die restlichen 
Holzsortimente setzen sich überwiegend aus Gartenholz und Altholz zusammen. Tabelle 11 fasst die 






Tabelle 10: Aufkommen und Verwendung von Holzrohstoffen 2002 /154/  
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 Stoffliche Verwendung Energetische Verwendung 
Holzsortiment HuZ12 HWS13 SÄG14 SsV15 >1MW <1MW EFA16 
Stammholz 0,0% 0,0% 98,6% 1,4% 0,0% 0,0% 0,0% 
Industrieholz 
(Sonstiges) 24,0% 42,1% 0,0% 1,7% 1,0% 0,0% 31,2% 
Wald-
Restholz/Schwachholz 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 5,3% 24,5% 70,2% 
Sägenebenprodukte 24,4% 34,9% 3,6% 17,2% 7,5% 9,4% 3,0% 
Rinde 0,0% 0,0% 0,0% 54,2% 45,6% 0,2% 0,0% 
Sonst. 
Industrierestholz 0,0% 15,3% 0,0% 22,2% 43,8% 18,7% 0,0% 
Altholz 0,0% 21,1% 0,0% 2,6% 60,7% 2,1% 13,6% 
Landschaftspflegeholz 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 52,5% 47,5% 0,0% 
 
Tabelle 11: Wald-/Holzeinsatz in Scheitholzfeuerungen /123//162/ 
 2002 2007 
Scheitholzfeuerungen [Mio.] 9,0 10,8 
Holzeinsatz [PJ/a] 164 219 
Anteil Waldholz [%] 70 70 
Waldholz [PJ/a] 115 153 
 
Pellets 
Die Pelletproduktion erlebte in den vergangenen Jahren einen sprunghaften Anstieg. Wie aus Abbildung 
50 hervorgeht, vervielfachte sich die Pelletproduktion auf knapp 18 PJ/a (990.000 t) /69/. Damit 
überholte die Produktionsmenge im Zeitverlauf den Pelletabsatz in Deutschland, was dem starken Zubau 
an Produktionskapazitäten auf über 32 PJ/a geschuldet ist. 
Bei einer Befragung der Pelletproduzenten im Jahr 2002 wurde neben der Produktionsmenge auch nach 
dem Rohstoffeinsatz gefragt. Nach Angaben der Pelletproduzenten werden zu rund 86 % Säge- und 
Hobelspäne, knapp 10 % Hackschnitzel und fast 5 %Waldrestholz zu Holzpellets verarbeitet. Somit fällt 
das verwendete Rohmaterial überwiegend in der holzbe- und verarbeitenden Industrie an und nur ca. 
7,5 % oder 0,09 PJ/a stammen direkt aus dem Wald /155/ . Aufgrund der zunehmenden Pelletproduktion 
ist in den vergangenen Jahren auch der Anteil des Waldholzes am Rohmaterial gestiegen. Nach 
Schätzungen des IE lag der Anteil des Waldholzes an der Pelletproduktion 2006 bei rund 10 %. Das 
entspricht beim Pelletabsatz 1,2 PJ/a  im Jahr 2006. In der Zwischenzeit dürfte sich der Anteil des 
Waldholzes an der Pelletproduktion erhöht haben, da vornehmlich die großen Pelletierwerke vermehrt 
Industrieholz und Schwachholz verarbeiten. Je nach Preissituation auf den Rohstoff- und Absatzmärkten 
werden in den neuesten Pelletierwerken zwischen 10 – 20 % Waldholz eingesetzt, wobei die Tendenz 
steigend ist, sodass von einem durchschnittlichen Waldholzeinsatz in deutschen Pelletierwerken von 10 –
                                                     
12 HuZ = Holz- und Zellstoff 
13 HWS = Holzwerkstoffe  
14 SÄG = Sägeindustrie 
15 SsV = Sonstige stoffliche Verwendung 
16 EFA = Einzelfeuerungsanlagen 
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Abbildung 50: Pelletproduktion und Anlagenzahl (auf Basis von/69//148/ ) 
 
Tabelle 12: Wald-/Holzanteil bei Pellets /69//155/ (verändert) 
 2002 2007 
Pelletabsatz 1,2 14,4 
Pelletproduktion 0,35 17,8 
Anteil Waldholz in % 7,5 10 - 15 
Waldholz in Pelletfeuerungen 
PJ/a 
0,1 1,4 – 2,2 
 
Hackschnitzelfeuerungen 
Entsprechend einer Hochrechnung nach /148/ kletterte die Anzahl der Heizwerke > 100 kW Leistung 
von 5.800 im Jahr 2002 auf 8.200 in 2007. Auch im kleinen Leistungsbereich unter 100 kW wurden 
zahlreiche Hackschnitzelfeuerungen zugebaut, sodass in 2007 ca. 7.450 Hackschnitzelfeuerungen 
geringer Leistung installiert waren. Der Holzeinsatz der Heizwerke summiert nach Schätzungen auf etwa 
74 PJ/a in 2007.  
Wie aus verschiedenen regionalen Studien zum Brennstoffeinsatz in Holzheizwerken hervorgeht, 
schwankt der Anteil am Einsatz von Waldhackschnitzel je nach Leistungsklasse und Region zwischen 
20 – 80 % /85//170/. Im Durchschnitt liegt der Waldholzeinsatz bei etwa 50 %, der Einsatz von 
Sägerestholz bei 35 % und LP-Holz sowie sonstige Biomasse wird zu ca. 15 % eingesetzt (s. Tabelle 13). 
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Tabelle 13: Wald-/Hackschnitzeleinsatz in Holzheizungen und Heizwerken (basierend auf /148/) 
 2002 2007 
Anlagenzahl < 100 kW 3.250 7.450 
Anlagenzahl > 100 kW 5.800 8.200 
Holzeinsatz [PJ/a]/[%] 54,1 100 74,3 100 
Waldholz [PJ/a]/[%] 27,0 50 37,1 50 
Säge-/Industrierestholz 
[PJ/a]/[%] 
18,9 35 25,9 35 
LP-Holz / sonst. Biomasse 
[PJ/a]/[%] 
8,1 15 11,1 15 
 
Biomasse-(Heiz-)Kraftwerke 
Zur Abschätzung des Einsatzes an Biomasse in den 199 Biomasse-(Heiz)Kraftwerke im Jahr 2007 wurde 
eine Gesamtkapazität von 1.180 MWel und 5.500 – 6.500 Volllaststunden pro Jahr zu Grunde gelegt. Für 
die in 2007 in Betrieb genommenen Anlagen wurde nur die Hälfte der angegebenen Volllaststunden 
angesetzt. Demnach wurden 2007 etwa 108 PJ/a Biomasse zur Stromerzeugung in Biomasse-(Heiz-
)Kraftwerken in Deutschland eingesetzt. Die gleiche Berechnungsmethode wurde zur Abschätzung des 
Biomasse-Brennstoffbedarfs des Anlagenbestandes im Jahre 2002 herangezogen. In den 80 Biomasse-
(Heiz)Kraftwerken mit einer Gesamtkapazität von 340 MWel wurden 2002 44 PJ/a Biomasse eingesetzt 
/46/ (s. Tabelle 14).  
Tabelle 14: Entwicklung Wald-/Holzeinsatz in Biomasse-(Heiz)Kraftwerken 2002 und 2007 /46//207/ 
 2002 2007 
Anlagenzahl 80 199 
Brennstoffbedarf [PJ/a] 44,1 100  108,3 100  
Waldholz [PJ/a]/[%] 2,2 5  13,0 12  
Altholz [PJ/a]/[%] 37,5 85  76,6 – 97,5 80 – 90 
Sonst. Biomasse [PJ/a] 4,4 10  - - 
 
Nach Schätzung der Autoren wurden 2007 ca. 12 % Waldresthölzer sowie Hölzer aus der 
Landschaftspflege eingesetzt. Weitere Holzfraktionen sind Hölzer aus der holzbe- und verarbeitenden 
Industrie mit 25 – 30 % sowie Altholz mit 55 – 60 %. Für das Jahr 2002 wurde ein Waldholzanteil von 
knapp 5 % ermittelt. Die größte biogene Festbrennstofffraktion an der Strom- bzw. gekoppelten Strom- 
und Wärmeerzeugung stellte 2002 Altholz aller Kategorien mit über 85 % dar. Über ungefähr 8 % der 
eingesetzten Biomasse liegen keine näheren Informationen vor. Allgemein ist eine quantitative Aussage 
zum Einsatz verschiedener Holzsortimente zur Strom- bzw. gekoppelten Strom- und Wärmeerzeugung 
mit Unsicherheiten verbunden, da der Brennstoffeinsatz durch das rapide wechselnde Marktgeschehen 
kontinuierlich Veränderungen unterliegt. Jedoch kann die absolute wie relative Zunahme von Waldholz 
unter anderem auf den Bonus beim ausschließlichen Einsatz von nachwachsenden Rohstoffen (NawaRo-
Bonus) seit der Novellierung des EEG im Jahr 2004 zurückgeführt werden. Sowohl in bestehenden 
Biomasse-(Heiz)Kraftwerken als auch in Neuanlagen nahm der Einsatz an Waldrestholz und holzartigem 
Grünschnitt zu /46//207/ . 




Zusammenfassend war zwischen 2002 und 2007 eine sehr dynamische Entwicklung im Holzmarkt zu 
beobachten, die auf einen starken Ausbau der stofflichen und der energetischen Nutzung von Holz 
zurückgeht. Insgesamt stieg die Holznutzung um rund 40 % von etwa 85 Fm/a (ca. 750 PJ/a) auf 
120 Fm/a (ca. 1.050 PJ/a) an. Davon waren 2007 fast 70 % Waldholz, sodass sich die Waldholznutzung 
auf rund (82 Mio. Fm/a) summierte. Der Großteil des Waldholzes wird in der Sägeindustrie verarbeitet, 























Holzschliff und Zellstoff Holzwerkstoffe Sägeindustrie
Sonst. stoffl. Verwendung Scheitholzfeuerungen Pelletfeuerungen
Hackschnitzelfeuerungen (Heiz-)Kraftwerke
 
Abbildung 51: Wald-/Holznutzung zwischen 2002 und 2007(auf Basis von /46//148//154//157//207/) 
5.1.4 Basis-Szenario Holzmarkt 
Abgesehen von dem im vorherigen Kapitel dargestellten Holzbedarf für die Wärmebereitstellung wird 
auch Holz im Bereich der Stromerzeugung und bis 2020 in geringem Maße zur Kraftstoffherstellung 
eingesetzt. Es wird davon ausgegangen, dass der in Kapitel 4.3 prognostizierte Ausbau der EEG-Anlagen 
den Holzbedarf von Biomasseheizkraftwerken auf rund 300 PJ/a steigert. Außerdem wird mit dem 
Betrieb von ersten großindustriellen BtL- und Bio-SNG-Anlagen zur Kraftstofferzeugung gerechnet, 
deren Holzbedarf auf ca. 105 PJ/a prognostiziert wird. Die Holznachfrage im Wärmebereich geht auf das 
im vorherigen Kapitel dargestellte Basis-Szenario Wärme zurück und steigt folglich auf rund 442 PJ/a. 
Unter diesen Annahmen summiert sich der Holzbedarf für energetische Zwecke im Jahr 2020 auf 
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Tabelle 15: Basis-Szenario Holzmarkt 
 Einheit Wärmemarkt Strommarkt Kraftstoffmarkt stofflich Summe 
Holzbedarf PJ/a 442 300 106 716 1.564 
 
Auch im Bereich der stofflichen Nutzung von Holz wird mit einem Ausbau der Kapazitäten gerechnet. 
Nach Schweinle steigt deren Bedarf bis zum Jahr 2020 auf über 715 PJ/a an /215/, sodass die gesamte 







































Abbildung 52: Zusammenfassung Holzaufkommen und –bedarf bis zum Jahr 2020 (auf Basis von /81//158//215/) 
 
Wie aus Abbildung 52 hervorgeht, kann der Holzbedarf im Basis-Szenario von rund 1.560 PJ/a ohne die 
Mobilisierung von zusätzlichen heimischen Holzressourcen nicht gedeckt werden. Das potenzielle 
Aufkommen an Wald- und Waldrestholz wurde in Abschnitt 5.1.2 auf rund 790 PJ/a geschätzt. Weitere 
Holzpotenziale fallen bei der stofflichen Nutzung als Sägenebenprodukte, Altholz oder sonstiges Holz an 
und betragen zusammen etwa 400 PJ/a /158/. Die Mobilisierung bisher weitgehend ungenutzter 
Potenziale von LP-Holz wird auf rund 90 PJ/a beziffert. In der Summe beträgt das Holzpotenzial ca. 
1.280 PJ/a, etwa 290 PJ/a weniger als zur Deckung des dargestellten Holzbedarfs im Jahr 2020 
erforderlich wären. Um gut 100 PJ/a geringer könnte die Deckungslücke ausfallen, wenn die Etablierung 
von Produktionstechnologien für Biokraftstoffe auf der Basis von Holz fehlschlägt (BtL und Bio-SNG). 
Dies würde neben der Verringerung einer Lücke auf 185 PJ/a jedoch auch den weiteren Ausbau der 
Bereitstellung von Biodiesel und Bioethanol bedeuten. 
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5.1.5 Einflussmöglichkeiten  
Der beschriebene Ausbau der energetischen und stofflichen Nutzung von Holz wird dazu führen, dass 
zukünftig zusätzliche Holzrohstoffe mobilisiert werden. Wie aber gezeigt werden konnte, reichen unter 
den getroffenen Annahmen die einheimischen Holzressourcen nicht aus, um den zusätzlichen Holzbedarf 
zu decken. Um die Überschussnachfrage dennoch zu decken, bestehen die folgenden 
Lösungsmöglichkeiten: 
 Ausweitung der Produktion durch den Anbau schnellwachsender Baumarten  
 Holzimporte  
 Substitution durch Stroh und andere Reststoffe 
 
Der Anbau von schnell wachsenden Baumarten auf Agrarflächen stellt eine Möglichkeit zur 
Ausweitung der Holzproduktion und damit zur Deckung der Überschussnachfrage dar. Es sind bereits 
mehrere KUP in Planung, die zur Versorgung von Pelletierwerken, (Heiz-)-Kraftwerken oder auch BtL-
Anlagen dienen sollen. Bei einem zukünftigen durchschnittlichen Flächenertrag von 12,3 tatro/ha*a
-1 
(entspricht ca. 225 GJ/ha*a-1) wären zur Deckung der Versorgungslücke ca. 1,3 Mio. ha/a KUP 
notwendig. 
Auf den international etablierten Holzmärkten werden zunehmend auch Energieholzsortimente 
gehandelt. Allerdings liegt – wahrscheinlich wegen der geringeren Warenwerte - der Handel um 
Dimensionen unter dem Stammholzhandel. In Deutschland betrug der gesamte Holzimport im Jahr 2007 
4,4 Mio. Fm (entspricht 33 PJ/a) /37/. Ob zukünftig mehr importiert werden kann, hängt unter anderem 
von den internationalen Holz- und Transportpreisen sowie den Fort- oder auch Rückschritten bei den 
Freihandelsabkommen mit waldreichen Ländern ab. Um die Deckungslücke allein durch Holzimporte zu 
schließen, müsste der Nettoimport rund 35 Mio. Fm/a Holz (entspricht ca. 300 PJ/a) betragen. 
Eine weitere Möglichkeit den Holzbedarf zu verringern führt über die Substitution durch Stroh und 
anderen Reststoffen. Diese beschränkt sich allerdings fast ausschließlich auf den Neubau von 
Biomassefeuerungen, da die meisten bestehenden Anlagen nicht mit der erforderliche 
Verbrennungstechnik ausgestattet sind und nicht damit gerechnet wird, dass bis 2020 BtL-Anlagen oder 
Bio-SNG-Anlagen auf Basis von Stroh und ähnlichen halmgutartigen Pflanzen verfügbar sind. Die 
Mitverbrennung von nicht-holzartiger Biomasse wie z. B. Stroh in Kohlekraftwerken bzw. die 
Monoverbrennung in Biomasse-(Heiz-)Kraftwerken beschränkt sich aufgrund logistischer und 
feuerungstechnischer Schwierigkeiten auf wenige, logistisch günstige Standorte. Bei Heizwerken im 
kleineren Leistungsbereich treten die logistischen Probleme in den Hintergrund, sodass zukünftig bei 
hohen Holzpreisen mit einer gewissen Substitution zu rechnen ist. Das maximale Substitutionspotenzial 
im Bereich der Heizwerke wird auf 20 % des Zubaus bis 2020 geschätzt. Im Bereich der 
Pelletfeuerungen wird davon ausgegangen, dass bei anhaltend hohen Holzpelletpreisen der Zubau von 
Pelletfeuerungen, die zur Verbrennung von Agropellets bzw. Mischpellets geeignet sind, bis zu 15 % der 
gesamten Neuinstallation bis zum Jahr 2020 betragen kann. Gemäß diesen Annahmen beträgt das 
maximale Substitutionspotenzial für Holz bis zum Jahr 2020 knapp 20 PJ/a. Demnach wären 270 PJ/a 
auf anderen Wegen zu decken. 




5.2.1 Inländische Verfügbarkeit von Agrarprodukten 
Die inländische Verfügbarkeit von Agrarprodukten für die energetische Nutzung hängt insbesondere von 
der für den Anbau verfügbaren Fläche ab. Diese bestimmt sich ausgehend von der gesamten Ackerfläche 
unter Abzug von Anbauflächen für Nahrungsmittel bzw. für die stoffliche Nutzung. Wie in Abbildung 53 
zu sehen ist, wurde im Betrachtungszeitraum besonders der Anbau von Raps, Mais und nach leichtem 
Rückgang auch Zuckerrüben ausgeweitet. Diese Entwicklung ging vor allem auf Kosten des Getreide- 
und des Kartoffelanbaus.  
 
Abbildung 53: Entwicklung der Anbaufläche für Agrarprodukte (Zahlen von /60//61//62/ ) 
 
Insofern ist die Verschiebung der Anbauflächen auch in den Erntemengen in Abbildung 54 erkennbar. 
Zwar werden in dieser Abbildung auch die Ernteschwankungen abgebildet, jedoch zeichnet sich ein 
positiver Trend bei Mais, Raps und Zuckerrüben ab. Demnach betrug die Getreideproduktion 2007 rund 
40,6 Mio. t/a. Die Ernte von Silomais verzeichnete mit 69,1 Mio. t/a einen Rekord. Aber auch die 
Rapsernte und die Zuckerrübenernte konnten einen Höchststand vermelden und erreichten 5,3 Mio. t/a 
bzw. 26,2 Mio. t/a. Anbau und Ernte von Raufutter, das als Gras zusammengefasst wurde, blieb 
abgesehen von Ernteschwankungen relativ konstant.  
 




Abbildung 54: Entwicklung der Erntemengen (Zahlen von /60//61//62/) 
5.2.2 Stoffliche Nutzung 
Außer als Lebens- und Futtermittel werden Agrarprodukte auch von der chemischen Industrie, aber auch 
von der Pharma- und der Papierindustrie in bedeutenden Mengen nachgefragt. 2006/07 summierte sich 
der Bedarf an Agrarprodukten auf 3,1 – 3,5 Mio. t (~43 PJ/a). Die in Tabelle 16 aufgeführte stoffliche 
Nutzung zeigt, dass der größte Bedarf im Bereich von Ölen und Fetten (ca. 33 PJ/a) und zur Gewinnung 
von Stärke und Zucker (10 PJ/a) aus Weizen, Mais, Kartoffeln und Zuckerrüben lag. Neben diesen 
spielen Naturfasern und sonstige NawaRo eine wichtige Rolle, diese müssen jedoch fast ausschließlich 
importiert werden, weshalb sie bei dieser Betrachtung eine untergeordnete Rolle spielen /51/ . 
Tabelle 16: Agrarprodukte für chemisch-technische Anwendungen 2006/07 und 2020 (Zahlen und Hochrechnungen 










 1,15 – 1,4 0,5 0,4 1,05 ~ 3,2 





 1,7 0,9 0,6 1,44 4,5 
Biomasse [PJ/a] 61 (43) 15 (1) 2,5 (0,2) 1 79 (44) 
1: Geringe Mengen an Natur- und Heilpflanzen werden in Deutschland angebaut, jedoch werden nahezu 100 % der 
Naturfasern, der Cellulose und anderen nachwachsenden Rohstoffe importiert. 
2: Zur weiteren Berechnung wird angenommen, dass der Bedarf an Ölfrüchten rund 1,25 Mio. t bzw. 33 PJ/ betrug. 
 
Nach Abschätzungen auf Basis von /94/ steigt der Biomassebedarf der stofflichen Nutzung bis 2020 auf 
etwa 4,5 Mio. t/a an. Der Ausbau konzentriert sich dabei vor allem auf Hackfrüchte und sonstige 
Biomasse wie Naturfasern und Cellulose, wobei der Bedarf an Ölfrüchten, Getreide und Hackfrüchten 
auf rund 3,2 Mio. t/a (entspricht ca. 79 PJ/a) abgeschätzt wird. Davon werden rund 44 PJ/a – 
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hauptsächlich Ölfrüchte und Pflanzenöle – importiert. Darüber hinaus wird ein Großteil der sonstigen 
Biomasse wie Naturfasern oder Arznei- und Heilpflanzen importiert.  
5.2.3 Nutzungsstand 
Agrarprodukte werden bisher hauptsächlich im Strom- und im Kraftstoffmarkt verwendet. Dabei werden 
Pflanzenöle bisher überwiegend zur Produktion von Biodiesel und zur Stromerzeugung in Pflanzenöl-
BHKW eingesetzt. 2007 betrug der Bedarf an Pflanzenöl zur energetischen Nutzung etwa 257 PJ/a, 
wovon mehr als die Hälfte der Rohstoffe und Pflanzenöle importiert wurden. 
Getreide (hauptsächlich Weizen und Roggen) zählt ebenfalls zu den wichtigen Agrarprodukten im 
Bereich der energetischen Nutzung und wird in Biogasanlagen oder zur Erzeugung von Bioethanol 
eingesetzt. Bei Letzterem wird davon ausgegangen, dass 2007 70 % der verwendeten Rohstoffe Getreide 
waren, sodass in der Summe 16 PJ/a Getreide energetisch verwendet wurden. Die anderen 30 % der 
Bioethanolproduktion basieren auf dem Einsatz von Zucker aus Zuckerrüben, was etwa 6 PJ/a entspricht. 
Mais ist das wichtigste Substrat für Biogasanlagen, wobei der Einsatz 2007 60,8 PJ/a erreichte. Die 
Grasmenge, die ebenfalls in Biogasanlagen vergärt wurde, betrug 7 PJ/a. Der Bedarf an Agrarprodukten 
für die energetischen Nutzung summierte sich somit 2007 auf 382 PJ/a (s. Tabelle 17), wovon ca. 
175 PJ/a importiert wurden.  
Tabelle 17: Energetische Nutzung von Agrarprodukten 2007( auf Basis von /46/) 
Agrar-
produkte 






PJ/a PJ/a PJ/a PJ/a PJ/a 
Ölfrüchte - - 257 (155) 25 (20) 282 (175) 
Getreide 8 16 - - 24 
Hackfrüchte - 6 - - 6 
Silomais 61 - - - 61 
Gras (Dauer-
grünland) 
7 - - - 
7 
Sonstige 2 - - - 2 
Summe  77 22 257 (155) 25 (20) 382 (175) 
 
5.2.4 Basis-Szenario Agrarprodukte 
Im Basis-Szenario Agrarprodukte ist der Bedarf an Agrarprodukten aus den Basis-Szenarien Wärme, 
Strom und Kraftstoffe sowie einer Abschätzung über den zukünftigen Bedarf der stofflichen Nutzung 
zusammengefasst. Zusätzlich wird der Bedarf an Holz aus KUP berücksichtigt, der – nach Abzug des 
Substitutionspotenzials durch biogene Reststoffe - zur Deckung Holzlücke erforderlich wäre. Wie aus 
Tabelle 18 hervorgeht, summiert sich der Bedarf an Agrarprodukten bis zum Jahr 2020 auf etwa 
830 PJ/a, was einer Zunahme um mehr als das Doppelte gegenüber 2007 gleicht. Der stärkste Zuwachs 
ist im Bereich von Silomais, Getreide und Hackfrüchten zu erwarten. Zudem werden auf den 
Ackerflächen bis 2020 in großem Umfang schnell wachsende Baumarten angebaut und rund 110 PJ/a 
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Holz bereitgestellt. Sofern diese Menge an Agrarprodukten verfügbar ist, bleiben die Importe auf einem 
vergleichsweise niedrigen Niveau von etwa 120 PJ/a.  












PJ/a PJ/a PJ/a PJ/a PJ/a PJ/a 
Ölfrüchte 25 (20) 139 (57) - - 61 (43) 225 (120) 
Getreide 21 38 - - 15 (1) 73 (1) 
Hackfrüchte  12 - - 2,5 (0,1) 15 (0,1) 
Silomais 152 19 - - - 172 
Gras (Dauer-
grünland)  
18 2 - - - 20 
Sonstige/KUP 5 48 - 271 - 331 
Summe 221 (20) 258 (57) - 271 ~ 79 (44) 829 (121) 
 
5.2.5 Einflussmöglichkeiten 
Wie im Holzmarkt bestehen bei Agrarprodukten ähnliche Möglichkeiten, die verfügbare Menge zu 
erhöhen.  
 Ausweitung der Anbauflächen für Energiepflanzen 
 Agrarimporte 
 Substitution durch Reststoffe 
 Ertragssteigerungen durch Weiterentwicklung von Kulturpflanzen und innovative Anbausysteme 
 
Die Ausweitung der Anbauflächen kann nur in dem Rahmen stattfinden, wie Flächen für den Anbau 
von Nahrungs- und Futtermitteln frei werden. Für einzelne NawaRo kann eine Flächenausweitung 
darüber hinaus durch die Einhaltung von Fruchtfolgen oder klimatische Restriktionen begrenzt sein.  
Bedeutende Märkte bei Agrarprodukten bestehen vor allem im Bereich von Getreide und Ölfrüchten. Bei 
ersterem betrug im Jahr 2008 das Handelsvolumen zwischen Deutschland und dem Ausland knapp 
16 Mio. t/a (ca. 270 PJ/a) und damit ein Vielfaches des Getreidebedarfs zur energetischen Nutzung. Der 
Import von Ölfrüchten spielt bereits jetzt eine bedeutende Rolle im Bereich der Pflanzenöl-BHKW und 
der Biodieselproduktion, die ohne Importe von Pflanzenöl die Produktionsmengen nicht erreichen 
könnten. Im Jahr 2008 wurden rund 3,2 Mio. t/a (entspricht ca. 85 PJ/a) Öle und Fette importiert. Auch 
im Bereich von Hackfrüchten haben sich in der Vergangenheit bedeutende Märkte etabliert /62/. Nach 
wie vor der Zuckermarktreform wird Zucker in großen Mengen im- und exportiert. Das Handelsvolumen 
bezifferte sich 2006/07 auf rund 1,2 Mio. t (entspricht ca. 5 PJ/a), wobei der Export überwog. 
Viele der Agrarprodukte können durch bislang ungenutzte Reststoffe aus der landwirtschaftlichen 
Produktion wie Exkremente und Einstreu sowie durch biogene Gewerbeabfälle substituiert werden. Das 
Substitutionspotenzial durch den Einsatz von Exkrementen und Einstreu sowie Ernterückständen wie 
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Rübenblätter oder Kartoffelkraut beträgt bei der bio-chemischen Verwertung etwa 140 PJ/a. 
Schadgetreide und ähnliche Rückstände aus der Landwirtschaft besitzen ein Potenzial von 20 PJ/a bei 
einer thermo-chemischen und rund 10 PJ/a bei einer bio-chemischen Verwertung. Abfälle aus dem 
Gewerbe und der Industrie eignen sich vor allem zu der bio-chemischen Verwertung und besitzen ein 
Substitutionspotenzial von 4 – 5 PJ/a. Das Substitutionspotenzial für KUP wurde bereits bei der Analyse 
des Holzmarktes berücksichtigt. Insgesamt können bis 2020 155 PJ/a bio-chemisch und/oder 20 PJ/a 
thermo-chemisch substituiert werden /228/ . 
Darüber hinaus besteht bei Energiepflanzen ein großes Potenzial an Ertragssteigerungen, die einerseits 
durch Züchtungserfolge und den Einsatz neuer ertragreicher Kulturen andererseits durch die Entwicklung 
von innovativen Anbausystemen erzielt werden können. Bei Energiepflanzen wird allgemein davon 
ausgegangen, dass noch erhebliche Potenziale zur Ertragssteigerung vorhanden sind. Vor allem bei 
Silomais und neuen Anbausystemen wie Zwei-Kulturen-Systemen, Miscanthus oder schnell wachsenden 
Baumarten kann aufgrund der verstärkten Forschung mit zukünftig deutlich höheren Erträgen gerechnet 
werden. Die in Tabelle 19 dargestellten durchschnittlichen Hektarerträge stellen moderate 
Abschätzungen über die zukünftigen Ertragssteigerungen dar und beziehen sich auf den 
heizwertbasierten Energiegehalt. 
Tabelle 19: Aktuelle und zukünftige Energieerträge von Energiepflanzen (auf Basis von /138/) 
Ganzpflanzen  
Durchschnittsertrag 





 GJ/ha*a-1 %/a GJ/ha*a-1 
Silomais  253 3 361 
Zwischenfrucht Senf-Mais 1 ~ 380 2 480 
Zweikultur Roggen-Mais 1 ~ 390 2 500 
Getreide-GP  180 0,6 193 
Zuckerrübe 160 0,6 171 
Miscanthus  ~ 300 2 380 
Raps (nur Samen) 84 0,6 90 
KUP 2 205 2,5 225 
1: Die Daten spiegeln die Erträge von zwei Ernten wider. 2: Anbau von KUP findet tendenziell auf 
ertragsschwachen Ackerstandorten statt. 
Des Weiteren ermöglicht der Einsatz von Ganzpflanzen bei der Energieerzeugung eine höhere 
Ausschöpfung des Energieertrages je Hektar, sodass von der gleichen Ackerfläche mehr Agrarprodukte 
genutzt werden können. Zwar kann z. B. bei der Biokraftstoffproduktion nur ein Teil der Ganzpflanzen 
genutzt werden, jedoch fallen dabei wertvolle Nebenprodukte wie Rapsextraktionsschrott und 
Rapspresskuchen (Biodieselproduktion) oder Trockenschlempe (Bioethanolproduktion auf Basis von 
Getreide) an, die zum Beispiel als Futtermittel Verwendung finden. Eine klare Zuordnung des 
Flächenbedarfs ist daher für Raps für Biodiesel und Getreide für Bioethanol nicht möglich. 
Eine andere Möglichkeit den Hektarertrag zu erhöhen, besteht im Anbau von Zweikultursystemen, wobei 
entweder eine Zwischenfrucht wie Winterroggen oder eine Zweitfrucht eingeführt wird. Erste Ergebnisse 
für den Anbau von Biogassubstraten haben gezeigt, dass Ertragssteigerungen bei Zweikultursystemen 
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möglich sind, wie auch aus Tabelle 19 hervorgeht. Langjährige Erfahrungen mit Energiepflanzen 
bestehen allerdings bei Zweikultursystemen noch nicht. Letztlich zielen die genannten 
Einflussmöglichkeiten auf eine Verringerung des Flächenbedarfs, der durch den Einsatz von 
Energiepflanzen entsteht; eine ausführlichere Betrachtung der Konkurrenz um Agrarflächen findet im 
nächsten Abschnitt statt.  
Tabelle 20 liefert einen Überblick über die möglichen Maßnahmen zur Verringerung der Konkurrenz und 
welche Agrarprodukte dadurch substituiert werden können bzw. bei welchen die Verfügbarkeit gesteigert 
werden kann.  
Tabelle 20: Beispiele für Substitutionsmöglichkeiten 
Maßnahmen zur Verringerung der 
Konkurrenz 
mit Einfluss auf: 
Ausweitung der Anbauflächen 
 generell auf alle Agrarprodukte 
anwendbar, jedoch besonders bei Raps 
und Silomais Einschränkungen wegen 
der Fruchtfolge und Schädlingsbefall 




Substitution durch Reststoffe substituierbare Anbaubiomasse [PJ/a] / 
Flächenfreisetzung [Mio. ha/a] 
 Exkremente/Einstreu, sonst. 
Rückstände 
 Silomais [140] / [0,31] 
 Schadgetreide/ -raps  Getreide [9] / [0,04] 
 Abfälle aus Gewerbe und Industrie  Ölfrüchte [4,5] / [0,05] 









5.3.1 Inländische Verfügbarkeit von Flächen 
In Deutschland waren 2007 etwa 11,08 Mio. ha mit Wald bedeckt und 16,95 Mio. ha als 
landwirtschaftliche Fläche ausgewiesen. Letztere teilt sich nochmals in 11,87 Mio. ha Ackerland, 
4,87 Mio. ha Dauergrünland und 0,2 Mio. ha für sonstige Flächen wie Baumschulen und 
Streuobstwiesen auf (s. Abbildung 55). Gegenüber 2002 blieb die landwirtschaftlich genutzte Fläche 
relativ konstant, jedoch ging das Dauergrünland auf Kosten der Ackerfläche zurück /64/. Hingegen nahm 
die Waldfläche in Deutschland in der Vergangenheit zu, da eine nachhaltige Waldbewirtschaftung 
vorgeschrieben ist. 
 
Abbildung 55: Anteil der landwirtschaftlich genutzten Flächen /64// 
Auf den Ackerflächen wird überwiegend Getreide angebaut, aber auch die Bestellung mit Öl- und 
Hackfrüchten sowie Raufutter besitzt große Bedeutung. Dagegen sind die Anbauflächen für Gemüse und 
Hülsenfrüchte in der Summe relativ klein.  




Abbildung 56: Anbaufläche Feldfrüchte und Grünland (auf Basis von /64/) 
5.3.2 Stoffliche Nutzung 
Der Flächenbedarf für die stoffliche Nutzung setzte sich 2006/07 einerseits aus Bedarf für den Anbau 
von NawaRo zur chemisch-technischen Nutzung und dem Anbau von Lebens- und Futtermitteln 
zusammen. Der Bedarf der chemisch-technischen Nutzung wurde auf Basis der in Abschnitt 5.2.1 
dargestellten Mengen für NawaRo abgeschätzt. Es wurde angenommen, dass rund 70 % der Ölfrüchte 
und 10 % des Getreides sowie Cellulose und Naturfasern zu 100 % importiert wurden. Für den Anbau 
von Heilpflanzen, Kräutern und sonstigen NawaRo zur stofflichen Nutzung wird der von der FNR 
ausgewiesene Flächenbedarf von rund 0,12 Mio. ha/a herangezogen. Der kumulierte Flächenbedarf für 
den Anbau von NawaRo beträgt folglich rund 0,2 Mio. ha (s.  
Tabelle 21).  
Der heimische Flächenbedarf zum Anbau von NawaRo für die stoffliche Nutzung bis zum Jahr 2020 
wird anhand der Prognose zur zukünftigen Entwicklung der stofflich genutzten Agrarprodukte ermittelt. 
Demnach steigt der Flächenbedarf auf etwa 0,26 Mio. ha/a an, wobei von denselben Importanteilen wie 
in 2007 und einem gleichbleibenden Flächenbedarf für Heil- und Kräuterpflanzen ausgegangen wird. 
 
Tabelle 21: Flächenbedarf von NawaRo für chemisch-technische Anwendungen 2006/07 und 2020 (auf Basis von 
/51//98/) 
Mio. ha Ölfrüchte Getreide Hackfrüchte Sonstige Summe 
2006/07 0,11 0,07 0,01 0,01 0,20 
2020 0,13 0,11 0,01 0,01 0,26 
 







Gemüse etc . Stilllegungsflächen (ohne NawaRo)




Der heimische Flächenbedarf, der aus der energetischen Nutzung von Biomasse hervorgeht, ist im 
Vergleich zum Absatz von Bioenergieträgern gering, da vor allem im Bereich der flächenintensiven 
Rohstoffe für Biokraftstoffe große Mengen im importiert werden. Welcher heimische Flächenbedarf 
2007 bestand und wie sich dieser im Verhältnis zur gesamten Anbaufläche verhält, ist in Tabelle 22 
dargestellt. Es zeigt sich, dass 2007 auf knapp 11 % der landwirtschaftlichen Fläche Biomasse zur 
energetischen Nutzung angebaut wurde. Die größten Anbauflächen machten Ölfrüchte (1,12 Mio. ha), 
Silomais (0,329 Mio. ha) sowie Getreide (0,273 Mio. ha) und Hackfrüchte (0,026 Mio. ha) aus, die vor 
allem in die Produktion von Biokraftstoffen und Biogas gehen. 
Tabelle 22: Heimischer Flächenbedarf zum Anbau von Biomasse zur energetischen Nutzung  








Mio. ha 0,273 1,120 0,026 0,329 0,013 0,049 1,810 
Anteil an 
Anbau % 
4,2 71,0 3,8 15,8 0,4 1,0 10,7 
 
Konkurrenzfeldanalyse der Rohstoffbasis 
76 
 
5.3.4 Basis-Szenario Flächen 
Um die Flächensituation im Jahr 2020 abzuschätzen, ist sowohl die Flächenverfügbarkeit als auch die 
potenzielle Nutzung für den Energiepflanzenanbau einzuordnen.  
Die gesamte Ackerfläche geht auf 11,72 Mio. ha zurück, jedoch nimmt die verfügbare NawaRo-Fläche 
2020 auf 3,76 Mio. ha im Basis-Szenario zu. Die Zunahme gegenüber 2007 geht vor allem auf eine 
negative Bevölkerungsvorausrechnung und den dadurch sinkenden Lebens- und Futtermittelbedarf und 
die prognostizierten Ertragssteigerungen zurück. Allerdings werden die Wechselwirkungen mit 
internationalen Agrarmärkten nicht berücksichtigt, die zu Im- bzw. Exporten von Agrarprodukten und 
damit zu einer Erhöhung bzw. Verringerung der Flächenpotenziale führen könnten. Das aus den 
angenommenen durchschnittlichen Erträgen für Energiepflanzen abgeleitete Basis-Szenario ist in Tabelle 
23 zusammengefasst. 










Ölfrüchte 0,06 (0,2) 0,84 (1,0) - - 0,13 1,03 (1,2) 
Getreide 0,27 0,33 - - 0,11 0,71 
Hackfrüchte - 0,05 - - 0,01 0,06 




0,11 0,01 - - - 0,13 
Sonstige 0,03 0,004 - 1,2 0,01 1,25 
Summe 1,13 (0,2) 1,2 (1,0) - 1,2 0,26 (?) 3,85 (1,2) 
 
Die unmittelbare zukünftige Nachfrage nach NawaRo-Flächen ergibt sich für den Bereich Biokraftstoffe 
und Biogas: Durch den starken Ausbau der Biogasgewinnung wird ein Flächenbedarf von knapp 
0,7 Mio. ha erwartet. Im Bereich von Biokraftstoffen, geht zwar der Rapsanbau auf 0,8 Mio. ha/a zurück, 
jedoch werden die Anbauflächen für Hackfrüchte und Getreide sowie Mais ausgeweitet, sodass der 
Flächenbedarf für die Kraftstoffbereitstellung bei 1,2 Mio.ha/a liegt. Aus diesen Ausbauerwartungen 
ergibt sich ein Ackerflächenbedarf für die energetische Nutzung von NawaRo von 2,22 Mio. ha/a bzw. 
2,47 Mio. ha/a inklusive der stofflichen Nutzung (siehe Abbildung 57), wobei die 0,13 Mio. ha 
Dauergrünland vernachlässigt wurden.  
Eine zusätzliche mittelbare Nachfrage nach Nawaro-Flächen ergibt sich, wenn die Versorgungslücke im 
Holzmarkt durch den Anbau von KUP oder ähnlichen mehrjährigen Energiepflanzen geschlossen werden 
soll. Hier werden zur Bereitstellung der 270 PJ/a an Nettobedarf (nach Abzug des Substitutionspotenzials 
durch Reststoffe) 1,2 Mio. ha zusätzlich benötigt.  
In der Summe beträgt die NawaRo-Anbaufläche im Basis-Szenario Flächen 2020 dann etwa 
3,7 Mio. ha/a, abzüglich der 0,13 Mio. ha Dauergrünland. Wie Abbildung 57 zeigt, entspricht dieser 
Flächenbedarf ziemlich genau den theoretisch 2020 vorhandenen Ackerflächen, um sowohl NawaRo für 
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die stoffliche und energetische Nutzung anzubauen als auch Futter- und Lebensmittel bereitzustellen. Da 
der dabei errechnete Flächenüberschuss lediglich 30.000 ha/a beträgt, dürfte es mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zu Konkurrenzen kommen. Darüber hinaus beläuft sich der Flächenbedarf für die 
importierten Biomasse bzw. Bioenergieträger auf 1,2 Mio. ha/a.  
 
Abbildung 57: Flächenbedarf Basis-Szenario 2020 
5.3.5 Einflussmöglichkeiten 
Mögliche Maßnahmen zur Verringerung der Flächenkonkurrenz sind im Prinzip identisch mit den 
Einflussmöglichkeiten bei den Agrarprodukten im vorherigen Abschnitt. Wie sich dieselben Maßnahmen 
auf die verfügbaren Ackerflächen auswirken, wird nachfolgend ergänzt. 
Die Flächenausweitung kann indirekt durch den Anbau von schnell wachsenden Baumarten auf 
Feldrändern, städtischen Brachflächen etc. erreicht werden, welche Potenziale hierbei verfügbar sind, ist 
allerdings schwer abzuschätzen.  
Aufgrund der bisher geringen Erfahrungen auf dem Gebiet des Energiepflanzenanbaus wird davon 
ausgegangen, dass noch erhebliche Ertragssteigerungen möglich sind. Aber auch beim Anbau von 
bereits etablierten Fruchtarten kann – wenn auch in geringerem Maße – von weiteren 
Ertragssteigerungen ausgegangen werden. Geht man davon aus, dass der Flächenertrag statt 0,6 %/a 
jährlich um 1 %/a bei etablierten Feldfrüchten steigt und bei Energiepflanzen sogar eine Steigerung von 
4 %/a statt 3 %/a bis 2020 erreicht wird, so würden zukünftig 4,3 Mio. ha für den Anbau von NawaRo 
zur Verfügung stehen.  
Neben Getreide werden in Deutschland vor allem Hackfrüchte und Pflanzenöle international gehandelt. 
Allerdings finden bisher nur im Bereich von Pflanzenölen nennenswerte Nettoimporte von 
Agrarprodukten statt. Der vollständige Import von Pflanzenölen für die energetische Nutzung würde zu 
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Hektar bei Palmöl würde der Flächenbedarf bei einer ausschließlichen Substitution der heimischen 
Rapsöle durch Palmöle lediglich rund 0,4 Mio. ha betragen. 
Die Verringerung des Flächenbedarfs anhand einer Substitution der Anbaubiomasse durch Reststoffe 
und Gewerbeabfälle wurde bereits in Abschnitt 5.2 dargestellt. Insgesamt lassen sich dadurch ca. 
0,4 Mio. ha/a Ackerfläche im Jahr 2020 substituieren. Davon gehen ca. 0,35 Mio. ha/a auf die 
Substitution von NawaRo für Biogasanlagen zurück. In geringem Maße ist auch die Substitution von 
Pflanzenölen zur Kraftstofferzeugung durch Industrieabfälle möglich, wodurch 0,05 Mio.ha/a Rapsfläche 
bis 2020 freigesetzt werden könnten. 
Die Abschätzung des künftigen Flächenbedarfs als Basis für die Abmilderung potenzieller 
Nutzungskonkurrenzen ist elementar, jedoch mit vielfältigen Unsicherheiten bei den angenommenen 
Trends behaftet. Es existieren zudem weitere Faktoren, die bei der Szenarienanalyse nicht berücksichtigt 
wurden bzw. werden konnten. Auf die  wichtigsten Unsicherheiten und Faktoren wird hier kurz 
verwiesen: 
Mindernd auf den zukünftigen inländischen Flächenbedarf für die Produktion von Energiepflanzen 
wirken:  
- das Ausbleiben der Markteinführung von Kraftstoffen der zweiten Generation, insbesondere 
BTL und Bio-SNG 
- Rückgang des Selbstversorgungsgrades bei der Biodieselproduktion auf Basis von Raps bzw. 
mittelfristig bei der Ethanolproduktion auf er Basis von Getreide, Mais und Zuckerrüben 
- große Fortschritte bei der Energiepflanzenzüchtung und daraus resultierende 
Ertragssteigerungen beim Energiepflanzenanbau 
Diese Effekte können durchaus dazu führen, dass die in Deutschland verfügbaren landwirtschaftlichen 
Flächen nur teilweise genutzt werden und sich die gegenwärtigen Hoffnungen auf die Einbeziehung 
ländlicher Räume in die Energieversorgung von Morgen zumindest im Bereich Biomasse nicht erfüllen. 
Dem gegenüber kann es aber auch zu einer stärkeren Nachfrage nach landwirtschaftlichen 
Produktionsflächen kommen, als im Basis-Szenario abgeschätzt wurde. Dies ist insbesondere dann zu 
erwarten, wenn die Nachfrage nach Nahrungsmitteln bzw. zur stofflichen Nutzung stärker steigt als 
erwartet. Auch ein stärkerer Boom im Bereich der Energiepflanzenproduktion scheint nicht 
ausgeschlossen. Hier könnte bei geeigneten Randbedingungen z. B. der Anbau von Biogassubstraten 
vermehrt zum Tragen kommen. Flächenbedarfssteigernd wirken damit: 
- steigende Nahrungsmittelnachfrage auf dem Weltmarkt 
- Forcierung der Biogaseinspeisung 
- neue Absatzmärkte für NawaRo im Bereich der stofflichen Nutzung 
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5.4 Zusammenfassung Basis-Szenario 2020 
Im Basis-Szenario wird der Strom- und Wärmemarkt weiter ausgebaut, sodass auch die Nachfrage nach 
Holz bis 2020 stetig zunimmt. Da mit einer Etablierung der Biokraftstoffproduktion der zweiten 
Generation gerechnet wird, drängt zukünftig auch die Biokraftstoffproduktion in den Holzmarkt. Der 
Holzbedarf aus der energetischen und stofflichen Nutzung übertrifft 2020 damit die verfügbaren 
inländischen Holzpotenziale, sodass theoretisch eine Holzlücke von rund 290 PJ/a entsteht. Der sich 
abzuzeichnenden Konkurrenz im Holzmarkt kann im Bereich der thermo-chemischen Verwertung mit 
der Substitution durch Stroh begegnet werden, deren Potenzial ca. 20 PJ/a beträgt. Zur Befriedigung der 
ganzen Holznachfrage wären darüber hinaus rund 1,2 Mio. ha mit schnellwachsenden Baumarten nötig, 
die auf den vorhandenen Ackerflächen kultiviert werden müssten (s. Abbildung 58). 
Agrarprodukte wurden bisher hauptsächlich in Biogasanlagen und Pflanzenöl-BHKW sowie zur 
Produktion von Biokraftstoffen eingesetzt. Der im Basis-Szenario dargestellte Ausbau der Biogasanlagen 
und der Bioethanolproduktion führt zu einer Nachfragesteigerung nach den herkömmlichen 
Agrarprodukten. Der durch die Holzlücke entstehende KUP-Anbau auf Ackerflächen bewirkt, dass die 
Nachfrage nach Agrarprodukten und damit Ackerflächen insgesamt stark zunimmt. Unter 
Berücksichtigung der Bereitstellung von Holz aus KUP, steigt der Flächenbedarf für den Anbau von 
NawaRo auf etwa 3,7 Mio. ha, der unter den getroffenen Annahmen zur Entwicklung der verfügbaren 
NawaRo-Flächen befriedigt werden kann. Insofern kann im Basis-Szenario möglichen Konkurrenzen im 
Holzmarkt vor allem durch den Anbau von KUP auf den verfügbaren Ackerflächen entgegengewirkt 
werden. Möglichkeiten zur Abmilderung der Konkurrenzen bestehen in der Substitution durch 
landwirtschaftliche und industrielle Reststoffe, wodurch ca. 0,5 - 0,6 Mio. ha an Flächen insbesondere 
für einjährige Anbaukulturen eingespart werden könnten.  
Insgesamt bestehen damit gute, aber auch begrenzte Möglichkeiten, den angestrebten Biomasseausbau zu 
erheblichen Teilen mit inländischen Rohstoffen zu realisieren. Neben der hier vorgelegten eher 
technischen Betrachtung sind jedoch weitere Aspekte zu berücksichtigen. Hierzu zählen zum einen 
ökonomische Aspekte, nämlich die Möglichkeiten der Rohstoffbeschaffung der unterschiedlichen 
Nutzungsoptionen, zum anderen die Auswirkungen auf den Naturschutz. Beide Aspekte werden in den 
nachfolgenden Kapiteln diskutiert.  
 
Abbildung 58: Zusammenfassung der Basis-Szenarien 2020 
 




Die Konkurrenz zwischen verschiedenen Bioenergieträgern entsteht dann, wenn Nutzungskonkurrenzen 
um Biomassen bzw. Flächen auftreten und dadurch die Biomassepreise steigen. Bis zu welcher 
Obergrenze Biomassepreise bezahlt werden können, hängt vor allem von den Rohölpreisen und den 
Fördermaßnahmen wie EEG-Vergütung oder MAP ab und fällt insofern je nach Bioenergieträger 
unterschiedlich hoch aus. Im Bereich der Biomasse aus der landwirtschaftlichen Primärproduktion 
entstehen Konkurrenzen zwischen Bioenergieträgern vor allem dann, wenn die Flächen knapp werden 
und die Pachtpreise und somit auch die Preise für Agrarprodukte steigen.  
5.5.1 Preisobergrenze Holzbrennstoffe 
Die Preisobergrenze verschiedener Bioenergieträger für Holz hängt – abgesehen vom Strommarkt – vor 
allem vom Rohölpreis ab. Abbildung 59 bildet diesen Zusammenhang für verschiedene auf Holz 
basierender Bioenergiepfade ab. Dabei steigt die Preisobergrenze für Holz bei der Pelletheizung (Wärme 
50 kW), dem Heizwerk (Wärme 400 kWth) und den Biokraftstoffen (Bio-SNG und BtL), wenn auch die 
Rohölpreise steigen. Bei den Biomasse-(Heiz-)Kraftwerken (20 MWel Dampfturbine und 5 MWel ORC-
Vergaser) bleibt die Preisobergrenze konstant, da die EEG-Vergütung unabhängig vom Rohölpreis 
bezahlt wird.  
Bereits ab einem Rohölpreis von 50 US$/Barrel können theoretisch sowohl das Heizwerk als auch der 
Pelletkessel einen Holzpreis von mehr als 100 €/t bezahlen. Im Vergleich zu den aktuellen Pelletpreisen 
sind mittelfristig jedoch Rohölpreise von etwa 100 US$/Barrel notwendig, um Pelletpreise um die 
200 €/t bezahlen zu können. Diese Preisobergrenze wird weder bei der Erzeugung von BtL noch bei der 
Stromerzeugung im Rahmen der betrachteten Preisspanne für Rohöl erreicht. Die Preisobergrenzen von 
Bio-SNG und BtL steigen ebenfalls mit dem Rohölpreis, jedoch liegen die maximal zahlbaren 
Holzpreise der Bio-SNG-Anlagen deutlich über denen der BtL-Anlagen. Dennoch können letztgenannten 
bereits ab einem Rohölpreis von 25 $/Barrel mehr für Holz bezahlen als die betrachteten Biomasse-
Heizkraftwerke. Deren Preisobergrenzen betragen auf Basis der Stromvergütung des EEG 2009 bis zu 
50 €/t (5 MWel ORC) bzw. 35 €/t (20 MWel Dampfturbine) für Holz. Dabei basiert die Preisobergrenze 
des erstgenannten Biomasse-BHKW auf dem Einsatz von Waldholz und bei letztgenanntem auf dem 
Einsatz von Altholz. Leichte Zunahmen de Preisobergrenzen infolge steigender Wärmeerlöse bei 
steigenden Ölpreisen wurden dabei vernachlässigt. 
Bei möglichen Nutzungskonkurrenzen um Holz und daraus resultierenden Preissteigerungen, können vor 
allem die Konversionstechnologien im Wärme- und Kraftstoffmarkt hohe Holzpreise bezahlen. Insofern 
können bei einer steigenden Nutzungskonkurrenz um Holz Biomasse-(Heiz-)Kraftwerke gegenüber dem 
Wärmemarkt und der Biokraftstoffproduktion nur konkurrieren, wenn die Stromvergütung und/oder 
Wärmevergütung höher ausfallen bzw. der Strompreis hoch genug ist, um den Strom auf dem freien 
Markt abzusetzen.  





















Wärme 50kW Wärme 400kW BtL 
20MW Dampfturbine, KWK 5MW ORC KWK Bio-SNG
 
Abbildung 59: Preisobergrenze für Holz verschiedener Bioenergiepfade in Abhängigkeit des Rohölpreises 
 
5.5.2 Preisobergrenze Agrarprodukte 
Bei Agrarprodukten ist eine Unterscheidung zwischen den Preisobergrenzen für Körner/Saaten sowie 
Ganzpflanzen sinnvoll. Um Körner und Saaten konkurrieren vor allem die Produktion von 
Biokraftstoffen der ersten Generation sowie Pflanzenöl-BHKW. Bei niedrigen Rohölpreisen ist die 
Wettbewerbsfähigkeit von Biodiesel und Bioethanol auf Basis von Raps und Getreide sehr gering, sodass 
auch die Preisobergrenzen für die entsprechenden Biomassen gering ausfallen. Zum Beispiel kann die 
Bioethanolproduktion unter sonst gleichen Bedingungen ab etwa 60 $/Barrel mehr als 100 €/t Getreide 
bezahlen.  
Da bei Pflanzenöl-BHKW (10 kW Raps) die Haupterlöse aus der fixen Vergütung des Stromes nach dem 
EEG erfolgt, bleibt die Preisobergrenze konstant bei knapp 300 €/t Raps, wenn man von höheren 
Wärmepreisen absieht. Die Herstellung von Biodiesel erreicht diesen Wert schon ab einem Rohölpreis 
von 10 €/t (Biodiesel) bzw. (HVO). Liegen die Rohölpreise noch höher, können Rapspreise von über 
800 €/t bezahlt werden (s. Abbildung 60). 



























Bioethanol E85 (Getreide) Biodiesel 2009 Pöl-BHKW 10kW (Rapsöl) HVO (Pflanzenöl)
 
Abbildung 60: Preisobergrenze für Körner und Saaten in Abhängigkeit der Rohölpreise 
Ganzpflanzen wie Maissilage oder Holz aus KUP können sehr vielseitig eingesetzt werden, sodass nicht 
nur Konversionstechnologien aus dem Kraftstoffmarkt und Strommarkt sondern auch aus dem 
Wärmemarkt diese Agrarprodukte nachfragen können. In Abbildung 61 sind die Preisobergrenzen von 
Biogasanlagen (150 kW und 500 kW) dargestellt, die etwa zwischen 20 – 40 €/t Maissilage liegen. Bei 
dem exemplarisch dargestellten Biomasse-Heizkraftwerk (5 MW ORC) liegt die Preisobergrenze für 
Holz aus KUP mit rund 50 €/t etwas darüber. Je nach Rohölpreis können allerdings von Pelletfeuerungen 
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5.6 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 
Die Preisobergrenze gibt einen ersten Hinweis, welche Zahlungsfähigkeit für Biomasse verschiedene 
Nutzungsoptionen bei auftretenden Konkurrenzen besitzen und wie sie folglich reagieren. Daraus können 
für die drei Bioenergiemärkte folgende Schlüsse gezogen werden: 
 Der Wärmemarkt wird - unter sonst gleichen Bedingungen – bei zunehmender Konkurrenz kaum 
beeinflusst, da auch bei niedrigen Rohölpreisen in der Regel hohe Preisobergrenzen realisiert 
werden. 
 Sofern sich die Agrarpreise auf einem relativ niedrigen Niveau stabilisieren, bleiben die 
Rahmenbedingungen bei der Stromerzeugung konstant.  
 Die Einflüsse im Kraftstoffbereich sind vielseitig und reichen von den Agrarpreisen über die 
Ölpreise bis hin zur Steuerpolitik. Außerdem besteht die Option durch die Kraftstoffe der zweiten 
Generation auf neue Märkte auszuweichen, sodass eine qualitative Steuerung die Gefahr birgt, 
Kraftstoffziele zu verfehlen. 
Neben den Preisobergrenzen für Biomasse entscheiden weitere Faktoren über das Auftreten und das 
Ausmaß von Konkurrenzen. In Bezug auf die Flächenkonkurrenz kann mittels einer flächenbezogenen 
Preisobergrenze die Konkurrenzfähigkeit der verschiedenen Nutzungspfade abgeschätzt werden. Dazu 
werden in einem der nächsten Schritte die Kostenstrukturen der Biomassebereitstellung und -konversion 
exemplarisch ausgewählter Nutzungspfade ermittelt, woraus anschließend eine theoretische 
Preisobergrenze für die Pacht abgeleitet werden kann. Einen wesentlichen Einfluss auf 
Biomassekonkurrenzen besitzen darüber hinaus einzelne Akteure wie z. B. Landwirte, Energie- und 
Mineralölkonzerne, die unterschiedliche Gewinnerwartungen bezüglich der Bioenergie haben.  
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6 Konkurrenzfeldanalyse mit dem Natur-/Umweltschutz 
Die Biomassekonkurrenzen entstehen, wie bereits in Kapitel 4 und Kapitel 5 verdeutlicht, auf 
unterschiedlichen Ebenen von der Bereitstellung der Biomasse auf der Fläche bis hin zum Beitrag der 
Bioenergie im Energiesystem.  
Im Zusammenhang mit der Erzeugung erneuerbarer Energien aus nachwachsenden Rohstoffen werden 
etliche Nutzungskonkurrenzen mit anderen Raumnutzungen, wie z.B. dem Arten- und Biotopschutz, der 
Trinkwassergewinnung, dem Hochwasserschutz oder der landschaftsbezogenen Erholung diskutiert. 
Diese Nutzungskonkurrenzen können durch den Anbau, die Ernte aber auch die energetische Nutzung 
von Biomasse in der Land- und Forstwirtschaft sowie der Landschaftspflege entstehen.  
Nutzungskonkurrenzen zwischen Landwirtschaft und anderen Raumnutzungen, wie bspw. mit der 
Trinkwassergewinnung durch die Belastung von Grund- und Oberflächengewässer mit Nitrat, stellen seit 
einigen Jahrzehnten ein allgemeines landwirtschaftliches Problem dar /41/. Diese Konkurrenzen können 
durch eine vermehrte Ausrichtung der Landwirtschaft auf die Produktion von Biomasse für die 
energetische Verwertung verstärkt werden. Daneben werden potenzielle Konkurrenzen, wie z.B. die 
überhöhte Entnahme von land- und forstwirtschaftlichen Reststoffen zur Energiegewinnung oder die 
überhöhte Entnahme von Landschaftspflegeholz aus der Heckenpflege diskutiert, die unter den 
momentanen Gegebenheiten noch nicht auftreten /147//149//196//206/. 
Als Teilergebnis der Workshops sind in Tabelle 24 die aktuellen Konkurrenzen und Synergien zwischen 
Land- und Forstwirtschaft und den anderen Raumnutzern wie dem Tourismus, der Wasserwirtschaft oder 
dem Naturschutz zusammenfassend gegenübergestellt. Dabei wird differenziert, ob es sich um 
Konkurrenzen oder Synergien handelt, 
 die schon seit einigen Jahrzehnten bestehen, 
 die durch die Biomassenutzung verstärkt wurden, 
 die erst durch die Biomassenutzung entstanden sind. 
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Tabelle 24: Bestehende, verstärkte und neue Konkurrenzen und Synergien zwischen der Land- und Forstwirtschaft 
und anderen Raumnutzern 





 Landwirtschaft versus andere Raumnutzer und 
Naturschutz 
 Flächenentzug durch Infrastrukturausbau 
 Konkurrenz zwischen Naturschutz und 
Landwirtschaft: durch die Ausweisung von 
Naturschutzgebieten steigen die Boden- und 
Pachtpreise 
 Naturschutz versus Ökonomie  
 Konkurrenz zwischen Grünland und Acker 
(Natur- und Artenschutz)  
 
verstärkt Landwirtschaft 
 Steigender Nahrungs- und Futtermittelbedarf und 
Situation auf dem Weltmarkt erfordern hohe 
Flächenproduktivität und Anbauausweitung 
 Steigende Nachfrage an die gleiche Fläche, auch 
innerhalb der Landwirtschaft → Anstieg der 
Pacht- und Bodenpreise  
 Der Flächenverbrauch durch 
Siedlungserweiterungen und Infrastruktur lässt 
eine Ausweitung der Ackerfläche nicht zu. Da 
aber eigentlich mehr Ackerfläche gebraucht wird 
ist mit einem Anstieg von Düngemitteln, 
Pestiziden auf den verbleibenden Flächen zu 
rechnen, wodurch Grund- und 
Oberflächengewässer und somit auch das 
Trinkwasser weiter beeinträchtigt werden könnte. 
 Verstärkte Nutzung von Gentechnik 
 Anstieg der Anbaufläche von Mais und Raps und 
verengte Fruchtfolge durch die ertragsorientierte 
Förderung, z. B. zu hoher Rapsanteil an der 
Fruchtfolge, Raps ist nicht selbstverträglich und 
erfordert u. U. hohen PSM-Einsatz 
 Druck auf Gewässerrandstreifen durch eine 
verstärkte Nutzung - mindert die Funktion der 
Biotopvernetzung und der Pufferung von Stoffen 
in die Gewässer 
 Energiepflanzen auf Stilllegungsflächen sind ein 
Problem für den Naturschutz, positive Effekte wie 
Steigerung der Biodiversität und 
Biotopvernetzung fallen weg. 
 Nährstoffkonzentration um Biogasanlagen 
besonders in Viehhaltungsregionen. Durch die 
Nutzung von Flächen zur Bioenergieproduktion 
wird die Futtermittelproduktion in 
Viehhaltungsregionen zurückgedrängt. Futter 
muss evtl. zugekauft werden. Dadurch kann ein 
Nährstoffüberschuss in diesen Regionen 
entstehen. Hinzu kommen z. T. zu weite Wege, 
um den Überschuss in andere Regionen zu 
Landwirtschaft 
 Schaffung zusätzlicher 
Einkommensquellen  
 Nutzung des Aufwuchses 
von extensiven Flächen  
 Grünlandnutzung 
gleichzeitig eine Chance für 
die Grünlanderhaltung  
 Nutzung von Reststoffen 
- Güllevergärung – 
Minderung des 
Methanaustrags  
- Schließen des 
Nährstoffkreislaufs 
Forstwirtschaft 
 Waldenergieholz belebt 
Preise bei der stofflichen 
Nutzung  




 AUP können mit der neuen Einkommenssituation 
nur schwer Schritt halten 
Forstwirtschaft 
 Waldenergieholz versus Naturschutz: eine 
verstärkte Holzentnahme, vor allem von Rest- 
und Totholz führt zum Verlust von Kleinbiotopen 
und zur Beeinträchtigung der Biodiversität  
 Die Ganzbaumnutzung (Nutzung des ganzen 
Baumes mit Wurzelstock) sowie auch die 
Vollbaumnutzung (Nutzung der gesamten 
überirdischen Biomasse) werden aufgrund des 
starken Nährstoffentzugs kritisch betrachtet und 
sollten daher nicht angestrebt werden.  
neu Landwirtschaft 
 Nahrungsmittel gegen Energieproduktion 
 Grünlandumbruch  
 Agrarumweltprogramme werden auf 
Marginalstandorten, d.h. Standorten mit weniger 
fruchtbaren Böden und in klimatisch 
ungünstigeren Regionen durch höhere 
Einkommenschancen im Biomasseanbau 
unattraktiv und diese Standorte in der Folge 
intensiver bewirtschaftet.  
 Die Gärresteausbringung, theoretisch zum 
Schließen des Nährstoffkreislaufes, kann 
trotzdem zur Überdüngung führen, wenn die 
Reststoffe in der unmittelbaren Umgebung der 
Anlagen ausgebracht werden (Großer Bedarf an 
Fläche notwendig). 
 Grundwasserschutz - Grundwasserverträgliche 
Rückführung der Gärsubstrate ist nicht 
gewährleistet 
 Nutzung des Aufwuchses von extensiven 
Grünlandflächen - Gefahr der Intensivierung 
Forstwirtschaft 
 Energieholz versus stoffliche Nutzung 
 Bauern- und Privatwälder werden wieder 
verstärkt genutzt – Konkurrenz zum 
Naturschutzziel naturnaher Wälder 
Landwirtschaft 
 An vielen Standorten sind 
Hackfrüchte verschwunden, 
stattdessen wird Raps 
angebaut. Dieser fördert 
Humusaufbau und kann 
Getreidefruchtfolgen 
auflockern. 




 Gärsubstrate als Dünger 
weisen positivere 
Eigenschaften als Gülle auf. 
Forstwirtschaft 
 Bauernwälder wieder 
verstärkt genutzt 
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Diesen Konkurrenzen und Synergien sind jene gegenüberzustellen, die erst zukünftig durch eine weiter 
verstärkte Biomassenutzung auftreten oder verstärkt werden können (siehe Tabelle 25). Dies betrifft auf 
der Seite der Konkurrenzen zum Beispiel die Inbetriebnahme von BtL- Produktionsstätten (Biomass to 
Liquid) oder die Folgen von Veränderungen in der deutschen Land- und Forstwirtschaft, die zum 
Erreichen der energiepolitischen Ziele zur Bereitstellung von Energie aus Biomasse erforderlich sind. 
Es wird deutlich, dass die Teilnehmer der Workshops für die Zukunft vielfältige Chancen sehen, die 
Synergien zwischen der Biomassenutzung und den anderen Raumnutzern zu verstärken, oder sogar neue 
Synergien entstehen zu lassen. 
Tabelle 25: Zukünftig neue und verstärkte Konkurrenzen und Synergien zwischen Land- und Forstwirtschaft und 
anderen Raumnutzern 





 Neue Energiepflanzen –  
und Erweiterung der Fruchtfolge - 
Steigerung der Agrobiodiversität 
 Neue Anbaumethoden 
 Schilfanbau für stoffliche und 
energetische Nutzung auf 
wiedervernässten 
Niedermoorstandorten  
- neue Einkommensquelle 
- positiver Effekt auf das Klima  
- Steigerung der Biodiversität  
- Low Input-System mit hohem 
Output 
- Verlangsamt Abbau von Torf 






 Biologische Invasionen - u. a. kann der 
Anbau von invasiven Neophyten für 
Biogasanlagen zu Problemen für den 
Naturschutz führen. 
 Klimawandel – geringere 
Niederschlagsmengen in der 
Vegetationsperiode verändern die 
Anbaubedingungen (Welche Biomasse ist in 
Zukunft anbaugeeignet?) 
 Neue Formen der Bioenergieproduktion 
(z. B. BtL) bedingen einen hohen 
Nutzungsdruck auf naturnahe und natürliche 
Systeme. 
 Wettbewerb der Rohstoffmobilisierung 
 Konkurrenz zwischen energetischer und 
stofflicher Holznutzung 
Landwirtschaft 
 Biomassenutzung nach dem 
Prinzip: Low Input – High 
Diversity (LIHD) – Nutzung 
wenig produktiver Flächen über 
die anfallende Biomasse bei nur 
geringem 
Bewirtschaftungsaufwand 
(Bearbeitung, Düngung etc.)  
 Bioenergie aus 
Landschaftspflegematerial bietet 
Chancen für den Naturschutz: 
der Aufwuchs extensiver 
Flächen (z. T. 
Naturschutzflächen) ist nutzbar  
 Nutzung von Biomasse aus der 
Gewässerunterhaltung  
 Kulturartenvielfalt steigt 
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 Weitere Preissteigerungen 
 Food versus Fuel – Food gewinnt 
 Konflikt zwischen Nahrungsmitteln und 
Energiepflanzen 
 Biokraftstoffe versus Kraft-Wärme-Kopplung 
und thermische Verwertung 
 Intensivierung von Grünlandnutzung 
(Düngung und Schnitthäufigkeit) nehmen 
durch die verstärkte Grasnutzung für 
Biogaserzeugung zu. Durch die 
Intensivierung kann es z. B. zur 
Verdrängung von Salbei-Glatthaferwiesen 
kommen.  
 Durch den zusätzlichen Flächenbedarf zur 
Erzeugung von Energiepflanzen für die 
Biogaserzeugung kommt es zu 
Grünlandumbrüchen. 
 Grünlandschnitt kann verstärkt als Viehfutter 
genutzt werden, weil auf den Äckern 
Silomais für die Biogasanlage angebaut 
wird. 
 Verstärkung regionaler Ungleichgewichte 
durch große Bioenergieanlagen: 
Infrastruktur – Verkehr – lokale 
Umweltbelastungen: Lärm, Emissionen  
 Regionaler Verlust von Nutzungsvielfalt und 
Beeinträchtigung des 
Gebietswasserhaushaltes durch 
großflächigen Anbau von KUP 
 Naturschutz und Biodiversität versus 
maximale Agrarflächennutzung (keine 
Stilllegungsflächen mehr) 
 Energieertrag wichtiger als Naturschutz 
 Abnahme der Planungssicherheit – „Cash-
Crop-Denken“ – Landwirte bauen die gerade 
gewinnbringendsten Pflanzen an  
 Erhalt und Neuanlage von 
Gewässerrandstreifen durch 
Flächeninanspruchnahme gefährdet 
 Zu starke Beschneidung von Hecken zur 
Gewinnung von Landschaftspflegematerial - 
eine Regulierung durch 
Naturschutzbehörden ist erforderlich, aber 
kaum möglich  
 Ein fortwährender Flächenentzug durch 
Infrastrukturentwicklung verschärft die 
Konkurrenz um Flächen: In bisherigen 
Szenarien nicht berücksichtigt?  
 Beeinträchtigung von Grund- und 
Oberflächenwasser durch zunehmende 
Anbaufläche und somit insgesamt 
zunehmenden Einsatz von Pestiziden, 
Düngemitteln, evtl. genverändertem Material 
 Nutzung bzw. Wegfall von 
Stilllegungsflächen, negative Effekte auf 
 Beim Biogas ist die Vergütung 
festgelegt – dadurch ist die 
Kostendeckung problematisch. 
Alternativen: verstärkte Nutzung 
von Grünland und Gülle.  
 Freiere Fruchtfolgengestaltung 
durch Entkoppelung 
Forstwirtschaft 
 Belebung der Preise für 
Waldholz 
 Die Bewirtschaftung von 
Wäldern (Bauernwälder) wird 
durch den gestiegenen 
Holzpreis (im Zusammenhang 
mit den gestiegenen Ölpreisen) 
wieder aufgenommen. Vorher z. 
T. völlig ungenutzte Flächen 
werden wieder genutzt 
(Waldpflege und 
Wiederaufforstungen). (würde 
noch was dazu schreiben 
wollen)  
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Biodiversität und Biotopverbund 
 Konkurrenz um Dünger durch sinkende 
Phosphorvorräte 
Forstwirtschaft 
 Energetische Nutzung von Holz kann eine 
Konkurrenz zur stofflichen Nutzung ergeben. 
Die Frage nach der Qualität des genutzten 
Holzes, hängt stark von der regionalen 
Verfügbarkeit ab (Vorhandensein von 
Waldbeständen, Art der Bestände, etc.). 
 Zu starke Nutzung der Wälder für 
energetische Zwecke: Für die thermische 
Nutzung von Holz wird die 
Ganzbaumnutzung diskutiert; dadurch kann 
es zur Verarmung der Waldböden kommen, 
da umso mehr Nährstoffe pro Holzmasse 
ausgetragen werden je feiner die Äste sind.  
 Ganzbaum- vs. Vollbaumnutzung: Die 
Vollbaumnutzung ist unerwünscht, da auch 
die Wurzeln mit entnommen werden 
müssten.  
 Nährstoffrückführung: Ausbringung von 
Asche aus der Holzverbrennung zum 
Schließen der Nährstoffkreisläufe 
(besonders von Phosphor) im Wald ist bei 
naturnaher Waldwirtschaft nicht möglich. 
Asche enthält problematische Stoffe und 
Düngung bedeutet Einschränkung der 
Diversität innerhalb des Waldes.  
 Die Nutzungspotenziale des Waldes sind 
langfristig nicht steigerbar. 
 Eine Wiederaufnahme der Waldnutzung in 
Naturwäldern ist negativ für den Naturschutz 
(wurden ausreichend Flächen gesichert?) 
 Mehrfache Überplanung der 
Produktionsfläche – energetisch und 
stofflich – besonders bei privaten 
Waldstücken. 
 Holzeinkauf für Großanlagen – notwendige 
kontinuierliche Beschickung führt zu 
Unzeiten bei der Ernte (Problem schon in 
Ansätzen erkennbar). 
 Problem Bodenschutz – bei zu starker 
Reststoffentnahme (BtL) sinkt der 
Humusgehalt des Bodens. 
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Die nachfolgend dargestellten Nutzungskonkurrenzen im Bereich der Land- und Forstwirtschaft 
sowie die Landschaftspflege sind nicht generell anzutreffen, sondern stellen potenzielle Gefahren dar, 
deren tatsächliches Auftreten entscheidend von der Wirtschaftsweise des einzelnen Betriebs und der 
Empfindlichkeit der betroffenen Raumnutzung abhängt /195/. 
6.1 Landwirtschaft 
Verengte Fruchtfolge und Anbauflächenausweitung von Mais und Raps 
Die Kulturen Mais und Raps werden in Deutschland seit Jahrzehnten als Nahrungs- und Futterpflanzen 
angebaut und zählen heute zu den wichtigsten Energiepflanzen. Dabei zeigt sich insbesondere beim 
Maisanbau, dass sich bedingt durch die Energiepflanzenproduktion im nahen Umfeld von Biogasanlagen 
der Silomaisanteil an der landwirtschaftlichen Nutzfläche vervielfachen kann /23/. In Gemeinden mit 
Biogasanlagen kann so der Maisanbau zur dominierenden Kultur der landwirtschaftlichen Nutzfläche 
werden /135/.  
Konkurrenzen können sich hierbei unter anderem zum Bodenschutz ergeben, da Mais eine Kultur mit 
hoher Erosionsgefährdung ist, und zum Trinkwasserschutz, da beim Anbau von Mais und Raps hohe 
Nährstoffauswaschungen stattfinden können /93//128//129//152//203/. Außerdem reduziert ein hoher 
Maisanteil an der Fruchtartenverteilung sowohl die Strukturvielfalt der Landschaft als auch die Vielfalt 
der Arten und Lebensgemeinschaften, was den Arten- und Biotopschutz und die landschaftsbezogene 
Erholung beeinflusst /93//195//201/.  
Übermäßig hohe Gärrestausbringung besonders in Viehhaltungsregionen und/oder im Umfeld von 
Biogasanlagen durch Gärrestüberschüsse  
Die energetische Verwertung von Biomasse führt dazu, dass viehlose und damit ohne Gülle 
wirtschaftende Betriebe nunmehr mit dem Zwang zur Ausbringung der meist flüssigen Gärreste aus den 
Biogasanlagen konfrontiert werden /70/. Vor allem in Regionen mit intensiver Viehhaltung und einem 
daraus bereits bestehenden Nährstoffangebot kann die Rückführung der Gärrückstände auf die 
Anbauflächen zu verstärkten Konkurrenzen mit verschiedenen Raumnutzungen führen /172/. 
Betroffen sind hiervon unter anderem der Trinkwasserschutz durch die Gefahr der 
Nährstoffauswaschung und der Bodenschutz durch hohe Schwermetallgehalte in den Gärresten 
/73//220//227/. Außerdem ist der Klimaschutz durch möglicherweise erhöhte Lachgasfreisetzung und der 
Arten- und Biotopschutz durch die Freisetzung von Ammoniak und Ammonium betroffen /58//73//227/. 
Umbruch von Grünland 
Im Zuge der hohen Nachfrage nach Agrarprodukten und der Förderung der Erzeugung von Biomasse 
und erneuerbarer Energie ist in allen Bundesländern seit einigen Jahren ein verstärkter Rückgang des 
Dauergrünlandanteils zu verzeichnen /30/.  
Der Umbruch von Grünland bedeutet auch immer einen Verlust von Lebensräumen und eine Gefährdung 
von Arten und Lebensgemeinschaften /200/. Der Arten- und Biotopschutz ist davon stark betroffen, da 
besonders das extensive Grünland sehr artenreiche Ökosysteme mit vielen gefährdeten Arten aufweist 
/198/. Kommt es durch den Grünlandverlust zu einer Vereinheitlichung des Landschaftsbildes, kann die 
Erholungsfunktion eingeschränkt werden /200/. Auch für den Klimaschutz kann Grünlandumbruch 
deutliche Folgen haben, da Grünland, insbesondere auf Niedermoorstandorten, als CO2-Senke wirkt. 
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Durch Umbruch zur Ackernutzung werden die Flächen jedoch zur Quelle von Treibhausgasen 
/20//117//118//171/. Außerdem betroffen sind der Trinkwasser- sowie der Boden- und Hochwasserschutz 
durch Bodenerosion, Nährstoffauswaschung und Änderung der Bestandsstruktur /7//20//128/.  
Ackernutzung von Brach- und Stilllegungsflächen 
Die 1992 in der EU-Agrarpolitik eingeführte obligatorische Flächenstilllegung zur Begrenzung von 
Überschüssen wurde 2009 aufgrund der gestiegenen Agrarpreise wieder abgeschafft /89//91/. Die 
Flächenstilllegung hatte zu einer Erhöhung der Biodiversität in der Agrarlandschaft geführt und 
Lebensräume für gefährdete Arten geschaffen, das Landschaftsbild positiv beeinflusst und eine 
verringerte Belastung der Gewässer durch Dünge- und Pflanzenschutzmittel bewirkt /128//168//211/. Es 
gibt für Landwirte allerdings immer noch die Möglichkeit, Flächen freiwillig stillzulegen, oftmals im 
Rahmen von Agrarumweltmaßnahmen (AUM) und Vertragsnaturschutz. Diese Umweltmaßnahmen 
verlieren aufgrund der starren Ausgleichszahlungen zunehmend an Attraktivität unter anderem da die 
Einkommensmöglichkeiten durch Biomasse und steigende Agrarpreise verbessert sind und die 
Umweltmaßnahmen nur geringern ökonomischen Anreiz bieten /12//110//111//174//225/. 
Verstärkte bzw. überhöhte Entnahme von Reststoffen wie Stroh oder Rübenblatt  
Reststoffe aus der Landwirtschaft wie Stroh oder Rübenblatt eignen sich für die energetische 
Biomasseverwertung /70//74/. Der sonst übliche Verbleib der Reststoffe auf der Fläche trägt zum 
Humusaufbau und Erosionsschutz bei /152//203/. Daher kann durch eine verstärkte Entnahme die 
Humusbilanz verringert und die Anfälligkeit des Bodens für Erosion und Verdichtung erhöht werden. 
Außerdem kann die Wasserspeicherfähigkeit des Bodens und seine Biotopfunktion durch Verringerung 
der Bodenfauna beeinträchtigt werden /152//177//208/.  
Verstärkte Nutzung von gentechnisch veränderten Kulturpflanzen 
Aufgrund der Möglichkeit, Kulturpflanzen ausschließlich für die energetische Verwertung anzubauen, 
wird nicht ausgeschlossen, dass Saatguthersteller gentechnisch veränderte Pflanzen verstärkt forcieren 
und sich auf Seiten der Landwirte eine verstärkte Akzeptanz der Nutzung dieser Pflanzen entwickelt /11/. 
Dabei stehen den Vorteilen dieser Pflanzen verschiedene Risiken gegenüber /55/: Sie könnten die 
Biodiversität durch Einkreuzungen beeinträchtigen, andere Organismen wie z.B. die Bodenfauna 
ungewollt durch veränderte Stoffwechselprodukte oder Bewirtschaftungsformen gefährden, 
Ackerwildkräuter und somit die Nahrungsquelle für verschiedene Tierarten durch Breitbandherbizide 
verdrängen, abiotische Ressourcen durch PSM-Einsatz beeinträchtigen und die menschliche Gesundheit 
gefährden /83//112//115//184//187//204//241/.  
Anlage von Kurzumtriebsplantagen 
Mehrjährige Biomasse für die dezentrale Energieversorgung über Holzheizkraftwerke oder auch für die 
Erzeugung von BtL-Kraftstoffen kann in so genannten Kurzumtriebsplantagen (KUP) erzeugt werden. 
Dabei werden in der Regel Stecklinge von Pappeln oder Weiden in regelmäßigen Reihen auf 
landwirtschaftlichen Nutzflächen gepflanzt und alle zwei bis vier Jahre im Winter beerntet, indem sie auf 
den Stock gesetzt werden /65//102/. 
Kurzumtriebsplantagen können den Trinkwasserschutz beeinträchtigen, da Pappeln und Weiden einen 
hohen Wasserverbrauch aufweisen und die Grundwasserneubildung verringern können /65//231/. Auch 
der Hochwasserschutz kann betroffen sein, da die Gehölze einen hohen Fließwiderstand aufweisen und 
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den Hochwasserabfluss bremsen können /131//234/. Durch die Gehölzbestände werden außerdem 
bestehende Vegetationsstrukturen verändert. Dies kann sich auf den Arten- und Biotopschutz, besonders 
auf Offenlandarten, sowie die landschaftsbezogene Erholung durch Verlust an Strukturvielfalt auswirken 
/109//193//231/. Andererseits bieten KUP positive Wirkungen beim Anbau auf erosionsgefährdeten 
Flächen, der Verbesserung der Grundwasserqualität durch eine abnehmende Nitratsickerung, für eine 
Aufwertung des Landschaftsbildes in stark ausgeräumten Landschaften und gute Anbauchancen auf 
kontaminierten Flächen /26//66/. 
Einschränkung der anzubauenden Baumarten bei KUP 
Mit der Bekanntmachung Nr. 05/10/31 der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung vom 12. 
Mai 2010 /17/ sind nur bestimmte Gehölzarten im Rahmen der Betriebsprämie beihilfefähig. Damit 
beschränkt sich die Wahl der anzubauenden Kulturarten für KUP auf die Gattungen Salix (Weide), 
Populus (Pappel), Robinia (Robinie), Betula (Birke), Alnus (Erle) und Fraxinus (Esche; hier nur die Art 
Fraxinus ecelsior). Erweitert wurde die Liste Ende 2010 um die Gattung Quercus (Eiche). Als weitere 
Voraussetzung für die Beihilfefähigkeit gilt darüber hinaus, dass diese Arten mit einer maximalen 
Umtriebszeit von 20 Jahren angebaut werden (mindestens eine Ernte in 20 Jahren). Die Einschränkung 
der Gehölzarten in Bezug auf die Beihilfefähigkeit mindert den Gestaltungsspielraum für eine den 
standörtlichen Gegebenheiten optimal angepasste und den Naturschutz stärker berücksichtigende 
Kulturartenzusammensetzung. Insbesondere eine Implementierung von speziellen Formen des 
Kurzumtriebsanbaus, die über die gute fachliche Praxis hinaus die Belange der Erholungsfunktion der 
Landschaft und des Arten- und Biotopschutzes besonders berücksichtigen, wird hierbei sehr erschwert 
bis unmöglich gemacht. Das gilt sowohl für entsprechend ausgerichtete flächige KUP insgesamt als auch 
für speziell auf das jeweilige Landschaftsbild und/ oder den Artenschutz und die Biodiversitätssteigerung 
ausgerichtete KUP-Teilflächen (Randgestaltung, Innenstreifen etc.) und Kurzumtriebsstreifen in 
ausgeräumten Agrarlandschaften. Hier ist dringender Anpassungsbedarf vorhanden, der zumindest für 
KUP-Teilflächen (bspw. bis 20%) und KUP-Streifen auch anderer, regional-typische Baum- und 
Straucharten regionaler Herkünfte zulässt, ohne die Beihilfefähigkeit im Rahmen der Betriebsprämie zu 
verlieren. 
Nutzung invasiver Arten für KUP 
Aus ökonomischer Sicht ist auch die Robinie (Robinia pseudoacacia) für den Anbau in KUP interessant 
und Betriebsprämien-beihilfefähig /17/. Diese Art gehört ebenso wie der potenziell auch für den 
Kurzumtrieb geeignete Götterbaum (Ailanthus altissima) jedoch zu den invasiven Neophyten, deren 
Ausbreitung durch den Anbau in Plantagen verstärkt werden und sich negativ auf Natur und Landschaft 
auswirken kann /28//24//132/.  
Die Robinie kann durch ihre Fähigkeit zur Bindung von Luftstickstoff zu einer Eutrophierung besonders 
von empfindlichen Standorten wie Sandtrocken- und Kalkmagerrasen führen /132/. Der Götterbaum ist 
äußerst robust und durch seine Bildung von Wurzelausläufern und Wurzelsprossen sowie durch sein 
rasches Jugendwachstum sehr konkurrenzstark. Da er ein aggressives, später unkontrollierbares 
Verdrängungspotenzial aufweist, wird von seiner Verwendung in KUP dringend abgeraten 
/24//132//150/.  
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Nutzung von Hybriden für KUP 
Bei der Anlage von KUP werden bevorzugt Hochleistungsklone von Pappel- und Weidenhybriden in 
Monokulturen angebaut /65/. Dabei besteht durch verstärkte Nutzung von gebietsfremden Hybriden über 
die Verbreitung von Pollen in der Landschaft eine erhöhte Gefahr der Einkreuzung und somit 
Verfälschung bzw. Verdrängung gebietseigener Populationen, z.B. autochthoner Weiden- und 
Pappelökotypen. Eine Herabsetzung der innerartlichen Diversität ist die Folge /133/. Zudem führt der 
Anbau nur weniger Klone zu einer eingeschränkten genetischen Vielfalt von KUP, wodurch sich 
Schaderreger in den Monokulturen rasch ausbreiten und Wachstumseinbußen und Ausfälle bewirken 
können /65/. 
Anbau gentechnisch veränderter Baumarten für KUP 
Einem zukünftig möglicherweise verstärkten Anbau von gentechnisch veränderten Baumarten zur 
Gewinnung holzartiger Biomasse in KUP stehen vor allem Bedenken zu den möglichen Einflüssen auf 
die komplexen nicht agrarischen Ökosysteme gegenüber. Insbesondere bei Bäumen ist die Gefahr einer 
unkontrollierten und unerwünschten Ausbreitung der transgenen Eigenschaften, im Vergleich zu 
manipulierten Ackerpflanzen, um ein Vielfaches höher, vor allem aufgrund des hohen 
Einkreuzungsdrucks von Weiden und Pappeln /26//133//184/. 
6.2 Landschaftspflege 
Intensivierung der Grünlandnutzung insbes. auf bisher extensiv genutzten Flächen, oft mit damit 
verbundenem Ausstieg aus AUM und Vertragsnaturschutz 
Grundsätzlich ist die alternative Nutzungsoption der Herstellung von Grassilage für die 
Biogasgewinnung für Grünlandüberschussflächen sinnvoll, weil dadurch vermieden werden kann, dass 
diese Flächen zu Ackerland umgebrochen oder aufgegeben werden. Jedoch bietet Grassilage aus 
intensiver Grünlandnutzung die höchsten Erträge /1//173//194/. Daher werden eine Intensivierung bisher 
extensiv genutzter Grünlandflächen und ein Ausstieg aus den Extensivierungsprogrammen im Rahmen 
von AUM und Vertragsnaturschutz befürchtet /1/.  
Zu hohe und/oder unsachgemäße Entnahme von Landschaftspflegeholz aus der Heckenpflege  
Die energetische Nutzung von Landschaftspflegeholz aus der Heckenpflege ist eine ökonomisch und 
ökologisch sinnvolle Nutzung und kann die stark vernachlässigte Heckenpflege wieder in Gang bringen 
/143//147/. Jedoch kann unsachgemäße Pflege, wie ein maschineller Totalrückschnitt, zu häufiger Schnitt 
oder die Entnahme von Totholz, die ökologischen Heckenfunktionen stark beeinträchtigen 
/139//149//194/. Zu diesen Funktionen zählen die Lebensraum- und Biotopvernetzungsfunktion für 




Durch den Anreiz der energetischen Nutzung wird möglicherweise verstärkt auch Alt- und Totholz 
entnommen, die eine große Bedeutung als Lebensgrundlage für tausende Arten von Tieren, Pflanzen, 
Pilzen und Flechten besitzen /238/. Die verstärkte Nutzung von Restholz kann außerdem die 
Nährstoffkreisläufe schwächen oder unterbinden, da mit dem organischen Material gleichzeitig 
Nährstoffe aus den Flächen entnommen werden /167//193/. Insbesondere die Vollbaumnutzung (Nutzung 
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der gesamten überirdischen Biomasse) und die Ganzbaumnutzung (Nutzung des gesamten Baumes mit 
Wurzelstock) werden sehr kritisch betrachtet, da besonders Blatt- und Nadelmasse sowie Reisig und die 
Wurzelstöcke hohe Nährstoffkonzentrationen enthalten und maßgeblich zur Humusbildung beitragen. 
Daher sollten sie auf jeden Fall im Bestand verbleiben /193//194/.  
Monokulturen und verkürzte Umtriebszeiten 
Auch bei der Neubegründung oder Erstaufforstung von Waldflächen könnte zukünftig der Aspekt einer 
energetischen Nutzung eine größere Rolle spielen. Sollten Monokulturen im Gegensatz zu Mischwäldern 
deutliche ökonomische Vorteile für die Biomassenutzung bieten, könnte diese Bewirtschaftungsform im 
Gegensatz zum derzeitigen Trend des ökologischen Waldumbaus bei der Stammholzproduktion für die 
Biomassenutzung wieder an Bedeutung gewinnen. Ein Argument für die Wirtschaftlichkeit von 
Monokulturen könnte die Ernte im Kahlschlagsverfahren sein, da auf diese Weise große Mengen an 
Biomasse in kurzer Zeit zur Verfügung gestellt werden können. Mögliche Folgen dieser Nutzung sind 
ein erhöhter Transportverkehr, der die Bodenverdichtungsgefahr erhöht, ein erhöhter Nährstoffexport 
durch die verstärkte Ernte junger Bäume und ein Rückgang des Alt- und Totholzanteils durch verjüngte 
Bestände, was den Zielen des Naturschutzes entgegensteht /193/. 
Düngung 
Im Zusammenhang des verstärkten Nährstoffentzugs im Zuge einer intensivierten Waldholznutzung 
muss auch die Möglichkeit der Nährstoffrückführung z.B. über Holzasche betrachtet werden. Mit einer 
regelmäßigen Düngung würde sich die Forstwirtschaft allerdings vom Prinzip der Standörtlichkeit lösen 
und sich landwirtschaftlichen Bewirtschaftungsprinzipien annähern, welche die Standorte an die 
Produktionserfordernisse anpassen und nicht umgekehrt /194//238/. Die Ausbringung von Holzasche 
kann verschiedene Probleme verursachen: Sie ist aufgrund ihrer Konsistenz bei der Ausbringung 
schwierig zu handhaben und kann je nach Herkunft des verbrannten Holzes (z. B. Alt- oder 
Waldrestholz) und Aschefraktion unterschiedliche Mengen an Schwermetallresten enthalten, kann 
aufgrund ihres hohen pH-Wertes zu Verätzungen bei empfindlichen Organismen (z.B. Moose) führen 
und enthält Nähr- und Schadstoffe in leicht löslichen Formen, was Überdosierung und Auswaschung 
begünstigt /130/. 
Die Lösungsstrategien und entsprechende Instrumente zur Minimierung der Konkurrenzen zwischen 
der Land- und Forstwirtschaft und anderen Raumnutzern sind in Tabelle 26 (siehe auch Kapitel 9) 
zusammengefasst. 
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7 Szenarienanalyse 2030 
Im Folgenden werden ausgehend von einer detaillierten Darstellung der Annahmen (Kapitel 7.1) die 
Ergebnisse der Szenarienanalyse für die Bereiche Fläche (Kapitel 7.2), Biomasse (Kapitel 7.3), 
Bioenergieträger (Kapitel 7.4), Bioenergie (Kapitel 7.5) und im Hinblick auf den Natur- und 
Umweltschutz (Kapitel 7.7) dargestellt. An dieser Stelle sei auf ergänzende Annahmen zur Modellierung 
der Biomasse- und Flächenkonkurrenzen und zur Effizienzsteigerung im Anhang (Abschnitte 10.1 -
 10.3) verwiesen. 
7.1 Annahmen für die Szenarienanalyse 
Basis-Szenario 
Für das Basis-Szenario werden konservative Entwicklungen und moderate Veränderungen angesetzt. 
Das Basis-Szenario greift den Status-Quo beim Umwelt - und Naturschutz auf. Der Erhalt bestehender 
Schutzgebiete ist gewährt und die gute fachliche Praxis in der Landwirtschaft wird praktiziert. Eine 
starke Zunahme der landwirtschaftlichen Produktion (durch die energetische Biomassenutzung) bewirkt 
allerdings, dass die Ziele der nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt auch 2030 noch nicht in 
vollem Umfang realisiert sind. Aufgrund des nach wie vor hohen Flächenbedarfs bleiben der Ausbau der 
Biotopvernetzung und die Ausweisung zusätzlicher Schutzgebiete hinter den Zielgrößen zurück. Ebenso 
kommt die Dynamik beim ökologischen Landbau zum Erliegen. Der Trend bei der Flächenversiegelung 
setzt sich fort. Dadurch geht der Umbruch von Grünland zurück, wird aber nicht gestoppt. In der 
Forstwirtschaft wird die gute fachliche Praxis umgesetzt und von einer Voll- bzw. Ganzbaumnutzung 
abgesehen. Eine Ausweitung der natürlichen Waldentwicklung auf 5 % der Waldfläche findet allerdings 
auch bis 2030 nicht statt. Die Dynamik des Bioenergieausbaus setzt sich wie in den vergangenen Jahren 
fort, sofern keine Biomasse- oder Flächenkonkurrenzen auftreten. Sobald sich Konkurrenzsituationen 
abzeichnen, verringert sich der Anlagenzubau bzw. findet eine Anlagenstilllegung in Abhängigkeit der 
Zahlungsbereitschaft für die Fläche bzw. der Biomasse statt (siehe Abbildung 85 im Anhang). Bei 
Pelletfeuerungen und Biokraftstoffen wird davon ausgegangen, dass der inländischen Rohstoffknappheit 
aufgrund der hohen Transportwürdigkeit mit Importen begegnet werden kann.  
Umwelt-Szenario 
Im Umwelt-Szenario sind im Jahr 2020 die von Deutschland aufgestellten Nachhaltigkeitsziele erreicht. 
Dazu gehört im Bereich des Umwelt- und Naturschutzes allen voran die Nationale Strategie zur 
biologischen Vielfalt, die 2007 vom Bundeskabinett beschlossen wurde. In dieser spiegeln sich u.a. auch 
die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie, des Bodenschutzes, des BNatSchG zum Biotopverbund und zum 
Schutzgebietsnetz Natura 2000 sowie zur dauerhaften Sicherung der biologischen Vielfalt wieder. Im 
Zuge dessen übertrifft der Umfang ungestörter Flächen (Wildnisflächen) 2 % im Jahr 2020. Zusätzlich 
wird der Biotopverbund auf 10 % der Landesfläche durch zusätzliche Extensivierungsmaßnahmen auf 
landwirtschaftlichen Flächen umgesetzt. Der Aufschwung beim Ökolandbau hält an.  
In der Forstwirtschaft wird ebenfalls dem Ziel einer dauerhaften Sicherung der biologischen Vielfalt 
verstärkt Rechnung getragen. Außer der guten fachlichen Praxis wird eine natürliche 
Waldbewirtschaftung auf 5 % der gesamten Waldflächen durchgesetzt. Darüber hinaus werden generelle 
Ziele des Trinkwasserschutzes und der landschaftsbezogenen Erholung eingehalten und Synergien 
zwischen Biomasseanbau und -gewinnung sowie Natur- und Umweltschutz erzielt, die sich z.B. über die 




Im Falle von Biomasse- oder Flächenkonkurrenzen setzen sich die Nutzungsoptionen durch, welche die 
höchste Zahlungsbereitschaft für Biomasse oder Fläche besitzen oder aber – wie im Fall von 
Biokraftstoffen – die geringsten THG-Vermeidungskosten aufweisen (siehe Abbildung 86 und 
Abbildung 88 im Anhang). Verstärkte Anreize zur Nutzung von Gülle (mindestens 30 % Masseanteil zu 
GPS) und extensivem Grasschnitt (mindestens 15 % Masseanteil zu GPS) bei Biogasanlagen entschärfen 
jedoch die Flächenkonkurrenz auf Ackerflächen. Bei fester Biomasse verursachen zielgerichtete Anreize 
(NawaRo-Bonus im EEG) zum Einen und mangelnde Importalternativen bei Pellets und Biokraftstoffen 
eine zusätzliche Mobilisierung von Rest- und Abfallstoffen.  
Der gesamte Bioenergiesektor ist im Umwelt-Szenario durch technischen Fortschritt gekennzeichnet. 
Dies schlägt sich einerseits durch Austausch alter ineffizienter Kaminöfen nieder. Andererseits wird der 
elektrische Wirkungsgrad bei Neuanlagen als auch die Wärmeauskopplung bei der Stromerzeugung 
gesteigert. Schließlich führen die Umstellung der Biokraftstoffquote auf THG-Vermeidung sowie die 
THG-Vermeidungskriterien der RED dazu, dass sich die THG-Emissionen der Biokraftstoffe deutlich 
verringern. Aufgrund des technischen Fortschritts bei der Reduzierung der THG-Emissionen im 
Kraftstoffsektor wird die THG-Quote auch nach 2020 schrittweise angehoben. 
7.1.1 Flächen 
Flächenbedarf Siedlung und Infrastruktur sowie Natur- und Umweltschutz 
Die Zunahme der Verkehrs- und Siedlungsflächen entspricht im Basis-Szenario dem Trend und geht 
nicht - wie in der nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt formuliert - auf 30 ha/d in 2020 zurück, 
sondern erreicht diesen Wert erst im Jahr 2027. Das historische Verhältnis von Grünland- zu 
Ackerlandumbruch bei einer Zunahme der Flächenversiegelung bleibt gleich /220/. Die Grünlandflächen 
gehen somit in dem Maße - knapp 400.000 ha bis 2030 – zurück, wie die Flächenversiegelung zunimmt 
(siehe Abbildung 62). Dies bedeutet, dass bilanziell die Versiegelung von Ackerland durch die 
Umwidmung von Grünland- zu Ackerland wieder ausgeglichen wird.  
Da keine zusätzlichen landwirtschaftlichen Flächen für den Naturschutz und den Biotopverbund 
bereitgestellt werden und die Flächenversiegelung rückläufig ist, nehmen die Ackerflächen auf Kosten 
von Grünland gegen Ende des Betrachtungszeitraums sogar wieder zu. Im Jahr 2030 werden rund 
11,8 Mio. ha ackerbaulich genutzt. 
Im Umwelt-Szenario verringert sich Flächenversiegelung kontinuierlich auf die in /48/ anvisierten 
30 ha/d in 2020. Dieses Niveau der Flächenversiegelung setzt sich bis 2030 fort. Somit nimmt die 
Grünlandfläche bis 2012 zunächst weiter ab, wird von da an allerdings geschützt (siehe Abbildung 62). 
Der geringfügige Rückgang von Grünlandflächen von 2012 bis 2020 ist auf die sukzessive Renaturierung 
von 192.600 ha Grünland auf Hochmoor- und Niedermoorstandorten und der gleichzeitigen 
Extensivierung von Ackerflächen im Rahmen des Biotopverbundes (147.800 ha) zurück zu führen.  
Der Rückgang der Ackerflächen nimmt ab 2012 mit dem Stopp des Grünlandumbruchs stark zu, da der 
komplette Flächenbedarf für Siedlung und Verkehr danach vollständig zu Lasten von Ackerland geht. 
Die im Vergleich zum Basis-Szenario starke Verringerung der Ackerflächen nach 2012 beruht vor allem 
auf der Umwidmung von Ackerflächen zu Flächen für das 2 %-Wildnisziel und dem Biotopverbund. Die 
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Abbildung 62: Vergleich Flächenverfügbarkeit zwischen Basis- und Umwelt-Szenario (eigene Berechnung) 
Ökologischer Landbau 
Im Basis-Szenario wird auf den 0,39 Mio. ha Acker- und 0,45 Mio. ha Grünlandflächen, die im Jahr 
2007 nach ökologischen Leitlinien bewirtschaftet wurden, auch im Jahr 2030 Ökolandbau betrieben. 
Eine Ausdehnung des Ökolandbaus auf andere Flächen findet nicht statt.  
Ein weiterer Ausbau des Ökolandbaus wird im Umwelt-Szenario berücksichtigt. Der von der 
Bundesregierung im Fortschrittsbericht zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie vereinbarte Ausbau des 
ökologischen Landbaus auf 20 % der gesamten landwirtschaftlichen Fläche wird bis zum Jahr 2020 
erreicht /57/. Dabei wird das Verhältnis zwischen ökologisch bewirtschafteter Acker- und 
Grünlandflächen konstant bei 0,46 gehalten. 
Die Ertragsdifferenz zwischen ökologischen und konventionellen Anbau erreicht im Durchschnitt über 
die wichtigsten Ackerkulturen 37 % /137//243/; auf Dauergrünland beträgt die Ertragsminderung 
schätzungsweise rund 20 %. Der durchschnittliche Ertrag über alle landwirtschaftlichen Flächen steigt 
insofern weniger stark an als im Basis-Szenario bzw. geht sogar im Fall von Dauergrünland leicht 
zurück, wie im nächsten Abschnitt erläutert wird. 
Tabelle 27: Ökolandflächen im Umwelt-Szenario [in Mio. ha] 
Ökolandbau 2007 2020 2030 
Ackerfläche 0,39 1,50 1,50 
Grünlandfläche 0,45 1,73 1,73 
 
Ertragsentwicklung 
Die Daten zur Ertragsentwicklung in den untersuchten Studien weisen aufgrund verschiedener 




Einschätzungen basieren auf Aussagen im Rahmen von Expertenbefragungen und/oder dynamischen 
Modellberechnungen. Aus diesem Grund wird die Literaturrecherche um eine lineare Fortschreibung der 
Hektarerträge bis 2020 auf der Datengrundlage des Statistischen Bundesamtes ergänzt. Als Basis gilt die 
durchschnittliche Ertragssteigerung im Zeitraum von 1999 bis 2009.  
Die in den vergangenen Jahren erbrachten Ertragszuwächse sind auf die Fortschritte in der Züchtung, im 
Pflanzenschutz und -Düngung und der Anbautechnik zurückzuführen. Beispielsweise konnten durch 
Hybridsorten bei Mais und höheren Forschungsaktivitäten in der Raps- und Zuckerrübenzüchtung 
steigende Erntemengen erzielt werden. Bei Raps wird aufgrund des ökonomischen Interesses eine hohe 
Ertragssteigerung bis 2020 erzielt, jedoch langfristig eine geringere Zuwachsrate auf dem Niveau der 
anderen Getreidearten, u. a. durch ein erschlossenes züchterisches Potenzial, erwartet./243/  
Die höchsten Ertragssteigerungen werden, basierend auf einer durchgeführten Expertenbefragung, bei 
Pappel erwartet. Aufgrund des zunehmenden Interesses ist ein höherer Bedarf an neu gezüchteten, 
standortangepassten Klonen und einer dynamischen genetischen Vielfalt im Jahr 2020 vorhanden. 
Besonders auf ökologisch bewirtschafteten Flächen kann somit eine höhere Resistenz gegenüber 
Schädlingen und Krankheiten gewährleistet werden. Bis zum Jahr 2020 wird aufgrund von 
Züchtungserfolgen bei Pappelhybridsorten und dem Wissens- und Erfahrungszuwachs bezüglich der 
Standortauswahl, Flächenvorbereitung, Qualität und Erntetechnik von einem starken Ertragswachstum 
ausgegangen. Bei Weide ist das züchterische Potenzial im Vergleich zur Pappel weitestgehend 
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Abbildung 63: Ertragsentwicklung ausgewählter Kulturpflanzen bis zum Jahr 2020, die Daten von Weiden und 
Pappel stammen aus dem durchschnittlichen Ertrag von den Expertenbefragungen (n=7) (eigene Darstellung 
basierend auf Daten von /21//22//58//59//105//243/) 
 
Durch die Novelle des Bundeswaldgesetzes wurden KUP aus dem Waldbegriff genommen und 
unterliegen deshalb nun dem landwirtschaftlichen Fachrecht. Die rechtliche Grauzone ist damit beseitigt 




gesetzlichen Anforderungen und Prüfungen durch das Forstvermehrungsgesetzes wird die vorhandene 
Züchtungslücke in 15 bis 20 Jahren ausgeglichen sein.17 
Inwieweit vorhandenes Ertragspotenzial bei den anderen Kulturen zukünftig ausgeschöpft wird, ist 
abhängig von den Auswirkungen des Klimawandels, dem technischen Fortschritt, den ökonomischen und 
betrieblichen Faktoren (z. B. Kostenoptimierung, Erzeugerpreise, Termineinhaltung, Anbauverfahren, 
Pflanzenschutz), Erntemenge neuer Sorten, Marktbedarf und vergangenen Züchtungsaktivitäten /105/. 
Bis zum Jahr 2030 wird eine Verlangsamung des Ertragszuwachses, u. a. aufgrund ausgereizter 
Ertragspotenziale erwartet und deshalb die halbe Ertragsentwicklung im Vergleich zum Jahr 2020 für die 
Szenarioentwicklung angenommen.  























2020 0,9% 1,8% 0,9% 1,0% 1,2% 1,4% 1,7% 0,2% 
 
1,6% 3,1%




Im Basis-Szenario verändern sich die Hektarerträge ausschließlich aufgrund von Züchtungserfolgen und 
ackerbaulichen Optimierungen. Aus den zuvor beschriebenen Ertragssteigerungen für die Hauptkulturen 
und der Gewichtung dieser Feldfrüchte nach Flächenanteil ergibt sich über den gesamten 
Betrachtungszeitraum eine durchschnittliche kumulierte Ertragssteigerung von etwas mehr als 20 % bis 
zum Jahr 2030. Die kumulierte Ertragssteigerung kann je nach Feldfrucht ober- oder unterhalb von 
diesem Wert liegen. Der absolute Rückgang der Ertragssteigerungen ab 2020 ist in Abbildung 64 für das 
Basis-Szenario zu erkennen. Sowohl die kumulierte durchschnittliche Ertragssteigerung bei Feldfrüchten 
als auch die des Dauergrünlandes flachen ab 2020 bis 2030 leicht ab.  
Auch wenn im Umwelt-Szenario die gleichen Ertragssteigerungen bei den unterschiedlichen 
Feldfrüchten wie im Basis-Szenario vorausgesetzt werden, fällt die kumulierte durchschnittliche 
Ertragssteigerung geringer aus. Der kontinuierliche Ausbau des Ökolandbaus bis 2020 und die damit 
einhergehende Ertragsminderung von durchschnittlich 37 % je Feldkultur reduzieren die 
durchschnittliche Ertragssteigerung über alle Ackerkulturen bis 2030 um ca. 2 % ggü. dem Basis-
Szenario. Die Ertragsminderung bei ökologischem bewirtschaftetem Grünland ggü. konventionell 
Bewirtschaftungsweise beträgt ca. 20 %. Da die Fläche des ökologisch bewirtschafteten Grünlandes stark 
zunimmt, resultieren daraus bis 2030 Ertragsminderungen von knapp -4 % ggü. dem Basisjahr 2007. Die 
in Abbildung 64 dargestellte Verringerung der durchschnittlichen Grünlanderträge geht des Weiteren auf 
eine Extensivierung der Flächen für den Biotopverbund zurück (siehe Storyline Umwelt-Szenario), die 
auch bis 2030 nicht mehr durch kontinuierliche Ertragssteigerungen von 0,2 %/a ausgeglichen werden 
kann. 
                                                     
17 Telefonische Befragung von acht Experten zur Ertragsentwicklung von Kurzumtriebsplantagen (Pappel, Weide) 
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Abbildung 64: Vergleich der kumulierten durchschnittlichen Ertragsentwicklungen zwischen Basis- und Umwelt-
Szenario (eigene Berechnung) 
Nahrungsmittelbedarf 
Der Nahrungsmittelbedarf leitet sich im Basis- und Umweltszenario aus der Bevölkerungsentwicklung 
ab. In der zwölften koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung wird ein Bevölkerungsrückgang bis 
2030 um 6 % ggü. 2007 prognostiziert /219/. Es wird angenommen, dass der Bedarf an Flächen zur 
Bereitstellung von Nahrungs- und Futtermitteln ceteris paribus im selben Maße wie die Bevölkerung in 
Deutschland zurückgeht. Dies bedeutet für das Basis-Szenario, dass unter Berücksichtigung der im 
vorherigen Abschnitt dargestellten Ertragssteigerungen der Flächenbedarf für den Nahrungs- und 
Futtermittelanbau von 14,68 Mio. ha auf 11,58 Mio. ha um 27 % zurückgeht.   
Mit dem Ausbau des ökologischen Landbaus auf 20 % der landwirtschaftlichen Flächen bis 2020 im 
Umwelt-Szenario wird indirekt eine Ernährungsumstellung unterstellt. Die geringeren Erträge auf den 
ökologisch bewirtschafteten Flächen führen dazu, dass der Flächenbedarf für den Nahrungs- und 
Futtermittelanbau in geringerem Maße (22 %) zurückgeht als dies im Basis-Szenario der Fall ist. Die für 
die Nahrungs- und Futtermittelproduktion benötigten Flächen gehen somit auf ca. 12 Mio. ha im Jahr 
2030 zurück. 
Flächen für den Energiepflanzenanbau 
Die Flächenpotenziale (siehe Kapitel 7.2.1 und 7.3.1) für den Energiepflanzenanbau unter 
Berücksichtigung unterschiedlicher Natur- und Umweltschutzanforderungen sowie 
Grünlandumbruchsszenarien betragen im Basis-Szenario im Jahr 2030 3,84 Mio. ha Ackerfläche und 
0,36 Mio. ha. Dauergrünland, das Holzaufkommen beträgt 1.645 PJ. Im Umwelt-Szenario sind die 
Potenziale für den Energiepflanzenanbau mit 3,12 Mio. ha Ackerfläche und 0,39 Mio. ha Dauergrünland 





Für das Basis-Szenario wird das auf Grundlage der Zweiten Bundeswaldinventur (BWI²) erstellte 
Szenario F für das Rohholzaufkommen in Deutschland herangezogen /186/. Darin wird – wie es bisher in 
Deutschland die Regel ist – von einer Vollbaumernte abgesehen. Die Entnahme der Ernterückstände 
entspricht dem in der Literatur aufgeführten Maximalwert von 50 % /217/. Unter Berücksichtigung der 
von /134/ aufgestellten prozentualen Verteilung der Biomasse von Waldbäumen verbleiben rein 
rechnerisch außer der unterirdischen Biomasse auch Blätter, Nadeln, Früchte sowie rund 18 % des 
Reisholzes im Wald. Darüber hinaus gibt es keine forstwirtschaftlichen Änderungen, d. h. der Anbau von 
schnellwachsenden Baumarten setzt sich weder auf Holzbodenflächen noch auf landwirtschaftlichen 
Flächen durch.  
Im Umwelt-Szenario wird das sogenannte Basis-Szenario des WEHAM-Modells für 
Rohholzaufkommen von /186/ zu Grunde gelegt. Im Gegensatz zum Basis-Szenario wird angenommen, 
dass die natürliche Waldentwicklung auf 5 % der Waldfläche ausgedehnt wird /27/. Eine Unterscheidung 
zwischen verschiedenen Baumarten oder Standorten findet nicht statt. Ganz- und Vollbaumernten sind 
ausgeschlossen und die Entnahme von Ernterückständen beschränkt sich auf den Minimalwert von /217/, 
der bei 25 % liegt. Somit bleiben neben Blättern, Nadeln, Früchten, Stubben auch 61 % des Reisholzes 
forstwirtschaftlich ungenutzt. Schnellwachsende Baumarten werden (siehe Abschnitt 0 Ökologischer 
Landbau) auf landwirtschaftlichen Flächen - nicht aber im Wald - erfolgreich angebaut.  
7.1.2 Biomassekonversionsanlagen 
Die Modellierung des energetischen Biomassebedarfs bis 2030 basiert auf Modellanlagen, welche die 
Durchschnittswerte der Anlagendaten bzw. Biokraftstoffproduktion aus /74//75//76//77/ wiederspiegeln. 
Dabei wird auch zukünftig von der breiten Nutzung von Biogas und Biomethan im Wärmebereich 
abgesehen. Dies kann vor dem Hintergrund begrenzter Flächen- und Biomasseressourcen damit 
begründet werden, dass bei der Nutzung von Biomethan in KWK-Anwendungen eine deutlich höhere 
THG-Vermeidung erzielt werden kann als im Wärmesektor /177/, es im Kraftstoffsektor außer den 
etablierten Biokraftstoffen kurzfristig keine Alternativen zur Erfüllung der Quote gibt und im 
Wärmesektor eine größere Anzahl von konkurrenzfähigen Erneuerbare-Energientechnologien und 
biogenen Energieträgern zur Verfügung stehen.  
Eine Übersicht der Modellanlagen ist Tabelle 38 im Anhang zu entnehmen. Der potenzielle Markteintritt 
zukünftiger Biokraftstofftechnologien wird auf das Jahr 2015 festgelegt, wozu hydrierte Pflanzenöle 
(HVO), Fischer-Tropsch Diesel (FT-Diesel), Biomethan aus der Holzvergasung (Bio-SNG) und 
Bioethanol aus Lignozellulose (Bioethanol Lig.) zählen. Die Entwicklung des Anlagenzubaus folgt dem 
Trend aus der Vergangenheit, wenn keine Biomasse- oder Flächenkonkurrenzen auftreten und die 
Wirtschaftlichkeit gewährleistet ist. Für die Wirtschaftlichkeitsberechnungen der Konversionsanlagen 
werden den Biomasseströmen aktuelle Marktpreise (siehe Tabelle 32 im Anhang) und jährliche 
Preissteigerungen von 2 %/a zu Grunde gelegt.  
Die Entscheidungskriterien für die weitere Entwicklung der Anlagenzahl sind Abbildung 85 - Abbildung 
88 im Anhang zu entnehmen. Die Wirtschaftlichkeit der einzelnen Biomassekonversionsanlagen bezieht 
sich in Abhängigkeit des eingesetzten Rohstoffs auf die Biomasse (€/t), die Fläche (€/ha) (siehe 
Abbildung 90 im Anhang) oder im Fall von Biokraftstoffen auf die THG-Vermeidungskosten (€/tCO2äq) 




fossile Energieträger herangezogen, welche auf dem „Rohölpreis deutlich“ aus der BMU Leitstudie 2009 
/47/ beruhen. 
Technischer Fortschritt 
Der technische Fortschritt im Bereich der elektrischen und thermischen Anlagenwirkungsgrade sowie der 
Reduzierung von THG-Emissionen bei Biokraftstoffen (siehe Tabelle 31 im Anhang) wird im Basis-
Szenario mit Effizienzsteigerung bei Neuanlagen zur Strom- (0,5 %) und Wärmeproduktion (1 % bei 
KWK und 1-10 % bei Einzelraum- und Kleinfeuerungsanlagen) und 1 % Verringerung der THG-
Emissionen bei Biokraftstoffen aus Energiepflanzen angenommen. Im Umwelt-Szenario werden 
entsprechend Effizienzsteigerung bei Neuanlagen zur Strom- (2 %) und Wärmeproduktion (2,5% bei 
KWK und 1-20 % bei Einzelraum- und Kleinfeuerungsanlagen) und 2,5% Verringerung der THG-
Emissionen bei Biokraftstoffen aus Energiepflanzen angenommen. 
Biokraftstoffproduktion und der Biokraftstoffquote 
Die Entwicklung der heimischen Biokraftstoffproduktion und der Biokraftstoffquote bis 2030 sieht im 
Basis-Szenario keine Erhöhung der THG-Quote nach 2020 vor und Biokraftstoffe mit geringer 
Zahlungsbereitschaft für Biomasse bzw. Fläche werden sukzessive zurückgebaut bzw. schaffen den 
Markteintritt nicht. Im Umwelt-Szenario wird eine Erhöhung der Biokraftstoffquote auf 12% THG-
Vermeidung bis 2030 angenommen, die Wettbewerbsfähigkeit heimisch etablierter 
Biokraftstoffproduktion bis 2015 ist gewährleistet und hohe Importkosten und Verbesserung der THG-
Vermeidung erhöhen Wettbewerbsfähigkeit heimischer Biokraftstoffe. 
Annahmen, die für beide Szenarien gültig sind 
Die für beide Szenarien im gleichen Maße gültigen Annahmen betreffen die Bereiche Rohstoffbasis und 
stoffliche Nutzung. Der NawaRo-Flächenbedarf der stofflichen Nutzung stellt eine lineare 
Fortschreibung der Zunahme des NawaRo-Anbaus für stoffliche Zwecke nach /98/ aus der 
Vergangenheit dar. Demnach nimmt der NawaRo-Flächenbedarf von 0,274 Mio. ha in 2007 auf rund 
0,54 Mio. ha in 2030 zu. Bei der stofflichen Holznutzung wird unterstellt, dass der Bedarf bis 2020 auf 
rund 700 PJ/a ansteigt und von da an aufgrund der starken Konkurrenz stagniert.  
7.2 Flächenkonkurrenz 
7.2.1 Flächenpotenzial 
Im Basis-Szenario findet keine Ausweitung von zusätzlichen Schutzgebieten statt und die ökologisch 
bewirtschaftete Fläche („Grünland Öko“ und „Acker Öko“) stagniert. Die in 2007 noch ausgewiesenen 
Stilllegungsflächen werden mit der Einstellung der Stilllegungsprämie in 2008 wieder in die 
konventionelle Bewirtschaftung aufgenommen. Die konventionelle Anbaufläche für Nahrungs- und 
Futtermittel („Acker Food konv.“) nimmt ab. Im Gegensatz dazu steigt das Potenzial für den Anbau von 
Nachwachsenden Rohstoffen (NawaRo) kontinuierlich auf 4,7 Mio. ha in 2030 an. Die Ackerfläche trägt 
den größten Anteil mit 4,35 Mio. ha („Acker NawaRo“). Dadurch, dass die Flächenversiegelung vor 
allem zu Lasten von Grünlandflächen zunimmt, ist die für die Bereitstellung von Grassilage verfügbare 
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Abbildung 65: Entwicklung NawaRo-Flächenpotenzial - Szenarienvergleich 
Nach den Vorgaben des Umwelt-Szenarios nimmt die ökologisch bewirtschaftete Landwirtschaftsfläche 
bis 2020 auf 20 % bzw. mehr als 3 Mio. ha zu. Darunter fallen die ökologisch bewirtschafteten Acker- 
und Grünlandflächen. Dabei sinken die Nahrungs- und Futtermittelanbauflächen („Acker Food konv.“) 
im konventionellen Anbauverfahren bis 2030 auf 6,6 Mio. ha ab. Die konventionelle Bewirtschaftung 
von Grünland für Nahrungs- und Futtermittel („Grünland Food konv.“) findet auf 2,7 Mio. ha statt. 
Dadurch, dass viele Grünlandflächen extensiviert und/oder nach ökologischen Leitlinien bewirtschaftet 
werden, werden nur rund 0,39 Mio. ha Grünlandflächen („Grünland NawaRo“) für die energetische 
Nutzung bis 2030 frei. Aufgrund des höheren Flächenbedarfs für die Nahrungsmittelproduktion und dem 
Stopp des Grünlandumbruchs ist das Potenzial der NawaRo-Ackerflächen ggü. dem Basis-Szenario in 
2030 um rund 0,7 Mio. ha niedriger und beziffert sich auf 3,6 Mio. ha. 
7.2.2 Flächennutzung 
Im Basis-Szenario dominiert der Anbau von Maissilage und anderen Biogassubstraten, da etablierte 
Biokraftstoffe auf Basis von heimischen Energiepflanzen die zukünftigen THG-Vermeidungskriterien 
nur noch bedingt einhalten können. Biodiesel auf Rapsbasis und Bioethanol (Getreide) werden aus dem 
Markt gedrängt und lediglich der Zuckerrübenanbau für Bioethanol kann sich behaupten. Die THG-
Kriterien im Bereich der Biokraftstoffe sowie die Rohstoffverknappung von etablierten Holzpotenzialen 
führen zu einem schnellen Ausbau von KUP in den kommenden Jahren. Bis 2030 steigt die 
Flächenbelegung auf knapp 0,6 Mio. ha.  
Von der Verschärfung der THG-Kriterien profitiert schließlich auch der Anbau von Energiepflanzen für 
die Einspeisung von Biomethan und verstärkt damit die Flächeninanspruchnahme durch Maissilage und 
GPS. Wie Abbildung 66 zeigt, wird das Flächenpotenzial in 2020 und 2030 trotz eines starken 
Flächenzuwachses von Biogassubstraten nicht ausgeschöpft, da der Anbau von Raps und Getreide für die 
Biokraftstoffproduktion nahezu komplett eingestellt wird. Zu fast 3,2 Mio. ha Ackerflächen für die 
Bereitstellung von Biogassubstraten kommen weitere 0,3 Mio. ha Grünland im Jahr 2030 hinzu. In der 




Davon belegen - unter der Annahme eines kontinuierlichen Anstiegs der stofflichen Nutzung von 
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Abbildung 66: NawaRo-Flächenbedarf – Szenarienvergleich 
Die Dynamik beim weiteren Ausbau der Energiepflanzen wird im Umwelt-Szenario zunächst durch die 
verfügbaren Flächenpotenziale begrenzt, was Abbildung 66 verdeutlicht. Des Weiteren wird durch die 
Umstellung der EEG-Vergütung an einen Mindestsubstrateinsatz von Gülle und Grassilage der 
Biogasausbau im Strombereich an die Verfügbarkeit von Gülle und Grünland gekoppelt und damit 
abgeschwächt. Dies liegt daran, dass die Zunahme des Ökolandbaus im Umwelt-Szenario mehr 
Grünlandflächen beansprucht und deshalb Grünlandflächen für die energetische Nutzung stark limitiert 
sind. Dennoch steigt der Ackerflächenbedarf von Biogassubstraten bis 2030 auf rund 1,3 Mio. ha.  
Bis zum Markteintritt von zukünftigen Biokraftstoffen leisten etablierte Biokraftstoffe wie Biodiesel 
(Raps), Bioethanol (Getreide, Zuckerrübe) einen wichtigen Beitrag zur Erfüllung der Biokraftstoffquote 
und beanspruchen dementsprechend viele Ackerflächen. Durch die zu Grunde gelegte Steigerung der 
THG-Minderung von etablierten Biokraftstoffen werden diese trotz Verschärfung der THG-Kriterien ab 
2015 nicht vollständig vom Markt verdrängt. Die Rohstoffverknappung im Forst- und Altholzbereich 
sowie die relativ geringen THG-Vermeidungskosten von FT-Diesel und mit Abstrichen auch Biomethan 
auf Basis von schnellwachsenden Baumarten führen ab 2020 zu einem deutlichen Ausbau von KUP zur 
Strom- und Biokraftstoffproduktion. Die KUP-Flächen beziffern sich auf knapp mehr als 0,4 Mio. ha in 







Das potenzielle Holzaufkommen im Basis-Szenario geht auf die waldbaulichen Vorstellungen des 
Szenario F aus /186/ zurück. Demnach liegt das potenzielle Waldholzaufkommen durch den Abbau des 
Vorratsüberschusses im Jahr 2010 am höchsten (1.192 PJ), sinkt aber bis 2030 kontinuierlich auf 
(977 PJ) ab.  
Zum potenziellen Aufkommen an LP-Holz werden die Potenzialbetrachtungen für die Gutachterliche 
Einordnung des Landschaftspflegebonus im EEG 2009 herangezogen /231/. Es wurde aufgrund von 
Ungenauigkeiten der Daten eine Spannbreite von 54 PJ/a bis 380 PJ/a LP-Holz abgeleitet. Der Vergleich 
dieser Spannbreite mit der von /159/ berechneten Nutzung von LP-Holz (inklusive Gartenholz) im Jahr 
2007 (40 PJ) zeigt, dass der untere Wert bereits vor der Einführung des LP-Bonus im EEG 2009 nahezu 
ausgeschöpft wird. Von deutlich höheren Potenzialen wird allerdings ausgegangen, und deshalb der 
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Abbildung 67: Holzaufkommen – Szenarienvergleich 
Für alle Holzfraktionen, die in der Kaskadennutzung anfallen, wird mittel- bis langfristig eine Stagnation 
im Aufkommen vorausgesetzt. Es wird die Holzaufkommensentwicklung von Alt- und Industrierestholz 
(163 PJ) sowie an Sägenebenprodukten (149 PJ) bis 2012 von /159/ herangezogen und davon 
ausgegangen, dass diese die Folgejahre bis 2030 konstant bleibt. Somit wird gleichzeitig unterstellt, dass 
kein nennenswerter Ausbau der herkömmlichen stofflichen Nutzung (Sägeindustrie, Papier- und 
Zellstoffindustrie, Baugewerbe, etc.) stattfindet.  
In Abbildung 67 sind diese Entwicklungen zusammenfassend dargestellt. Die Gegenüberstellung des 
geschätzten Holzaufkommens von 2007 (1.120 PJ) und dem potenziellem Holzaufkommen in 2010 
(1.712 PJ) verdeutlicht, dass ungenutzte Holzpotenziale vorhanden sind. Diese sind vor allem im Bereich 
der Landschaftspflege und - aufgrund der zu Grunde gelegten 50 %-igen Entnahme von 
Ernterückständen – beim Waldrestholz vorhanden. Ein zusätzliches Holzpotenzial stammt zukünftig aus 




158 PJ/a zum Holzpotenzial beitragen. Eine Zunahme der Im- und Exporte von nicht weiter verarbeiteten 
Holzrohstoffen wie Waldholz oder Sägenebenprodukte wird nicht unterstellt. 
Das Waldholzaufkommen nimmt im Umwelt-Szenario von 2010 (772 PJ) bis 2030 (792 PJ) leicht zu, 
liegt aber aufgrund der natürlichen Waldbewirtschaftung und geringeren Entnahmemengen (25 % der 
Ernterückstände) deutlich unter dem Basis-Szenario (siehe Abbildung 67).  
Die Potenziale an LP-Holz und Holz aus der Kaskadennutzung entsprechen denen aus dem Basis-
Szenario. Der Anstieg der gesamten Holzpotenziale nimmt von 1.291 PJ in 2010 auf 1.444 PJ in 2030 zu, 
da die Anbaufläche von schnellwachsenden Baumarten in diesem Zeitraum auf 430.000 ha ansteigt. Die 
im Vergleich zum Basis-Szenario verzögerte Entwicklung von KUP ist auf das geringere 
Ackerflächenpotenzial zurück zu führen. Bei einem durchschnittlichen Hektarertrag von 15,9 tatro/ha
18 
beträgt das Holzpotenzial aus KUP im Jahr 2030 etwa 123 PJ. Eine Zunahme der Im- und Exporte von 
nicht weiter verarbeiteten Holzrohstoffen wie Waldholz oder Sägenebenprodukte wird nicht unterstellt. 
Nicht-holzartige Rest- und Abfallstoffe 
Das Potenzial an nicht-holzartigen Abfall- und Reststoffen unterscheidet sich zwischen Umwelt- und 
Basis-Szenario geringfügig im Aufkommen an Stroh. Dabei wurde unter Berücksichtigung der 
rückläufigen Bevölkerungsentwicklung und der damit unterstellten Verringerung des Nahrungs- und 
Futtermittelanbaus das Strohaufkommen für eine Mobilisierung von 20 % des Strohpotenzials (Umwelt-
Szenario) und von 25 % des Strohpotenzials (Basis-Szenario) berechnet. Das Strohaufkommen geht 
demnach in beiden Szenarien zurück und summiert sich auf 85 PJ bzw. 104 PJ im Jahr 2030. 
Die rückläufige Bevölkerungsentwicklung wirkt sich ebenfalls negativ auf das Aufkommen an 
Exkrementen aus der Rinder- und Schweinehaltung sowie dem Bio- und Grünabfallaufkommen aus. Die 
Menge an Exkrementen sinkt folglich leicht auf 80 PJ in 2030. Das Bio- und Grünabfallaufkommen 
beträgt 8 PJ in 2030. 
Tabelle 29: Potenzial an Abfall- und Reststoffen im  Umwelt- und Basis-Szenario (auf Basis von /36/) 
PJ/a 2007 2010 2015 2020 2025 2030 
Exkremente 85 84 83 82 81 80 
Stroh (Umwelt-Szenario) 100 102 101 96 92 85 
Stroh (Basis-Szenario) 125 127 124 118 112 104 
Bio-/Grünabfall 9 9 9 9 9 8 
 
                                                     
18 Es wird davon ausgegangen dass der durchschnittliche Hektarertrag von schnellwachsenden Baumarten im Jahr 
2007 rund 9 tatro/ha beträgt und damit in etwa dem Durchschnitt von Pappeln und Weiden auf normalen Standorten 






Die Holznutzung steigt im Basis-Szenario an. Im Vergleich zu den letzten Jahren lässt die Dynamik 
allerdings nach, was die im 1. Zwischenbericht prognostizierte Holzlücke für einige Holzsortimente 
widerspiegelt (siehe Abbildung 68). Dies macht sich vor allem bei der energetischen Nutzung von 
Altholz und Sägenebenprodukten bemerkbar, die nicht signifikant ausgebaut werden können. Jedoch 
werden zusätzliche Wald- und Waldrestholzpotenziale mobilisiert und leisten einen wichtigen Beitrag 
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Abbildung 68: Holznutzung – Szenarienvergleich 
Die hohe Nutzung von Derbholz ist auf die Scheitholzfeuerungen in privaten Haushalten zurück zu 
führen. Holzsortimente aus der Landschaftspflege im weiteren Sinne und der Anbau von 
schnellwachsenden Baumarten werden zu einer wichtigen Säule der Energieversorgung und ergänzen 
damit bereits etablierte Energieholzsortimente. Es wird angenommen, dass sich der Ausbau der 
stofflichen Nutzung in den nächsten Jahren fortsetzt, allerdings mittelfristig aufgrund des begrenzten 
inländischen Aufkommens an Derbholz und Sägenebenprodukten stagniert. Die Holznutzung nimmt 
somit von knapp 1.100 PJ in 2007 auf 1.532 PJ in 2030 zu, wovon rund 826 PJ energetisch genutzt 
werden. 
Die größeren Restriktionen bei der Waldholzmobilisierung im Umwelt-Szenario verschärfen die 
Konkurrenz um die Holzsortimente. Die Nutzung von Wald- und Waldrestholz für energetische Zwecke 
ist in der Summe leicht rückläufig. Da auch das Aufkommen an Altholz und Sägenebenprodukten 
begrenzt ist, beschränkt sich der Ausbau der energetischen Holznutzung zunächst hauptsächlich auf 
Landschaftspflegeholz und Rinde aus der Stammholzverarbeitung. Aufgrund der Flächenkonkurrenz 
hinkt die Etablierung von KUP im Vergleich zum Basis-Szenario hinterher und kann erst ab 2020 einen 




Szenario geringer aus und beträgt knapp 1.400 PJ in 2030. Etwa die Hälfte, nämlich 675 PJ, wird davon 
energetisch genutzt. 
Waldrestholz 
Im Basis-Szenario verlagert sich die Waldrestholznutzung bei BMHKW vom großen Leistungsbereich 
hin zum mittleren Leistungsbereich. Aufgrund des NawaRo-Bonus und der höheren relativen 
Wärmeauskopplung besitzen kleinere BMHKW eine höhere Zahlungsbereitschaft für den Brennstoff 
(siehe Abbildung 69). Aufgrund von steigenden Holzpreisen sowie der Verknappung des 
Holzaufkommens im Umwelt-Szenario geht der WRH-Einsatz zur Stromerzeugung allmählich zurück.  
 
Abbildung 69: WRH-Nutzung – Szenarienvergleich 
Durch die steigenden Wärmepreise bleibt der Ausbau der Heizwerke auf Hackschnitzelbasis attraktiv. 
Die Mobilisierung der Waldrestholzpotenziale wird im Basis-Szenario allerdings erst durch den 
Markteintritt zukünftiger Biokraftstoffe (FT-Diesel und Biomethan) in großem Maßstab realisiert. Im 




Die Ausweitung der Waldflächen für die natürliche Entwicklung und geringere Entnahmemengen 
verschärfen die Konkurrenz um die Waldrestholzpotenziale im Umwelt-Szenario. Aufgrund der 
geringen Zahlungsbereitschaft sind davon BMHKW am stärksten betroffen, aber auch der Einsatz 
Waldrestholz in Heizwerken ist rückläufig. Lediglich die energetische Nutzung von Waldrestholz in 
privaten Haushalten ist davon nicht betroffen und bleibt nahezu konstant (siehe Abbildung 69). 
Stroh 
Die energetische Strohnutzung besitzt in Deutschland bisher eine untergeordnete Bedeutung. Aufgrund 
der hohen Strohpreise im landwirtschaftlichen Bereich nimmt die Strohnutzung auch zukünftig nur 
geringfügig zu. Lediglich Heizwerke mit Strohfeuerungen werden im Basis-Szenario zugebaut. 
Im Umwelt-Szenario gewinnt die energetische Strohnutzung an Fahrt. Höhere EEG-Vergütungssätze 
legen den Grundstein für den Ausbau der Stromerzeugung auf Strohbasis. Aufgrund der relativ geringen 
THG-Vermeidungskosten kann sich ab 2015 auch Stroh zur Erzeugung von Bioethanol (lig.) etablieren 
(siehe auch Abbildung 89 in Anhang). Im Wärmebereich stellt Stroh für die Pelletproduktion und für 
Heizwerke einen alternativen Rohstoff zu Holz dar.  
 
Abbildung 70: Strohnutzung Umwelt-Szenario 
 
7.4 Bioenergieträger 
Die Flächen- und Biomassekonkurrenzen wirken sich in unterschiedlichem Maße auf die 
Ausbaudynamik der (End)-Energieträger in Deutschland aus. Einige Konversionspfade können auf 
alternative Rohstoffe zurückgreifen. Anderen mangelt es an kostengünstigen Rohstoffen, um den Ausbau 
aus der Vergangenheit fortzusetzen.  
7.4.1 Gasförmige Energieträger zur Strom- und Wärmeerzeugung 
Die zukünftige Entwicklung der BGA hängt ceteris paribus maßgeblich von der 
Ackerflächenverfügbarkeit ab. Da im Basis-Szenario durch den starken Rückgang der heimischen 
Biodiesel- und Bioethanolproduktion kaum Flächenkonkurrenzen auftreten, findet ein nahezu 




Abfällen trägt dazu bei, dass sich die Anzahl der BGA von 2007 - 2030 mehr als vervierfacht (siehe 
Abbildung 71). Entsprechend steigt die installierte elektrische Leistung (um fast 8 GWel) wie auch die 
Strom- und Wärmebereitstellung bis zum Jahr 2030.  
 
Abbildung 71: Installierte Leistung gasförmige Energieträger zur Stromerzeugung - Szenarienvergleich (bis 2009 
auf Basis von /74/) 
Eine ähnliche Entwicklung erfährt die Einspeisung und Verstromung von Biomethan. Der Einsatz von 
Biomethan im Transportsektor bleibt hinter dieser Entwicklung zurück, da die Gasgestehungskosten 
zunächst über den Erdgaspreisen (siehe dazu im Anhang Tabelle 33) liegen. Sobald die Preisparität 
erreicht ist, wird angenommen, dass der gleiche Anlagenzubau wie bei der stationären Nutzung zu 
verzeichnen ist. Demnach steigt die Anzahl der Einspeiseanlagen auf mehr als 600 Anlagen im Jahr 
2030.  
Im Umwelt-Szenario verhindert zunächst die mangelnde Flächenverfügbarkeit den weiteren Ausbau von 
BGA-Anlagen auf Basis von NawaRo. Die Einhaltung eines Mindest-Substratmixes19 im 
Zusammenhang mit einer Umstellung der EEG-Förderung knüpft den Ausbau des Weiteren an die 
Verfügbarkeit von Dauergrünland zur Bereitstellung von Grassilage. Dadurch ist der Anlagenzubau auch 
mit steigender Ackerflächenverfügbarkeit nach 2020 im Vergleich zum Basis-Szenario verhalten. Da die 
Vergärung von Bioabfällen und landwirtschaftlichen Reststoffen weiter ausgebaut wird, verdreifacht sich 
die Anzahl der BGA im Betrachtungszeitraum dennoch auf 4.500 Anlagen. Zusätzliche 
Effizienzsteigerungen und ein überproportionaler Zubau von BGA im größeren Leistungsbereich führen 
dazu, dass die installierte Leistung inklusive der KWK von Biomethan auf über 5 GWel ansteigt. 
Die Entwicklung der Einspeiseanlagen kommt erst nach 2015 in Fahrt, wenn die Flächenkonkurrenz 
abnimmt und die vergleichsweise geringen THG-Vermeidungskosten durch die Umstellung auf die 
                                                     
19 Im Umwelt-Szenario wird angenommen, dass zukünftig der massenbezogene Substratmix bei BGA mit NawaRo-
Substratanteil von mehr als 50 % die folgende Verteilung aufweist: 15 % Grassilage, 30 % Gülle und 25 % 




Dekarbonisierungsquote im Transportsektor zum Tragen kommen (siehe Abbildung 89 in Anhang). 
Rund 400 Einspeiseanlagen werden demnach bis 2030 realisiert. 
7.4.2 Feste Energieträger zur Strom- und Wärmeerzeugung 
Der Zubau an installierter elektrischer Leistung verliert im Basis-Szenario an Dynamik und erreicht im 
Jahr 2030 etwas mehr als 1,8 GWel. Die im Vergleich dazu relativ starke Zunahme der 
Wärmeauskopplung zeigt, dass der Zubau zukünftig vor allem im kleinen Leistungsbereich mit guten 
Wärmekonzepten realisiert wird. Dies spiegelt den Trend sowie die EEG-Förderung der Vergangenheit 
wider.  
 
Abbildung 72: Installierte Leistung feste Bioenergieträger zur Stromerzeugung – Szenarienvergleich (bis 2009 auf 
Basis von /74/) 
Bei den bereits in großem Umfang genutzten Holzpotenzialen - Waldrestholz, Sägenebenprodukte und 
Altholz - zeichnet sich aufgrund der Konkurrenz ein leichter Rückgang ab. Die verstärkte Nutzung von 
LP-Holz, Rinde und die erfolgreiche Etablierung von KUP gleichen dies allerdings aus. Stroh wird 
aufgrund der hohen Strohpreise auch in Zukunft nicht in nennenswertem Umfang eingesetzt (siehe 
Abbildung 72). 
Im Umwelt-Szenario schränken die Restriktionen bei der Waldbewirtschaftung die Verfügbarkeit von 
Waldrestholz für die Stromerzeugung in erheblichem Maße ein. Auch die verstärkte Nutzung von 
Reststoffen wie Rinde aus der Stammholzverarbeitung, und zusätzliche Anreize zur Nutzung von Stroh 
können nicht verhindern, dass der Zubau an installierter Leistung nach 2010 fast zum Erliegen kommt. 
Erst mit der wirtschaftlichen Bereitstellung von KUP und durch die Anreize zur Strohnutzung steigen die 
Anzahl und die installierte Leistung der Biomasse-(Heiz-)Kraftwerke signifikant. Auch im Umwelt-
Szenario setzt sich der Trend durch, dass vermehrt kleine BMHKW mit einer geringen elektrischen 
Leistung zugebaut werden. Die Anlagenzahl steigt demnach auf rund 590 in 2030. Trotz der im 
Vergleich zum Basis-Szenario geringeren Anlagenzahl ist die installierte elektrische Leistung nur 




7.4.3 Flüssige Bioenergieträger zur Stromerzeugung 
Der starke Anstieg der Pflanzenölpreise in der Vergangenheit hat zusammen mit der Einführung von 
Nachhaltigkeitskriterien und dem damit gestiegenen bürokratischen Aufwand sowie dem Rückgang der 
EEG-Vergütungssätze dazu geführt, dass der Ausbau der Pflanzenöl-BHKW zum Stillstand kam. Da 
nicht mit bahnbrechenden Veränderungen dieser Rahmenbedingungen zu rechnen ist, wird davon 
ausgegangen, dass die derzeit im Betrieb befindlichen BHKW bis zum Ende ihrer Lebenszeit betrieben 
werden.  
 
Abbildung 73: Anlagenzahl Pflanzenöl-BHKW – Basis-/Umwelt-Szenario (bis 2009 auf Basis von /74/) 
Da der Markt für Pflanzenöl-BHKW relativ jung ist, wird davon ausgegangen, dass die Nutzung für 
Pflanzenöl-BHKW in den kommenden Jahren stabil bleibt. Ein deutlicher Rückgang der Anlagenzahl 
wird demnach erst mit dem Auslaufen der EEG-Vergütung bis 2030 erwartet (siehe Abbildung 73). Eine 
Unterscheidung zwischen Basis- und Umwelt-Szenario wurde hierbei nicht vorgenommen.  
7.4.4 Feste Energieträger zur Wärmeerzeugung 
Scheitholzfeuerungen 
Die Entwicklung der Anlagenzahl im Bereich der Scheitholzfeuerungen verläuft unabhängig von der 
begrenzten Verfügbarkeit der verschiedenen Holzfraktionen. Dies wird mit der vergleichsweise hohen 
Zahlungsbereitschaft für Scheitholz begründet. Die Anzahl der Scheitholzfeuerungen steigt zwar 
weiterhin an, allerdings wird angenommen, dass zukünftig beim Kesseltausch verstärkt alternative 
Heizsysteme zum Einsatz kommen. Dies führt ab 2025 aufgrund der zunehmenden Zahl an getauschten 
Kesseln dazu, dass die Anzahl an Scheitholzfeuerungen rückläufig ist. Zwischenzeitlich werden rund 
13 Mio. Scheitholzfeuerungen betrieben, bis 2030 sinkt die Zahl wieder auf etwas mehr als 12 Mio. 
Anlagen (siehe Abbildung 74). Bei der Entwicklung der Anlagenzahl wird keine Unterscheidung 





Abbildung 74: Anlagenzahl Scheitholzfeuerungen - Umwelt-/Basis-Szenario 
Pelletfeuerungen 
Der Zubau an Pelletfeuerungen kann im Basis-Szenario in den nächsten Jahren auf Basis heimischer 
Biomasseressourcen fortgeführt werden. Mittel- und langfristig sind allerdings Pelletimporte erforderlich, um die 
Wachstumsrate zu halten. Es wurde dabei unterstellt, dass es kostengünstiger ist, Pellets zu importieren statt Stroh 
oder Holz aus Kurzumtriebsplantagen bei der Pelletierung einzusetzen. Die Anzahl der Pelletfeuerungen steigt 








Da die Derbholzpotenziale im Umwelt-Szenario deutlich niedriger angesetzt sind als im Basis-Szenario, 
werden Pelletimporte früher erforderlich, um den bisherigen Ausbau aufrecht zu halten. Anhand einer 
Verdopplung der Förderhöhe für Strohpelletfeuerungen finden zukünftig auch Strohpellets Verwendung. 
Die Anzahl der Strohpelletfeuerungen beziffert sich damit im Jahr 2030 auf rund 30.000 Feuerungen. 
Eine ähnliche Entwicklung ist bei Holzpellets aus KUP zu verzeichnen, falls kostengünstige Importe 
begrenzt sein sollten. Mit der Menge an Holzpellets aus KUP könnten knapp 60.000 Feuerungen 
betrieben werden. 
Hackschnitzelfeuerungen 
Aufgrund der stark gestiegenen Waldholzpreise verlangsamt sich der Ausbau in den nächsten Jahren bei 
Hackschnitzelfeuerungen im kleinen Leistungsbereich. Mit steigenden Wärmepreisen nimmt auch die 
Zahlungsbereitschaft zu, sodass der Zubau im Basis-Szenario erst mit der Verknappung der 
Waldrestholzpotenziale stagniert. Die Nutzung von Holz aus KUP kann die Verknappung der sonstigen 
Holzpotenziale abfedern. Eine Verdreifachung der Anlagenzahl auf 34.000 Feuerungen ist bis 2030 
möglich (siehe Abbildung 76). Im größeren Leistungsbereich wird der Ausbau von 
Hackschnitzelfeuerungen dank der guten Wirtschaftlichkeit von Heizwerken nahezu ungehindert 
fortgesetzt. Der Einsatz von Stroh und Holz aus KUP nimmt mittelfristig zu, allerdings sind die Mengen 
vergleichsweise gering (siehe Abbildung 77). 
Im Umwelt-Szenario wirkt sich das begrenzte Aufkommen an Waldholz besonders auf die Entwicklung 
der Heizwerke und Hackschnitzelfeuerungen im Leistungsbereich unter 100 kW aus. Erst mit der 
wirtschaftlichen Bereitstellung von Holz aus KUP findet wieder ein nennenswerter Ausbau statt. 
Schließlich verdoppelt sich die Anlagenzahl fast auf 22.000 Feuerungen bis 2030 (Abbildung 76). Die 
Versorgung der Heizwerke basiert demnach zu mehr als 50 % auf Holz aus KUP.  
 
 




Der Waldholznutzungsrückgang kann bei Heizwerken zunächst durch die verstärkte Mobilisierung von 
LP-Holz und ab dem Jahr 2016 auch durch den Einsatz von Holz aus KUP kompensiert werden. Generell 
verliert der Ausbau an Fahrt, sodass sich die Anlagenzahl bis 2030 lediglich auf rund 16.000 Anlagen 
verdoppelt (siehe Abbildung 77). LP-Holz löst im Zeitverlauf WRH als bedeutendsten Rohstoff ab. 
 







Der Ausbau der Stromerzeugung aus Biomasse setzt sich im Basis-Szenario fast ungehindert fort. Durch 
den starken Zubau der Biogasanlagen und der Stromerzeugung aus Biomethan kann der Beitrag der 
Biomasse im Elektrizitätssektor auf 18 % in 2030 gesteigert werden. Im selben Zeitraum verdoppelt sich 
auch die Stromerzeugung aus fester Biomasse von rund 7 TWh in 2007 auf 13 TWh in 2030. Im 
Vergleich zur Stromerzeugung aus Biogas fällt diese Verdopplung allerdings kaum auf. Vermehrte 
Stilllegungen von Pflanzenöl-BHKW führen dazu, dass 2030 fast gar kein Strom mehr auf Basis von 
Pflanzenölen produziert wird (siehe Abbildung 78). Insgesamt steigt die Stromerzeugung aus Biomasse 
stark an und trägt knapp 18 % zur gesamten Stromerzeugung in 2030 bei. Das leichte 
Auseinanderklaffen von aus Biomasse erzeugter Strommenge und dem Anteil der Bioenergie im 
Stromsektor zeigt, dass der BMU-Leitstudie ein Rückgang beim Elektrizitätsbedarf zu Grunde liegt. 
Abbildung 78 zeigt, dass die Stromerzeugung aus Biomasse im Umwelt-Szenario in den nächsten 
Jahren nur schleppend ausgebaut wird. Dies ist der zunehmenden Flächen- und Biomassekonkurrenz 
geschuldet. Trotz der begrenzten Holzverfügbarkeit, kann durch den Einsatz von Holz aus KUP und der 
Stromerzeugung aus Stroh bis 2030 die gleiche Menge an Strom aus fester Biomasse wie im Umwelt-
Szenario erzeugt werden. Zwar fällt die Stromerzeugung aus Biogas und Biomethan geringer aus als im 
Basis-Szenario, dennoch erhöht sich die erzeugte Strommenge insgesamt auf fast 50 TWh in 2030. Dies 
entspricht mehr als 10 % der gesamten Stromerzeugung am Ende des Betrachtungszeitraums.  
 







Die Wärmebereitstellung aus Biomasse kann im Basis-Szenario bis 2030 erheblich gesteigert werden. 
Pellet- und Scheitholzfeuerungen leisten dazu einen wichtigen Beitrag. Auch wenn die Anzahl an 
Scheitholzfeuerungen bis 2030 rückläufig ist, beträgt der Anteil an der in der BMU-Leitstudie 2009 
angegeben Wärmenutzung für das Jahr 2030 noch mehr als 5 % (/47/). Der Zubau von BMHKW im 
kleineren Leistungsbereich mit hoher Wärmeauskopplung macht sich ebenso bemerkbar wie die 
Zunahme der Heizwerke. Einen großen Anteil an der Wärmebereitstellung aus Biomasse geht auf den 
massiven Zubau an Biogasanlagen und der KWK aus der Biomethannutzung zurück. Unter der 
Annahme, dass der Wärmebedarf wie in der BMU-Leitstudie 2009 sinkt, beziffert sich der Anteil der 
Wärmebereitstellung aus Biomasse im Jahr 2030 auf 20 % bzw. 190 TWh (siehe Abbildung 79). 
 
Abbildung 79: Endenergie Wärme - Basis-Szenario 
 
Dem Umwelt-Szenario liegt ebenfalls die Entwicklung des Wärmebedarfs aus der BMU-Leitstudie 2009 
zu Grunde. Der Vergleich zeigt, dass im Umwelt-Szenario der Beitrag der Biomasse zum Wärmemarkt 
knapp 5 % niedriger ist als im Basis-Szenario. Die gesamte biogene Wärme beziffert sich damit auf etwa 
150 TWh in 2030. Da von derselben Anzahl an Scheitholz- und Pelletfeuerungen ausgegangen wird, 
liegt der Unterschied vor allem im Bereich der Wärmeauskopplung bei der Stromerzeugung und 
schwächeren Ausbaudynamik der Heizwerke. Am deutlichsten wird der Unterschied bei der 
Abwärmenutzung aus der Verstromung von Biogas und Biomethan, die mit 19 TWh etwa halb so groß 
ist wie im Basis-Szenario. Auch bei der Wärmebereitstellung aus fester Biomasse kommt die 
Konkurrenz um Flächen und Biomasse zum Ausdruck und führt dazu, dass insgesamt weniger biogene 






Anders als bei der Biomassenutzung zur Strom- und Wärmebereitstellung wird durch das 
Biokraftstoffquotengesetz eine Mindestmenge an Biokraftstoffen vorgeschrieben. Diese Mindestmenge 
bezieht sich bis zum Jahr 2015 auf den Energiegehalt der fossilen Kraftstoffe. Anschließend wird die 
Quote auf die Vermeidung von THG-Emissionen durch den Einsatz von Biokraftstoffen umgestellt und 
schrittweise bis 2020 angehoben, wie Abbildung 80 zu entnehmen ist. Nach 2020 wird unterstellt, dass 
die Dekarbonisierungsquote im Basis-Szenario nicht weiter angehoben wird, hingegen im Umwelt-
Szenario die Dekarbonisierung des Kraftstoffsektors durch Biokraftstoffe weiter vorangetrieben wird. 
Ab 2011 treten die Kriterien zur THG-Minderung für die Anrechenbarkeit der Biokraftstoffe auf die 
Quote in Kraft, die ab 2017 von 35% auf 50% angehoben werden und 2018 sogar 60% betragen werden. 
Dies stellt für einige Biokraftstoffe ein Ausschlusskriterium dar. Es wird dabei unterstellt, dass der 
durchschnittliche Biokraftstoff im Jahr 2010 die typische THG-Minderung aus der Erneuerbaren 
Energien Direktive (RED) /92/ vorweisen kann. Die Realisierung von THG-Minderungspotenzialen 























energetische Quote theoretisch energetische Quote - Umwelt
THG-Quote (Umwelt) THG-Quote (Basis)
THG-Quote  
Abbildung 80: Vergleich der Biokraftstoffquote im Umwelt- und Basis-Szenario (eigene Darstellung) 
Bei der Verringerung der THG-Emissionen wird angenommen, dass vor allem im Bereich der 
Energiepflanzen erhebliches Verbesserungspotenzial durch z.B. optimierten Düngemitteleinsatz besteht. 
Zusätzlich ist zu erwarten, dass durch die Umstellung von fossiler auf erneuerbare Prozessenergie 
weitere THG-Emissionen eingespart werden können /77/. Da bislang nur wenige Informationen über das 
Potenzial und die Kosten zur Verringerung der THG-Emissionen vorliegen, wird im Umwelt-Szenario 
eine Verminderung der THG-Emissionen gewählt, die zur Einhaltung des THG-Vermeidungskriteriums 
von 60 % bei etablierten Biokraftstoffen führt. Dies entspricht einer Verringerung der THG-Emissionen 
bei Biokraftstoffen um 2,5 %/a.  
Eine Doppelanrechnung von Biokraftstoffen aus Abfall- und Reststoffen sowie der THG-Bonus für 




Erfahrungen über das wirtschaftliche Potenzial solcher Biokraftstoffe vorliegen und auch im Rahmen der 
nationalen Aktionspläne für Erneuerbare Energien nicht mit nennenswerten Mengen gerechnet wird 
(/89/). Stattdessen wird angenommen, dass die Menge an Bioethanol aus sonstigen Rohstoffen sowie 
Biodiesel aus Altspeisefetten und -ölen bis 2030 unverändert bleibt. Mengenmäßig sind diese allerdings 
gering. Die Entwicklung des Biokraftstoffbedarfs orientiert sich in beiden Szenarien an den Ergebnissen 
der BMU-Leitstudie 2009 (/47/, siehe Tabelle 35 im Anhang). 
Die heimische Biokraftstoffproduktion steht im Basis-Szenario in Konkurrenz um die verfügbaren 
NawaRo-Flächen und Biomassepotenziale sowie in Konkurrenz zu Biokraftstoffimporten. Dabei leitet 
sich die Konkurrenzfähigkeit der Biokraftstoffproduktion aus der Preisentwicklung des fossilen 
Substituts (Benzin, Diesel oder Erdgas), der Energiesteuer und den Kraftstoffgestehungskosten ab. Je 
höher der Preis der fossilen Referenz, desto höher ist die Konkurrenzfähigkeit des 

















































Raps (heimisch) Biodiesel (Abfälle) Pflanzenöl (Raps) HVO (Rapsöl)
FT-D (KUP) Biomethan (KUP) Bioethanol (Getreide) Bioethanol (ZR)
Bioethanol (lig.) Bioethanol (andere) Biomethan (Biogas) Importe
 




Abbildung 81 verdeutlicht, dass unter den gegebenen Rahmenbedingungen die heimische 
Biokraftstoffproduktion im Basis-Szenario nicht wirtschaftlich ist und schrittweise aus dem Markt 
gedrängt wird. Diese Entwicklung ist sehr deutlich bei Pflanzenöl und Biodiesel aus Raps sowie bei 
Bioethanol aus Getreide und Zuckerrüben. Nach 2017 genügen nur noch wenige konventionelle 
Biokraftstoffe den THG-Minderungskriterien zur Anrechnung auf die Dekarbonisierungsquote und 
werden bis auf Bioethanol aus Zuckerrüben aus dem Markt gedrängt. Aufgrund der hohen Biomasse- 
(FT-Diesel) bzw. der niedrigen Erdgaspreise (Biomethan) (siehe dazu Tabelle 33 im Anhang) fassen 
zukünftige Biokraftstoffe erst ab 2020 Fuß. Bioethanol (lig.) ist wegen der hohen 
Kraftstoffgestehungskosten nicht wirtschaftlich realisierbar. Bis 2030 können zukünftige Biokraftstoffe 
die konventionellen Biokraftstoffe mengenmäßig ersetzen. Zwischenzeitlich sind jedoch 
Biokraftstoffimporte in Höhe von rund 90 % erforderlich, um die Quoten zu erfüllen.  
Der Unterschied bei der Entwicklung des Biokraftstoffmarktes zwischen dem Basis- und dem Umwelt-
Szenario besteht im Wesentlichen darin, dass mit den konventionellen, heimischen Biokraftstoffen bis 
zur Umstellung auf die Dekarbonisierungsquote im Jahr 2015 die Unterquoten für Benzin und Diesel 
erfüllt werden. Des Weiteren erhöht sich die Dekarbonisierungsquote ab 2020 jährlich um 0,5% und 
beträgt im Jahr 2030 12% oder rund 300 PJ bei durchschnittlich 60% THG-Vermeidung je Biokraftstoff.  
Abbildung 81 zeigt, dass die heimische Biokraftstoffproduktion kontinuierlich gesteigert wird. Mit der 
Umstellung von der energetischen Quote auf die Dekarbonisierungsquote können sich nur noch die 
Biokraftstoffe am Markt halten, welche die THG-Kriterien erfüllen und die niedrigsten THG-
Vermeidungskosten aufweisen. Das bedeutet, dass die Entwicklung der heimischen 
Biokraftstoffproduktion von den relativen THG-Vermeidungskosten abhängig ist. Dadurch, dass die 
Verbesserung der THG-Vermeidung höher ist als im Basis-Szenario, können sich auch nach 2015 – in 
geringerem Umfang - konventionelle Biokraftstoffe behaupten (siehe Anhang Abbildung 89).  
Es wird unterstellt, dass sich durch den Rückgang des Rapsbedarfs für Biodiesel und der 
vergleichsweisen niedrigen THG-Vermeidungskosten hydrierte Pflanzenöle (HVO) aus Raps etablieren 
können. Von dem Bedeutungsgewinn der THG-Vermeidungskosten und den hohen THG-Kriterien 
profitieren vor allem die zukünftigen Kraftstoffe wie Biomethan, FT-Diesel und mit Abstrichen auch 
Bioethanol (lig.). Es wird angenommen, dass auf dem Weltmarkt kostengünstige Biokraftstoffe knapp 
sind und sich deshalb Biokraftstoffe mit niedrigen THG-Vermeidungskosten gegen die importierte 
Biokraftstoffe behaupten können. Im Jahr 2030 stammen demnach rund 170 PJ Biokraftstoffe aus der 
heimischen Biokraftstoffproduktion.  
Wie der Importbedarf zur Erfüllung der Quote in Abbildung 81 zeigt, werden durch die Anhebung der 
Dekarbonisierungsquote auf 7% im Jahr 2020 die Biokraftstoffimporte stark steigen. Die zunehmende 
Etablierung von zukünftigen Biokraftstoffen mit hoher THG-Vermeidung führt dazu, dass bei einer 
kontinuierlichen Steigerung der Dekarbonisierungsquote der Importbedarf nicht steigt. Letzterer beziffert 




7.6 Zusammenfassung Szenarien 
Der zukünftige Ausbau der energetischen Biomassenutzung ist an verschiedene Faktoren geknüpft. Die 
Ausbaudynamik der Vergangenheit verändert sich dabei aufgrund von Nutzungskonkurrenzen, knappen 
Ressourcen oder auch sich verändernden Rahmenbedingungen. Auf den ersten Blick mag überraschen, 
dass der heimische Biomassebedarf im Umwelt-Szenario mit etwa 1.140 PJ in 2030 nur etwa 120 PJ 
unterhalb des Bedarfs aus dem Basis-Szenario liegt (siehe Abbildung 82). Dies zeigt, dass die stärkere 
Berücksichtigung von Umwelt- und Naturschutzbelange nicht zu drastischen Einschränkungen bei der 
Biomassenutzung führen muss. Welche zusätzlichen Ressourcen dazu mobilisiert und welche 
Anstrengungen unternommen werden müssen, damit der Ausbau der Bioenergie sowohl unter den 
Annahmen des Umwelt-Szenarios als auch unter den Annahmen des Basis-Szenarios gewährleistet 
werden kann, wird im Folgenden zusammengefasst.  
Fläche 
Unter den Annahmen, dass durch den Rückgang des inländischen Nahrungsmittelbedarfs die NawaRo-
Flächen zunehmen, sich die Entwicklung des Flächen- und Biomassebedarfs der stofflichen Nutzung wie 
in der Vergangenheit fortsetzt und Ertragssteigerungen in der gesamten Landwirtschaft realisiert werden, 
steigt die Flächenverfügbarkeit im Basis-Szenario bis 2030 deutlich an. Allein durch die Nutzung 
zusätzlicher landwirtschaftlicher Flächen können rund 144 PJ Biomasse für die energetische Nutzung 
bereitgestellt werden (siehe Abbildung 82). Weitere 158 PJ stammen aus der Etablierung von KUP auf 
Ackerflächen. Im Zusammenhang mit der Flächenausweitung und den in Abschnitt 0 unterstellten 
Ertragssteigerungen führen Ertragssteigerungen zu einem zusätzlichen Biomassepotenzial von 71 PJ in 
2030. Das aus der Fläche zusätzlich genutzte Biomassepotenzial (Primärproduktion) beziffert sich somit 
auf 374 PJ bis 2030. Dies untermauert, dass die Flächenverfügbarkeit einen wichtigen Faktor beim 
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Ein Großteil der zusätzlichen Biomasseressourcen wird auch im Umwelt-Szenario von der Fläche 
gewonnen. Insgesamt sind es 320 PJ im Jahr 2030, die auf die Ausweitung von NawaRo auf 
landwirtschaftliche Flächen und die Realisierung von Ertragssteigerungen zurück zu führen sind. Davon 
werden 123 PJ durch die Ernte von KUP gewonnen. 
Biomasse 
Wie in Abbildung 82 dargestellt ist, sind die etablierten Holzpotenziale wie Sägenebenprodukte und 
Altholz weitestgehend ausgeschöpft. Die zusätzliche Mobilisierung von sogenannten Sekundär- und 
Tertiärbiomassen, die als Reststoff oder Nebenprodukt und am Ende ihres Lebenszyklus als Abfall 
anfallen, ist im Vergleich zur Anbaubiomasse (Primärproduktion) in beiden Szenarien niedrig. Im 
Vergleich zum Umwelt-Szenario sind die Einschränkungen im Basis-Szenario bei der 
Waldholzmobilisierung allerdings gering, sodass Bioenergietechnologien mit hoher Zahlungsbereitschaft 
- BMHKW mit hoher Wärmeauskopplung im mittleren Leistungsbereich und Heizwerke sowie im 
Zeitverlauf auch FT-Diesel - die steigenden Holzpreise auf sich nehmen können. Rund 82 PJ 
Waldrestholz werden dadurch bis 2030 zusätzlich für die energetische Nutzung mobilisiert. Zusätzliche 
Holzpotenziale werden im Rahmen der Landschaftspflege in Höhe von 64 PJ (2030) bereitgestellt. Die 
zusätzliche Nutzung von Abfall- und Reststoffen ist mit 23 PJ vergleichsweise gering. Dies ist zum Teil 
mit hohen Biomassepreisen bei der Stromerzeugung und der Biokraftstoffproduktion zu begründen, liegt 
aber zum Beispiel im Bereich der Pelletfeuerungen daran, dass es günstigere Alternativen wie zum 
Beispiel Importe gibt. Bei biogenen Abfällen und industriellen Reststoffen sind letztlich auch die 
zusätzlich mobilisierbaren Potenziale begrenzt. Der Bedarf an heimischen Biomasseressourcen für die 
energetische Nutzung summiert sich damit auf rund 1.260 PJ bis 2030, was grob einer Verdoppelung 
entspricht.  
Darüber hinaus stellen Biomasseimporte eine Möglichkeit dar, die Verknappung von Biomasse zu 
verhindern. Der Import von Biomasse beschränkt sich derzeit – abgesehen von grenznahen Regionen – 
weitestgehend auf Biomassen mit hoher Energiedichte und guter Transportwürdigkeit wie Pellets und 
Biokraftstoffe bzw. Rohstoffe zur Biokraftstoffproduktion. Das zukünftige Importpotenzial hängt von 
verschiedensten Faktoren ab. Dazu zählen die Verfügbarkeit von Infrastruktur, Technologien zur 
Verdichtung von Biomasse, internationale Gesetzgebung, technische Standards sowie 
Nachhaltigkeitskriterien, die Entwicklung der globalen Nachfrage nach Biomasse und schließlich der 
Biomassepreis. Im Basis-Szenario wurde deshalb vereinfachend unterstellt, dass bei einer Verknappung 
der inländischen Holzpotenziale für die Pelletproduktion die Nachfrage über Importe gedeckt wird. 
Dieselbe Annahme wurde zur Erfüllung der Biokraftstoffquote getroffen. Siehe dazu weiter unten den 
Abschnitt Bioenergie.  
Abbildung 82 belegt, dass die höheren Anforderungen des Naturschutzes im Umwelt-Szenario vor allem 
das Aufkommen konventioneller Holzpotenziale beeinträchtigt. Zusätzliche Waldrestholzpotenziale 
können nicht mobilisiert werden. Die Ausdehnung der LP-Holznutzung und der Einsatz von Abfall- und 
Reststoffen (vor allem Stroh) federn die Verknappung dieser Holzressourcen ab und summieren sich auf 
fast 120 PJ in 2030. Der verstärkte Einsatz von Stroh ist allerdings nur dadurch möglich, dass die 
Stromerzeugung von Stroh gefördert wird und die THG-Vermeidungskosten von Stroh zeitweise 





Eine weitere Möglichkeit, Nutzungskonkurrenzen zu vermeiden, besteht in der Steigerung der 
Biomasseeffizienz, dem Verhältnis zwischen Biomasseeinsatz und Endenergiebereitstellung. Die 
durchschnittliche Biomasseeffizienz liegt im Basis-Szenario über alle Konversionsrouten im Jahr 2007 



























Abbildung 83: Biomasseeffizienz – Szenarienvergleich (      : Basis-Szenario,      : Umwelt-Szenario)  
 
Durch den Rückgang der Biokraftstoffproduktion und höhere Gesamtnutzungsgrade bei der 
Stromerzeugung wird die Biomasseeffizienz auf knapp über 80 % bis zum Jahr 2030 gesteigert. Vor 
allem im Bereich der Stromerzeugung ist ein effizienter Einsatz der Biomasse erforderlich, um einen 
wirtschaftlichen Betrieb zu gewährleisten.  
Die im Vergleich zum Basis-Szenario höheren Effizienzsteigerungen im Umwelt-Szenario werden in 
dem allgemeinen Verhältnis zwischen Primärenergieeinsatz und Endenergiebereitstellung nicht deutlich. 
Die Biomasseeffizienz wird im Umwelt-Szenario lediglich von 67 % auf 78 % in 2030 gesteigert. Dies 
ist dem deutlich höheren Anteil an heimischer Biokraftstoffproduktion geschuldet, die im Vergleich zur 
Wärmebereitstellung einen geringeren Nutzungsgrad aufweist. Ohne die zusätzlichen 
Effizienzsteigerungen im Bereich der Wärme- und Stromerzeugung würde die durchschnittliche 
Biomasseeffizienz im Jahr 2030 bei rund 73 % liegen, die Steigerungen erklären sich damit vor allem aus 







Der Beitrag der Bioenergie zum Energiesystem verdoppelt sich im Basis-Szenario von 518 PJ in 2007 
auf 1.035 PJ in 2030 (siehe Abbildung 84). Die verstärkte Wärmeauskopplung bei der Stromerzeugung 
sowie die hohe Wirtschaftlichkeit bei Heizwerken und Kleinfeuerungen führen dazu, dass die 
Wärmebereitstellung auch zukünftig mengenmäßig dominiert. Von dem Rückgang der 
Biokraftstoffproduktion und der Flächenausdehnung profitieren vor allem der Biogas- und 
Biomethanmarkt. Die Biomasse kann dadurch auch zukünftig einen wichtigen Beitrag zur Steigerung des 
Anteils der Erneuerbaren Energien im Stromsektor leisten.  
Hingegen leidet die heimische Biokraftstoffproduktion unter den hohen Biomassepreisen und ab 2011 
zusätzlich unter der Einhaltung der Kriterien zur THG-Verminderung. Dies führt dazu, dass die 
etablierten heimischen Biokraftstoffe bis 2020 durch zukünftige Biokraftstoffe bzw. durch Importe 
abgelöst werden. Insgesamt nimmt der Importbedarf – auch durch die Zunahme der Pelletimporte – 
zwischenzeitlich deutlich auf rund 200 PJ zu; 2030 beträgt dieser noch rund 60 PJ. 
 
Abbildung 84: Endenergieverbrauch – Szenarienvergleich 
 
Auch im Umwelt-Szenario ist nahezu eine Verdopplung der Endenergiebereitstellung aus Biomasse bis 
2030 möglich. Der weitere Ausbau der heimischen Biokraftstoffproduktion geht dabei zu Lasten der 
Strom- und Wärmeerzeugung. Zwar sind die Importmengen von Pellets geringer als im Basis-Szenario, 
aber durch die Erhöhung der Dekarbonisierungsquote bleibt der Importbedarf bei Biokraftstoffen relativ 




7.7 Natur- und Umweltschutz 
In Tabelle 30 sind die Ergebnisse der Szenarienanalyse mit Fokus auf umwelt- und naturschutzrelevante 
Aspekte zusammengefasst. 
Tabelle 30: Zusammenfassung umwelt- und naturschutzrelevanter Ergebnisse der Szenarienanalyse 
 Start Basis-Szenario Basis-Szenario Umwelt-Szenario Umwelt-Szenario
Fläche in Mio. ha 2007 2020 2030 2020 2030 
Ackerflächen 11,9 11,8 11,8 11,4 11,3
Dauergrünland 4,9 4,6 4,5 4,8 4,8
Ackerflächenbedarf 
Biogas/Biomethan 0,433 1,539 2,613 0,849 1,295
Ackerflächenbedarf 
Raps (energetisch) 1,136 0,101 0,002 0,754 0,950
Ackerflächenbedarf 




1,726 1,834 3,262 2,170 2,944
Grünlandbedarf 
Biogas 0,064 0,213 0,336 0,251 0,365
Anzahl   
Anzahl 
Biogasanlagen 3.750 12.250 18.610 7.910 10.170
 
Acker 
Im Basis-Szenario ist ein leichter Rückgang der Ackerflächen von 2007 bis 2030 zu verzeichnen (siehe 
Tabelle 30). Eine Flächenausweitung des Ökolandbaus findet nicht statt. Somit ergeben sich hieraus 
keine verstärkten positiven Auswirkungen auf Natur und Landschaft.   
Besonders auffällig im Basis-Szenario ist eine starke Zunahme der Biogasanlagen von 3.750 im Jahr 
2007 über 12.250 im Jahr 2020 auf 18.610 im Jahr 2030 (Tabelle 30). Im Zuge dieser Zunahme steigt 
auch die Anbaufläche für die dazu benötigte Biomasse, die derzeit wesentlich durch den Maisanbau 
geprägt ist, rasant von 0,433 Mio. ha im Jahr 2007 auf 2,61 Mio. ha im Jahr 2030. Im Ergebnis sind im 
Jahr 2030 22 % der Ackerflächen mit Biogassubstraten belegt, im Jahr 2007 waren es nur rund 3 %. Für 
die Abschätzung der Wirkung dieser Entwicklung muss zusätzlich zur Energiemaisanbaufläche die 
Fläche für die Futter- und Lebensmittelproduktion (Silo und Körnermais) einbezogen werden. So lag die 
Gesamtmaisfläche im Jahr 2007 bei 1,87 Mio. ha (15,7 % der Gesamt-Ackerfläche). Auch wenn 
angenommen wird, dass die Flächen für den Anbau von Mais für die Futter- und Lebensmittelproduktion 
infolge der rückläufigen Bevölkerungsentwicklungen und der Ertragssteigerungen um ca. 20 % 
zurückgehen und der Anteil an Mais bei den Biogassubstraten durch Ersatz mit anderen Ackerfrüchten 




Aufgrund dieser starken Flächenzunahme muss lokal und regional, insbesondere im Umfeld der neu 
entstehenden Biogasanlagen, damit gerechnet werden, dass der Maisanbau neben den bereits 
existierenden Problemregionen in zahlreichen weiteren Regionen zur dominierenden Kultur der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche wird und es damit zu verstärkten bzw. neuen Nutzungskonkurrenzen mit 
den anderen Raumnutzungen kommt. Diese Nutzungskonkurrenzen betreffen vor allem den Bodenschutz 
infolge der hohen Erosionsgefährdung auf den Maisflächen, den Trinkwasserschutz durch die hohe 
Gefahr der Nährstoffauswaschungen sowie den Arten- und Biotopschutz und die landschaftsbezogene 
Erholung infolge der negativen Beeinflussung der Vielfalt der Arten- und Lebensgemeinschaften sowie 
der Strukturvielfalt der Landschaft (siehe Kap. 6.1). Diese Probleme führen zu einer Beeinträchtigung 
verschiedener natur- und umweltschutzfachlicher Ziele der Bundesregierung bzw. der EU. Darunter die 
Ziele der Wasserrahmenrichtlinie sowie das Ziel der Strategie zur biologischen Vielfalt den Rückgang 
der Biodiversität in Deutschland gemäß dem EU-Ziel von Göteborg bis 2020 aufzuhalten. 
Sollten im Zuge der hohen Zunahme von Biogasanlagen auch in Regionen mit intensiver Viehhaltung 
weiterhin vermehrt neue Anlagen gebaut werden, könnte es dort zu weiteren Nutzungskonkurrenzen 
durch die Notwendigkeit der Rückführung der Gärrückstände auf die Anbauflächen und das bereits durch 
die Viehhaltung bestehende hohe Nährstoffangebot kommen. Betroffen von dieser Problematik sind 
hiervon u.a. der Trinkwasserschutz durch die Gefahr der Nährstoffauswaschung und der Bodenschutz 
durch hohe Schwermetallgehalte in den Gärresten. Außerdem ist der Klimaschutz durch möglicherweise 
erhöhte Lachgasfreisetzung und der Arten- und Biotopschutz durch die Freisetzung von Ammoniak 
betroffen (siehe Kap. 6.1). Diese Konkurrenzen wirken sich negativ auf verschiedene umwelt- und 
naturschutzfachliche Ziele aus. Das betrifft das Klimaschutzziel, eine Verringerung der Treibhausgas-
Emissionen bis zum Jahr 2020 um 40 % gegenüber 1990 zu erreichen, die Einhaltung der Ziele der 
Wasserrahmenrichtlinie sowie die Ziele der Strategie zur biologischen Vielfalt bezüglich des 
Artenerhalts. 
Die zur energetischen Verwertung genutzten Rapsflächen nehmen von rund 1,1 Mio. ha im Jahr 2007 auf 
0,002 Mio. ha bis 2030 radikal ab (Tabelle 30). Damit sind die von dieser Kultur ausgehenden 
Nutzungskonkurrenzen und Umweltauswirkungen nur noch marginal. Insgesamt kann die Abnahme der 
Rapsfläche für energetische Zwecke der oben beschriebenen Intensivierungstendenz aufgrund der viel 
höheren Zunahme an Biogassubstraten dennoch nur bedingt entgegenwirken.  
Positiv ist aus naturschutzfachlicher Sicht die Annahme zu bewerten, dass bei der Ertragssteigerung 
keine gentechnisch veränderten Pflanzen angenommen werden. 
Im Umwelt-Szenario findet ein im Vergleich zum Basis-Szenario etwas stärkerer Rückgang der 
Ackerfläche statt (Tabelle 30). Entgegen diesem Trend nimmt die Anzahl der Biogasanlagen auch in 
diesem Szenario stark zu. Mit 7.910 Anlagen im Jahr 2020 und etwa 10.170 Anlagen im Jahr 2030 bleibt 
sie jedoch deutlich unter den Anlagenzahlen des Basis-Szenarios. Auch die Fläche zur Produktion von 
Biogassubstraten entwickelt sich zwar noch stark, aber deutlich geringer als im Basis-Szenario. Im Jahr 
2020 beträgt die Biogasfläche 0,849 Mio. ha und steigt bis zum Jahr 2030 auf 1,295 Mio. ha an. Der 
Flächenbedarf für die Biogasproduktion erreicht damit nicht einmal die Hälfte des Bedarfs des Basis-
Szenarios. Aufgrund dieses deutlich geringen Anstiegs des Flächenbedarfs sind die Auswirkungen auf 
Natur und Landschaft und die Nutzungskonkurrenzen merklich geringer. Nichtsdestoweniger sind sie 





Drastisch verschärft wird diese Situation dadurch, dass der Rapsanbau 2030 im Umwelt-Szenario 
gegenüber 2007 kaum verringert ist und damit die Rapsanbaufläche fast 1 Mio. ha über der des 
Basisszenarios liegt. Insgesamt werden so 2030 im Umwelt-Szenario 3,7 Mio. ha Ackerfläche durch 
NawaRos belegt, während es im Basis-Szenario 3,9 Mio. ha sind. Die Nutzungskonkurrenzen durch 
energetisch nutzbare NawaRos insgesamt sind daher im Umwelt-Szenario kaum geringer als beim Basis-
Szenario. Durch eine lokale und regionale Konzentrierung des Anbaus der unterschiedlichen NawaRos 
können die Auswirkungen auf Natur- und Landschaft wie auch die Nutzungskonkurrenzen im Szenario-
Zeitraum bei beiden Szenarios lokal und regional noch erheblich weiter verstärkt werden. 
Reduziert wird dieser Druck allerdings durch den Rückgang der Anbauflächen für den Futter- und 
Lebensmittelanbau um 20 % infolge der rückläufigen Bevölkerungsentwicklungen und zu erwartende 
Ertragssteigerungen.  
Positive Effekte für den Naturschutz sind im Umweltszenario in diesem Szenario durch die Zunahme der 
ökologisch bewirtschafteten Ackerfläche zu erwarten, die von 0,39 Mio. ha im Jahr 2007 auf 1,5 Mio. ha 
im Jahr 2020 bzw. 2030 zunimmt und somit mehr als verdreifacht wird. Ertragssteigerungen durch die 
Verwendung gentechnisch veränderter Pflanzen werden auch in diesem Szenario ausgeschlossen. 
Grünlandflächen 
Die Versiegelung von Ackerland durch die weiterhin hohe Zunahme der Verkehrs- und Siedlungsflächen 
führt im Basis-Szenario zu einem starken Druck auf die Grünlandflächen. Insgesamt werden bis zum 
Jahr 2030 400.000 ha bzw. 8,2 % der Grünlandflächen in Ackerland umgebrochen. Dieses Szenario ist 
als sehr kritisch zu betrachten, da durch diesen hohen Grünlandverlust, der sogar den, im Rahmen von 
Cross Compliance aktuell zulässigen Wert für den Grünlandumbruch übersteigt, eine Reihe von 
Nutzungskonkurrenzen verstärkt werden. So kommt es zu einer verstärkten Gefährdung von Arten und 
Lebensgemeinschaften der verschiedenen Grünlandtypen. Lokal und regional kann es durch die 
Veränderung und evtl. Vereinheitlichung des Landschaftsbildes zu einer Einschränkung der 
Erholungsfunktion kommen. Auch die Funktion des Grünlandes als Kohlenstoffsenke sowie der Schutz 
von Grund- und Oberflächengewässern vor erhöhten Nitratkonzentrationen werden mit jeder zusätzlich 
umgebrochenen Fläche vermehrt beeinträchtigt (siehe Kap. 6.1). 
Diese Entwicklung steht verschiedenen Zielen der Strategie zur biologischen Vielfalt entgegen. So wird 
es weder möglich sein, den Rückgang der Biodiversität in Deutschland aufzuhalten und eine positive 
Trendentwicklung zu erreichen, noch können die Ziele erfüllt werden, auf 20 % (19.600 ha) der 2007 
extensiv genutzten Niedermoore eine natürliche Entwicklung umzusetzen und wesentliche Teile (ca. 
500.000 ha) der 2007 intensiv genutzten Niedermoore in Form von extensivem Grünland zu nutzen. 
Weiterhin wird es kaum möglich sein, das Ziel zu erreichen, den Flächenanteil naturschutzfachlich 
wertvoller Agrarbiotope, wie z.B. ökologisch hochwertiges bzw. artenreiches Grünland sowie 
Streuobstwiesen, um 10 % gegenüber 2005 zu erhöhen. 
Im Umwelt-Szenario wird der Umbruch von Grünland im Jahr 2012 gestoppt. Damit nimmt die 
Grünlandfläche in diesem Szenario insgesamt nur geringfügig ab. Grund dieser Flächenabnahme ist vor 
allem die aus Naturschutzsicht positiv zu sehende, von 2012 bis 2020 umgesetzte sukzessive 
Renaturierung von 192.600 ha Grünland auf Hochmoor- und Niedermoorstandorten. Unterstützt wird 
diese positive Entwicklung durch die gleichzeitige Umwandlung von 147.800 ha Ackerflächen auf 




Vielfalt eine natürliche Entwicklung, Extensivierung und Renaturierung der geschädigten und 
landwirtschaftlich genutzten Hoch- und Niedermoore erreicht und das Ziel einer ungestörten 
Naturentwicklung auf 2 % der Fläche Deutschlands unterstützt.    
Grünlandnutzung  
Im Basis-Szenario ist die für nachwachsende Rohstoffe verfügbare Grünlandfläche, auf der Grassilage 
für die energetische Verwertung in Biogasanlagen gewonnen wird, mit 0,33 Mio. ha Grünlandfläche im 
Jahr 2030 ha relativ gering. Da in diesem Szenario eher von einer intensiven Bewirtschaftung des 
Grünlandes mit 3. - 4. Schnitten ausgegangen wird, besteht dennoch die Gefahr, dass es bei der 
energetischen Nutzung von ehemals extensiv bewirtschafteten Flächen zu einer Verschärfung der 
Nutzungskonkurrenzen kommt (siehe Kap. 6.1).  
Dadurch, dass viele Grünlandflächen extensiviert und/ oder nach ökologischen Leitlinien bewirtschaftet 
werden, kann im Umwelt-Szenario trotz höheren Grünlandanteils an der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche nur ebensoviel Grünland energetisch genutzt werden wie im Basis-Szenario (Tabelle 30). 
Allerdings ist hier die Zunahme der ökologisch bewirtschafteten Grünlandfläche positiv zu bewerten, die 
sich vom Jahr 2007 bis zum Jahr 2020 bzw. 2030 auf 1,73 Mio. ha verdreifacht. Aufgrund der 
extensivierten Bewirtschaftungsweise ist auf diesen Flächen mit einer Verringerung der 
Nutzungskonkurrenzen zu rechnen. Möglicherweise können hierdurch sogar Ziele der 
Biodiversitätsstrategie unterstützt werden. Dies betrifft vor allem das Ziel des Erhalts und der Zunahme 
der Biodiversität, die Schaffung eines Biotopverbundes, oder die Zunahme des Flächenanteils 
naturschutzfachlich wertvoller Agrarbiotope. 
Kurzumtriebsplantagen 
Im Basis-Szenario steigt die Anbaufläche von ca. 1000 ha im Jahr 2007 über 0,19 Mio. ha im Jahr 2020 
bis auf 0,58 Mio. ha im Jahr 2030 (Tabelle 30). Im Jahr 2020 wären somit knapp 2 % der Ackerflächen 
bzw. 1 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche und im Jahr 2030 5 % der Ackerflächen bzw. 3,5 % der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche mit KUP belegt.  
Insbesondere in ausgeräumten Agrarlandschaften kann es so zu einer Erhöhung der Strukturvielfalt und 
zu Aufwertungen des Landschaftsbildes kommen /65/. Regional oder lokal können trotz des insgesamt 
geringen Flächenumfangs erhöhte Anbaukonzentrationen und daraus resultierende 
Nutzungskonkurrenzen mit anderen Raumnutzungen auftreten. Dazu muss bedacht werden, dass sich 
staunasse Böden gar nicht und trockene Standorte mit einer Jahresniederschlagsmenge von unter 550 mm 
(z.B. Brandenburg bzw. weite Teile Ostdeutschlands) sowie unter 300 mm in der Vegetationsperiode nur 
bedingt für die Anlage von KUPs eignen und somit verstärkt Anbauflächenkonzentrationen in Gebieten 
mit günstigen Standortbedingungen z.B. hohem Grundwasserstand auftreten können. Diese 
Nutzungskonkurrenzen können vor allem die Erholungsfunktion der Landschaft, die 
Wasserdargebotsfunktion, den Arten- und Biotopschutz im Bereich des Offenlandes sowie den 
Hochwasserschutz betreffen (siehe Kap. 6.1). 
Im Umwelt-Szenario wird der Anbau von Kurzumtriebsplantagen auf Ackerflächen unter Einhaltung 
der Standards des ökologischen Landbaus angenommen. Insgesamt ist der Anstieg der KUP-Flächen 
etwas geringer als im Basis-Szenario (Tabelle 30), so dass im Jahr 2030 ca. 0,43 Mio. ha KUP rund 4 % 




Auch in diesem Szenario können sich trotz der geringeren Flächengröße regionale und lokale 
Nutzungskonkurrenzen wie im Basis-Szenario ergeben. Zwar werden diese Kurzumtriebsplantagen unter 
Standards des ökologischen Landbaus bewirtschaftet. Dabei ist aber zu bedenken, dass KUP immer eine 
extensivere Form der Landbewirtschaftung darstellen, da sie auch ohne diese Standards einen geringeren 
Bodenbearbeitungs-, Pestizid- und Düngemitteleinsatz als die normalen landwirtschaftlichen 
Bewirtschaftungsformen aufweist /65/. Die Vorteile die sich für Natur und Landschaft aus der 
ökologischen Bewirtschaftung ergeben, sind als eher marginal zu betrachten.  
Positiv ist zu bewerten, dass in beiden Szenarien der Anbau von gentechnisch veränderten Gehölzen im 
Zuge der Ertragsmaximierung ausgeschlossen wird.  
7.7.1 Landschaftspflege 
Für das potenzielle Aufkommen an LP-Holz werden im Basis- wie auch im Umwelt-Szenario 217 PJ/a 
angenommen. Eine naturschutzfachliche Bewertung dieses angenommenen Potenzials lässt sich 
aufgrund mangelnder Erfahrungswerte nicht konkret vornehmen. Generell ist eine verstärkte, 
naturschutzfachlich korrekt ausgeführte Pflege mit einer energetischen Nutzung des anfallenden 
Materials (siehe Kap. 6.2). Sie kann das Biodiversitätsziel unterstützen, den Anteil naturnaher 
Landschaftselemente in agrarisch genutzten Gebieten auf 5 % zu halten bzw. zu erhöhen. 
Da für die Gewinnung von Grassilage im Umwelt-Szenario 2-3 Schnitte angenommen werden, ist es 
generell sinnvoll, auch die Nutzung von extensiven Grünlandflächen im Zuge der Landschaftspflege mit 
der Gewinnung von Biogas zu kombinieren. Ausgenommen sind hiervon Flächen, auf denen aus 
naturschutzfachlichen Gründen nur einmal pro Jahr gemäht werden sollte. Auf diesen Flächen würde die 
Erhöhung der Schnittfrequenz eine Intensivierung und eine negativ zu bewertende Verschiebung des 
Artenspektrums bedeuten (siehe Kap. 6.2.). Allerdings besteht auch bei einer 2-3 schürigen Nutzung die 
Gefahr, dass die Ziele des Naturschutzes gegenüber den ökonomischen Zielen der Anlagenbetreiber in 
den Hintergrund gedrängt werden. So können insbesondere eine verstärkte Düngung und ungünstige 
Mahdzeitpunkte den naturschutzfachlichen Wert der extensiven Grünlandflächen beeinträchtigen und 
somit zur Verstärkung von Nutzungskonkurrenzen führen.  
7.7.2 Forstwirtschaft 
Die Umsetzung der guten fachlichen Praxis der Forstwirtschaft im Basis-Szenario ist sehr positiv zu 
bewerten. Bei entsprechender Ausgestaltung der GfP kann so das Ziel der Strategie zur biologischen 
Vielfalt, eine naturverträgliche Nutzung auf 95 % der Waldfläche umzusetzen, erreicht werden. Eine 
Ausweitung der natürlichen Waldentwicklung auf 5 % der Waldfläche bleibt allerdings auch 2030 
unrealisiert und unterstützt somit nicht die Biodiversitätsstrategie der Bundesregierung. Die im Rahmen 
der Holznutzung zu Grunde gelegte 50 %-ige Entnahme von Ernterückständen kann auf nährstoffarmen 
Standorten zur Schwächung oder Unterbindung der Nährstoffkreisläufe, zur Verminderung der CO2-
Speicherung durch Humusabnahme in Auflage und Boden sowie zur Schädigung des Waldbodens 
(Versauerung, Verringerung der Bodenfruchtbarkeit) führen (siehe Kap. 6.3). Sie wird daher aus 
ökologischer Sicht als kritisch angesehen. Nur wenn die Entnahmegrenzen für die Ernterückstände den 
jeweiligen Standortbedingungen angepasst werden, kann die GfP und somit die naturverträgliche 
Nutzung des Waldes umgesetzt werden.  
Naturschutzfachlich positiver stellt sich das Umwelt-Szenario dar, in welchem neben der Umsetzung der 
guten fachlichen Praxis auch die Ausweitung der natürlichen Waldentwicklung auf 5 % der Waldfläche 
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erreicht wird und somit ein weiteres Ziel der Biodiversitätsstrategie umgesetzt wird. Zudem liegt die 
Entnahmemenge der Ernterückstände mit nur 25 % deutlich unter der des Basis-Szenarios und entspricht 
so wesentlich besser dem Ziel der Biodiversitätsstrategie einer naturverträglichen Nutzung mit 
ausgeglichenen Humusbilanzen auf 95 % der Waldflächen.  
 
8 Handlungsempfehlungen zur Reduzierung von Biomassekonkurrenzen 
Die Untersuchungen zeigen, dass ein weiterer Ausbau der Bioenergiebereitstellung auf unterschiedlichen 
Wegen erfolgen kann. Im Basis-Szenario werden die vorhandenen Trends und Entwicklungen 
fortgeführt, die zu einer Verschärfung des Wettbewerbs und einer damit einhergehenden Verdrängung 
von Kapazitäten einhergeht. Im Umwelt-Szenario wird dem Umwelt- und Naturschutz mehr Rechnung 
getragen, die THG-Vermeidung in den Vordergrund gestellt und die Mobilisierung von Rest- und 
Abfallstoffen vorangetrieben. Ein höherer Beitrag zum Natur- und Umweltschutz ist dabei im Einklang 
mit dem Ausbau der energetischen Biomassenutzung möglich. Eine zunehmende Nutzung von Rest- und 
Abfallstoffen ist zwar prominentes Ziel, jedoch ist ein nennenswerter Ausbau lediglich durch die THG-
Vermeidungskriterien im Bereich der Biokraftstoffe zu erwarten. Denn die Mobilisierung zusätzlicher 
Waldholzressourcen sowie die Nutzung von Rest- und Abfallstoffen ist nicht nur begrenzt, sondern stößt 
auch auf technische, logistische und ökonomische Barrieren. Die weitere Entwicklung der Bioenergie 
hängt deshalb vor allem von der Verfügbarkeit von Ackerflächen und der Realisierung von 
Ertragssteigerungen ab. Eine Schärfung der Umwelt- und Naturschutzstandards ist dabei vor allem im 
Hinblick auf die mögliche Dynamik im Biogasbereich und dem großflächigen Anbau von Mais 
erforderlich (siehe Kapitel 9 Handlungsempfehlungen zu Natur- und Umweltschutz).  
Für die einzelnen Sektoren ergeben sich folgende Handlungsempfehlungen: 
Die Stromerzeugung aus Bioenergie ist einerseits mit vergleichsweise hohen THG-Minderungen 
verbunden und kann auch den Beitrag zu einer regenerativen Wärmeversorgung nennenswert 
unterstützen. Die Randbedingungen sind dafür vor allem bei der Ausgestaltung des EEG zu formulieren. 
Dabei muss sichergestellt werden, dass eine effiziente Nutzung der Rohstoffe erfolgt, d.h. eine qualitativ 
hochwertige Wärmeauskopplung garantiert ist. Diese Effizienzpotenziale sollten durch die Einführung 
von Mindestanforderungen an die Wärmeauskopplung für die Inanspruchnahme der EEG-Vergütung in 
Kombination mit einer Positivliste für Wärmekonzepte erschlossen werden. Durch die räumlich 
entkoppelte Biomethanproduktion und -nutzung in KWK-Anwendungen könnten größere und qualitativ 
hochwertigere Wärmesenken erschlossen werden. Zusätzlich stellen Biomethan-Einspeiseanlagen - 
ebenso wie Biogasanlagen - ein viel versprechendes Bindeglied zwischen etablierten Erzeugungsanlagen 
für gasförmige Bioenergieträger und den anstehenden Anforderungen an die Nutzung von Biomasse im 
Energiesystem dar. Denn vor allem anhand der Nutzung von flüssigen und gasförmigen 
Bioenergieträgern kann eine bedarfsgerechte Strombereitstellung realisiert werden, die einerseits für die 
Fortentwicklung des Gesamtsystems hin zu höheren Anteilen Erneuerbarer Energien unabdingbar sind 
(Ausgleich fluktuierender Stromerzeugung durch Wind und PV). Andererseits verschafft die 
Bereitstellung von Regelenergie (z. B. Minutenreserve, Blindleistung) dem Produkt Strom aus Biomasse 
eine Aufwertung und führt die Bioenergie einen Schritt weiter Richtung Marktintegration. Dafür sind 
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zusätzliche Anreize zur Direktvermarktung sowie Verbesserungen der Rahmenbedingungen für die 
Teilnahme an Regelenergiemärkten (z. B. Präqualifikationsanforderungen) notwendig.  
Der Verknappung der Holzrohstoffe sowie dem flächenhaften Silomaisanbau sollte durch eine 
Diversifizierung der Rohstoffbasis entgegnet werden. Dies kann wie im Umwelt-Szenario durch 
entsprechende Kriterien (z. B. Mindestanteil an biogenen Rest- und Abfallstoffen beim Einsatz von 
Silomais) oder geeignete Anreize bei der Förderung (z. B. stärker gestaffelte Vergütung für Rohstoffe 
mit vorteilhaften Umweltauswirkungen und/oder geringen Konkurrenzeffekten) erreicht werden. 
In beiden Szenarien ist der Ausbau der Wärmebereitstellung aus Biomasse auch in Zukunft von hoher 
Relevanz. Dies ist zum einen auf die hohe Zahlungsbereitschaft für Biomasse im Wärmesektor und die 
damit verbundene Konkurrenzfähigkeit zurück zu führen. Dabei zeigen die Szenarien, welches 
Effizienzpotenzial beim Nutzungsgrad vor allem im Bereich der Einzelraum- und Kleinfeuerungsanlagen 
liegen. Anreize zum Erwerb von effizienten und emissionsarmen Holzfeuerungsanlagen im Rahmen des 
Markteinführungsprogramms und die Regelungen der novellierten 1. BImSchV zur Einhaltung von 
Emissionsgrenzwerten bei Bestands- und Neuanlagen bilden eine gute Grundlage, dieses Defizit zu 
beseitigen. In welchem Maße die Regelungen der novellierten 1. BImSchV greifen, muss beobachtet und 
ggf. nachgesteuert werden.  
Zum anderen stellt die Wärmeauskopplung bei der Stromerzeugung (s.o.) ein großes Potenzial dar, das es 
zukünftig zu erschließen gilt. Die Förderung der Nutzung von Biomethan und Biogas im Wärmebereich, 
z. B. über WärmeEEG oder ein allgemeines Gaseinspeisegesetz, ist aufgrund der Vorteilhaftigkeit von 
Biomethan und Biogas im Strommarkt (hohe THG-Vermeidung, Systemdienstleistungen), kurzfristig 
mangelnden Alternativen im Kraftstoffsektor und der großen Zahl an konkurrenzfähigen Technologien 
und biogenen Energieträgern im Wärmebereich nur bei sehr hoher THG-Vermeidung und fehlenden 
Absatzalternativen zu empfehlen.  
Für den Biokraftstoffsektor haben die Szenarien gezeigt, dass die bisherigen Entwicklungen sehr fragil 
sind. Die geringen Biomassenutzungsgrade bei der Biokraftstoffproduktion binden viele Ressourcen. Die 
Ausrichtung des weiteren Ausbaus der Biokraftstoffe auf die THG-Vermeidung bzw. die THG-
Vermeidungskosten bietet allerdings die Chance, dass die Biomassenutzung effizienter und 
zielgerichteter gestaltet wird. Die Umstellung der Biokraftstoffquote auf die THG-Vermeidung 
verschärft den Wettbewerb für die heimischen etablierten Biokraftstoffe auf Basis von Ackerkulturen. 
Dadurch wird gleichzeitig die Bedeutung von zukünftigen Biokraftstoffen aus Rest- und Abfallstoffen, 
KUP aber auch Biomethan gestärkt. Bis die Quotenumstellung auf THG-Emissionen erfolgt ist, bieten 
das Energiesteuergesetz oder die Einführung einer doppelten Anrechnung von Biokraftstoffen aus 
Abfall- und Reststoffen sowie lignozellulosehaltiger Biomasse nach der RED die Chance, 
Biokraftstoffen mit hoher THG-Vermeidung bzw. geringen Konkurrenzeffekten zu fördern. Auf eine 
Abstimmung der Fördermöglichkeiten ist dabei zu achten. Die Umsetzung der doppelten Anrechnung 
von Biokraftstoffen auf die Biokraftstoffquote würde sowohl einen Beitrag zur Verringerung des iLUC-
Risikos bei der Biokraftstoffförderung leisten als auch Anreize zur Erforschung und Weiterentwicklung 
von Biokraftstoffen mit hoher THG-Vermeidung setzen.   
Falls zukünftige Biokraftstoffe nicht im erwarteten Umfang den Markteintritt schaffen, stellt Biomethan 
momentan die einzige heimische Biokraftstoffoption mit nennenswertem Ausbaupotenzial dar. Die 
aktuellen Entwicklungen zeigen jedoch, dass die Rahmenbedingungen für einen breiten Ausbau von 
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Biomethan im Transportsektor verbessert werden müssen. Deshalb ist eine gezielte Unterstützung der 
Forschung zur Erschließung kostengünstiger THG-Vermeidungspotenziale bei den etablierten 
Biokraftstoffen erforderlich, damit Biodiesel und Bioethanol aus heimischen Rohstoffen weiterhin zur 
Erfüllung der Biokraftstoffquote herangezogen werden. Da weder diese Aspekte geklärt sind noch die 
Fragen zur Bewertung von THG-Emissionen aus iLUC beantwortet sind, zeichnet sich noch kein 
eindeutiges Bild ab, welche Biokraftstoffe zukünftig zur Erfüllung der Quoten herangezogen werden. 
Diesen offenen Punkten schließt sich die Frage an, welchen Beitrag Biokraftstoffe nach 2020 generell 
zur Reduzierung der THG-Emissionen im Transportsektor leisten sollen und wie mit der Teller-Tank-
Problematik umgegangen werden soll.  
Für alle Sektoren gilt, dass zusätzlich mobilisierbare Biomasse i.d.R. schlechtere Qualität besitzt und 
dennoch teurer ist bei der Bereitstellung bzw. Konversion zu Energie. Eine Anpassung der Förderung für 
den Einsatz von Biomasse geringer Qualität wäre erforderlich, um vor allem Kontinuität in der 
Entwicklung der Stromerzeugung zu gewährleisten und die Konkurrenz zu qualitativ hochwertigen 
Biomassefraktionen zu verringern. Eine strategisch wichtige Rolle bei der weiteren Gestaltung des 
Bioenergiesektors nimmt die Frage des KUP-Anbaus ein. Dabei kann der Einsatz von schnell 
wachsenden Baumarten sowohl den Ausbau der Stromerzeugung unterstützen als auch den Wechsel zu 
zukünftigen Biokraftstoffen vorantreiben. Da die Umsetzung von KUP bisher nur zögerlich vorankommt, 
sind neue Konzepte und Anreize (z. B. über eine diversifizierte Rohstoffvergütung im EEG) erforderlich. 
Bei einer entsprechenden Ausgestaltung (siehe Kapitel 9) bestehen sehr gute Chancen, Synergien im 
Hinblick auf den Natur- und Umweltschutz auszuschöpfen. Damit eine nachhaltigere Bereitstellung und 
Nutzung von Biomasse nicht nur flächenhaft und Sektor bezogen stattfinden, ist zunächst eine 
Ausweitung dieser Kriterien auf den gesamten Bioenergiesektor und schließlich die Land- und 
Forstwirtschaft allgemein anzustreben. Externe Effekte sowie komplizierte Hilfskonstrukte zur 
Bestimmung und Vermeidung solcher Effekte, wie z. B. globale Landnutzungs- und Handelsmodelle zur 
Zuordnung von THG-Emissionen aus iLUC zu verschiedenen Biokraftstoffoptionen, würden dadurch 
obsolet werden. 
Dem weiteren Ausbau der energetischen Biomassenutzung sind zukünftig Grenzen gesetzt. Die 
Analysen haben gezeigt, wo diese Grenzen liegen könnten und welche Möglichkeiten es gibt, 
Konkurrenzen zu vermeiden oder aber zumindest zu verringern. Eine gezielte Steuerung der 
Biomassenutzung ist einerseits notwendig, um die Konkurrenzen in Bezug auf den Natur- und 
Umweltschutz zu entschärfen. Da Biomasse ein knappes Gut ist, sollte die energetische Nutzung 
andererseits in Anbetracht von alternativen erneuerbaren Energien, dem Bedarf an 
Systemdienstleistungen, der Vermeidung von THG-Emissionen, der Akzeptanz der Bevölkerung sowie 
den Kosten bewertet und optimiert werden. Dafür ist eine abgestimmte Bioenergiestrategie erforderlich, 
die unter Berücksichtigung der in diesem Vorhaben dargestellten Konkurrenzen und 
Vermeidungsoptionen eindeutige Ziele und Kriterien für den weiteren Ausbau der energetischen 
Biomassenutzung vorgibt.  
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9 Handlungsempfehlungen zu Natur- und Umweltschutz 
Die in den vorangegangen Kapiteln aufgezeigten Problemstellungen verdeutlichen, dass zur Gestaltung 
des Einsatzes von Biomasse zur Energiegewinnung im Sinne des Umwelt- und Naturschutzes und einer 
nachhaltigen Raumentwicklung die Frage nach der Steuerung dieser Entwicklung gestellt werden muss. 
Dabei zeigt sich allerdings, dass sich die landwirtschaftlichen Produktionsverfahren zur Erzeugung von 
Biomasse zur energetischen Verwertung mit Ausnahme mehrjähriger Kulturen kaum von der 
landwirtschaftlichen Produktion von Nahrungs- und Futtermitteln unterscheiden. Daher ist es nur sehr 
bedingt möglich bzw. sinnvoll, biomassespezifische Steuerungsinstrumente für einen nachhaltigen 
Biomasseanbau zu implementieren. 
In diesem Kontext stellt sich in Bezug auf die Biomassenachhaltigkeitsverordnungen heraus, dass diese 
für Deutschland bis auf die Vorgaben zur Reduktion von Treibhausgasen praktisch keine wirkliche 
Steuerungswirkung entfalten. Dies begründet sich zum einen in der Austauschbarkeit der Produkte und 
Flächen. Denn die Steuerung beschränkt sich ausschließlich auf Flächen und Biomassen, die zur 
energetischen Nutzung bereitgestellt werden, weshalb eine Verlagerung von negativen Effekten sowie 
kumulative Effekte nur eingeschränkt verhindert werden können. Will man die naturschutzfachliche 
Steuerungswirkung der Biomassenachhaltigkeitsverordnungen stärken, müssen alle darin enthaltenen 
Nachhaltigkeitskriterien nicht nur für den Biomasseanbau, sondern für alle Flächen des Biomasse 
produzierenden landwirtschaftlichen Betriebes verbindlich gemacht werden. Eine noch darüber hinaus 
gehende Verbesserung der Steuerungswirkung wäre die Verpflichtung der gesamten Landwirtschaft auf 
die Einhaltung der Nachhaltigkeitskriterien. Hierdurch würden auch indirekte, zwischenbetriebliche 
Effekte unterbunden und negative iLUC minimiert. 
Zum anderen weisen die in den Biomassenachhaltigkeitsverordnungen enthaltenen landwirtschaftlichen 
Vorgaben der guten fachlichen Praxis und Cross Compliance verschiedene Defizite auf. Viele der 
dargestellten Nutzungskonkurrenzen lassen sich darüber hinaus effektiv nur über eine Anpassung der 
guten fachlichen Praxis für die Land- und Forstwirtschaft sowie der Cross Compliance reduzieren. Dies 
betrifft die Regelungen zur ausnahmslosen Einhaltung einer mindestens dreigliedrigen Fruchtfolge und 
die ganzjährige Bodenbedeckung, die Verschärfung des Dauergrünland-Erhaltungsgebots, die 
Konkretisierung und verstärkte Anwendung des integrierten Pflanzenschutzes, die Anpassung der 
Düngeverordnung bezüglich Wirtschaftsdünger pflanzlicher Herkunft sowie die Einführung einer 
Stickstoffüberschussabgabe. Da auch Kurzumtriebsplantagen eine landwirtschaftliche Nutzung 
darstellen, die sich allerdings von den bisher genutzten Kulturen unterscheidet, muss für diese neue 
Anbauform eine spezielle gute fachliche Praxis entwickelt und rechtlich verankert werden. Eine 
Überprüfung der guten fachlichen Praxis (mit eventuellem Anpassungsbedarf) erscheint auch für den 
Anbau neuer Dauerkulturen für die Biogasproduktion wie der Durchwachsenen Silphie geboten. 
Die Austauschbarkeit von Flächen und Biomasseprodukten wird auch bei der Ausgestaltung des EEGs 
deutlich, denn der Anbau von Biomasse lässt sich auf der Ebene des einzelnen landwirtschaftlichen 
Betriebes oder sogar regional hierdurch nur sehr beschränkt steuern. Eine Möglichkeit den Anbau des 
einzelnen Betriebes zu beeinflussen stellen Investitionsförderprogramme dar. Dazu müsste eine 
Integration naturschutzfachlicher Kriterien in diese Förderprogramme vorgenommen werden die bspw. 
Vorgaben zur Fruchtfolge, zur Bodenbearbeitung oder der Ausgestaltung einer KUP beinhalten und über 
die oben vorgeschlagenen Standards für die gute fachliche Praxis und Cross Compliance hinausgehen. 
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Allerdings scheint auch diese Option aufgrund des damit verbundenen Kontrollaufwandes in den 
Folgejahren nach der Förderung nur schwer umsetzbar. 
Unabhängig von den oben stehenden Empfehlungen sind in der Genehmigungspraxis für 
Kurzumtriebsplantagen und Biogasanlagen Anpassungen zur Unterstützung der Nachhaltigkeit 
vorzunehmen. Bei der Genehmigung von Biogasanlagen betrifft dies die bessere Dokumentation der 
Flächennachweise für die Ausbringung der Gärreste sowie die zeitlichen Kapazitäten der Gärrestlager. 
Um eine Ausbringung von Gülle, Jauche und Gärresten zum optimalen Dünge-Zeitpunkt zu 
ermöglichen, sollten die Lagerkapazitäten je nach Anbaustruktur bei Anteilen von Reihenkulturen 
zwischen 30 und 50 % der betrieblichen Ackerfläche von 6 auf 7 Monate bis hin zu Lagerkapazitäten 
von 10 Monaten bei einem Anteil von Reihenkulturen über 75 % ausgeweitet werden. In Bezug auf die 
Anlage von Kurzumtriebsplantagen muss geklärt werden, unter welchen Bedingungen (z.B. Größe der 
Fläche, Anlage in sensiblen Gebieten) eine Genehmigung erforderlich ist. 
Um die Nachhaltigkeit des Biomasseanbaus zu gewährleisten, müssen nicht nur das landwirtschaftliche 
Fachrecht und Förderinstrumente des Energiepflanzenanbaus angepasst werden, sondern auch der 
Einsatz und die Anpassung naturschutzfachlicher Instrumente forciert werden. So sollten insbesondere 
die Fachplanungen gestärkt sowie anstehende Schutzgebietsausweisungen und bestehende 
Schutzgebietsverordnungen mit Blick auf den Energiepflanzenanbau und die jeweiligen Erhaltungsziele 
bzw. die Schutzgegenstände überprüft und ggf. durch spezielle Maßgaben und Verbote spezifiziert 
werden. 
Auch darf die Steuerung über finanzielle Anreize in Form von Agrarumweltmaßnahmen nicht 
vernachlässigt werden. Dabei müssen zur Steigerung der Attraktivität der AUM eine Reihe von 
Anpassungen vorgenommen werden. So ist infolge der hohen Agrarpreise und neuen 
Einkommenschancen im Biomasseanbau eine Neuberechnung der Förderhöhen erforderlich. Zudem sind 
die Maßnahmen zeitlich flexibler zu gestalten und eine Entbürokratisierung und verbesserte 
Fachbetreuung anzustreben. Eine große Chance zur Attraktivitätssteigerung von AUM besteht in einer 
verstärkten Ausrichtung auch auf den Biomasseanbau. So ergeben sich für die Landwirtschaft durch den 
Anbau und die Nutzung von Biomasse für energetische Zwecke und damit neue Kulturverfahren wie 
KUP oder Veränderungen der Bewirtschaftungszeiten etc. neu zu beachtende Extensivierungs-
möglichkeiten. 
Um den verschiedenen Nutzungskonkurrenzen auf der Ebene der Landschaft zu begegnen, ist es 
sinnvoll, planerische Instrumente heranzuziehen. So sollte unter anderem eine raumverträgliche, 
nachhaltige Energieversorgung für alle erneuerbaren Energien auf regionaler Ebene planerisch entwickelt 
und gesichert sowie mit den Nutzungsansprüchen und Schutzinteressen anderer gesellschaftlicher 
Raumnutzungen in Einklang gebracht werden. Dabei könnten in diesem Kontext auch die Potenziale 
energetisch nutzbarer Biomasse in einer Region ermittelt und entsprechende Eignungsgebiete festgelegt 
werden.  
Weiterhin ist die Möglichkeit der Standortsteuerung von nach BauGB privilegierten Biogasanlagen zu 
überprüfen. Zwar sind diese Anlagen aufgrund ihrer Größen- bzw. Leistungsbegrenzung für sich 
betrachtet nicht raumbedeutsam, allerdings blendet das formelle Planungsrecht bisher aus, dass der 
großflächige Anbau von Energiepflanzen, wie bspw. Mais oder KUP, eine Raumwirksamkeit entfalten 
kann, die andere Raumnutzungen beeinflusst. 
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Zur Festlegung von Eignungsgebieten wie auch zur Überprüfung der Raumwirksamkeit des 
Biomasseanbaus sollte vor allem die Landschaftsplanung herangezogen werden. Sie stellt das ideale 
Instrument dar, um potenzielle Synergien und Konflikte zwischen Naturschutz und 
Energiepflanzenanbau zu lokalisieren und damit die Fachinformation für die Steuerung eines 
nachhaltigen und naturverträglichen Energiepflanzenanbaus zu liefern. Zur Beseitigung ihrer Defizite 
müssen die vorhandenen Landschafts- und Landschaftsrahmenpläne im Hinblick auf die aktuellen Ent-
wicklungen im Energiesektor regelmäßig fortgeschrieben und um Aussagen zu den regionalen bzw. 
kommunalen Biomassepotenzialen ergänzt werden sowie eine Darstellung besonders empfindlicher 
Bereiche wie auch besonders geeigneter Bereiche gegenüber dem Anbau von Energiepflanzen erfolgen. 
9.1 Vermeidung von Nutzungskonkurrenzen mit dem Natur- und Umweltschutz durch 
Anpassung von Steuerungsinstrumenten die ausschließlich die Erzeugung und Nutzung von 
Biomasse zur energetischen Verwertung regeln 
9.1.1 EEG 
NawaRo-Bonus - Koppelung an räumlich konkrete Gebietskulissen 
Bisher ist eine konkrete räumliche Steuerung des Energiepflanzenanbaus kaum möglich. Denn solange 
der Anbau von Energiepflanzen im Rahmen von guter fachlicher Praxis und Cross Compliance verläuft, 
ist es nach geltendem Recht nicht unmittelbar möglich, Landnutzern ihre Fruchtfolgen bzw. 
Kulturtechnik vorzuschreiben. Somit können Vorranggebiete oder Eignungsgebiete für spezifische 
agrarische Landnutzungen kaum bzw. gar nicht greifen /201//211//214/.  
Handlungsempfehlungen: 
Ein Ansatz wäre, mit flächendeckenden Landschaftsanalysen der landwirtschaftlichen Nutzfläche für den 
Ressourcenschutz relevante Gebietskulissen abzuleiten. Diese Gebietskulissen könnten mit Hilfe der 
Landschafts- und/oder Raumplanung ermittelt und dargestellt werden und über die ökonomische 
Förderung des Energiepflanzenanbaus in Form des im EEG verankerten NawaRo-Bonus räumlich 
differenzieren. Durch eine nicht-flächendeckende Förderung könnte ermöglicht werden, ökonomische 
Anreize für den Anbau von Biomasse räumlich zu steuern und somit als sensibel eingestufte Gebiete zu 
entlasten und dem momentanen Nutzungsdruck der zum Teil intensiv angebauten nachwachsenden 
Rohstoffe zu entziehen. Letztendlich läge so die Verantwortung darüber, welche Flächenanteile mit 
derartigen Gebietskulissen belegt würden, in der Region /213//214/. 
Der Gedanke ist hierbei, steuernde Effekte für landwirtschaftliche Nutzungen über eine räumlich 
differenzierte Abbildung von Ansprüchen auf monetäre Förderungen zu erreichen. Werden die bisher 
pauschalen Vergütungsansprüche des NawaRo-Bonus an räumlich konkrete Gebietskulissen gekoppelt, 
würde der Anbau nicht direkt gesteuert, sondern nur indirekt über die ökonomische (Nicht-) 
Begünstigung räumlich gelenkt werden. Denkbar wäre, über eine Art Fachgutachten (fachliche Karte) im 
kommunalen Landschaftsplan oder im Landschaftsrahmenplan Gebietskulissen zu formulieren, in denen 
für den Anbau von Biomasse keine oder nur eine verminderte Förderung gewährt werden sollte. Letzten 
Endes führt dies ggf. in die Nähe von Ausschlussgebieten, wie sie in einigen 
Landesraumordnungsgesetzen grundsätzlich vorgesehen sind /4//192/. Diese fachliche Karte kann als 
flexibles Instrument Gebietskulissen darstellen und somit als informelle Planungsgrundlage bei der 
Agrarentwicklung von Energielandschaften dienen. Derartige Gebietskulissen können aus Sicht des 
Natur- und Landschaftsschutzes sensible Gebiete sein, in denen ressourcenschutzbezogene und 
naturschutzfachlich begründete Vorbehalte gegenüber einer unbegrenzten Förderung des 
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Biomasseanbaus bestehen. Ein noch weitergehender Ansatz wäre, diese Gebietskulissen auch in der 
Raumordnung, sprich im Regionalplan, zu verankern, um mehr Verbindlichkeit zu erlangen. Um eine 
Verzahnung der definierten Gebietskulissen mit dem Förderinstrumentarium zu erreichen, wäre 
beispielsweise eine Öffnungsklausel zum NawaRo-Bonus im EEG notwendig, die den Anspruch des 
Bonus unter Vorbehalt stellt. Vorbehalt wäre z.B., dass Anlagen, die einen Anspruch auf den Bonus 
geltend machen, keine Biomasse aus den definierten Gebietskulissen einsetzen können. Diese 
Gebietskulissen würden demnach nicht eine bestimmte landwirtschaftliche Nutzung ausschließen, 
sondern nur einen Vergütungsanspruch gemäß EEG verwehren bzw. deutlich einschränken. Für diesen 
Ansatz muss allerdings eine Kontrollmöglichkeit der räumlichen Steuerung gewährleistet sein. Die 
Herkunft der Energiepflanzen in einer Biomasseanlage muss über die Führung eines Betriebstagebuches 
oder andere Kontrollinstrumente nachvollziehbar sein. Zweitens muss berücksichtigt werden, dass durch 
eine derartige räumliche Lenkung bestimmte Gebiete vom Nutzungsdruck durch Energiepflanzen 
freigehalten werden. Dies könnte jedoch zu Konzentrationen des Energiepflanzenanbaus an anderer 
Stelle führen und dort Verdrängungseffekte von anderen Landnutzungen (z.B. Futter- und 
Lebensmittelanbau) hervorrufen /213//214/. In diesem Punkt wären vor einer Implementierung 
eingehendere Untersuchungen zu möglichen Verdrängungseffekten erforderlich 
NawaRo-Bonus - Anpassung des Landschaftspflegebonus 
Im Rahmen des EEG 2009 wurde der so genannte Landschaftspflegebonus neu eingeführt (§ 27 Abs. 4 
Nr. 2). Im Rahmen des Empfehlungsverfahrens 2008/48 sollte durch die Clearingstelle EEG die 
Auslegung des Gesetzestextes geklärt werden. Zum einen sollte darin definiert werden, unter welchen 
Voraussetzungen Nachwachsende Rohstoffe im Sinne der Landschaftspflege anfallen. Zum anderen 
sollte eine Aussage getroffen werden, wann das Kriterium „überwiegender Einsatz“ als erfüllt gilt /97/.  
Am 24. September 2009 veröffentlichte die Clearingstelle EEG ihre Empfehlung zu den oben genannten 
Fragen:  
„(a) Für ein „Anfallen“ im Rahmen der Landschaftspflege spricht eine widerlegliche Vermutung, wenn 
Schnitt- und Mahdgut auf folgenden Flächen anfällt:  
 gesetzlich geschützte Biotope,  
 besonders geschützte Natur- und Landschaftsteile,  
 Vertragsnaturschutzflächen, Flächen aus Agrarumwelt- oder vergleichbaren Förderprogrammen,  
 Flächen, auf denen die Bewirtschaftungsauflagen der o. a. Programme freiwillig eingehalten 
werden sowie  
 Flächen, auf denen vegetationstechnische Pflegemaßnahmen durchgeführt werden, einschließlich 
u. a. des hierbei anfallenden Straßenbegleitgrüns/-holzes, kommunalen Grasschnitts, Grünschnitts 
aus der privaten und öffentlichen Garten- und Parkpflege sowie von Golf- und Sportplätzen und 
von Randstreifen von Gewässern /97/.“  
 
„(b) Indizien dafür, dass die Tätigkeiten auf anderen als auf den unter (a) genannten Flächen vorrangig 
der Landschaftspflege dienen, sind der Verzicht auf den Einsatz von mineralischem Dünger und von 
chemischen Pflanzenschutzmitteln ab Kalenderjahresbeginn bis zur Ernte der Pflanzen oder 
Pflanzenbestandteile sowie die maximal zweischürige Mahd pro Kalenderjahr /54/.“ 
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Die oben dargestellten Ergebnisse des Empfehlungsverfahrens bedeuten eine sehr weite Auslegung des 
Landschaftspflegebonus, die in jedem Fall gewährleistet, dass zusätzliche Biomassepotenziale für die 
Biogaserzeugung erschlossen werden. Es stellt sich aber die Frage, ob alle Materialien, die auf unter 
Punkt (a) gelisteten Flächen anfallen, tatsächlich als Landschaftspflegematerial zu sehen sind /198/.  
Besonders deutlich wird diese Problematik im Bereich der Vertragsnaturschutzflächen und Flächen aus 
Agrarumwelt- oder ähnlichen Förderprogrammen. Während sich der Vertragsnaturschutz stärker nach 
den Zielen des Naturschutzes richtet und die landwirtschaftliche Produktion nicht ausschließt, stehen bei 
Agrarumweltprogrammen die landwirtschaftliche Produktion und die Ertragsmaximierung weiter im 
Vordergrund, jedoch in Kombination mit umweltgerechten Maßnahmen. Zudem unterscheiden sich die 
Agrarumweltprogramme der einzelnen Bundesländer extrem stark und lassen bei der Bewirtschaftung 
unterschiedliche Intensitätsniveaus zu /71/. In zahlreichen Förderprogrammen bekommt der Landwirt 
z.B. den Einsatz von Schleppschläuchen zur Gülleausbringung, die Einhaltung einer mehrgliedrigen 
Fruchtfolge oder den Verzicht auf eine Bearbeitung mit dem Pflug vergütet. Besonders fragwürdig ist auf 
jeden Fall die Gewährung des Landschaftspflegebonus für Flächen mit Mais, Ganzpflanzen- oder 
Grassilage, auf denen Agrarumweltmaßnahmen umgesetzt werden. Die Pflanzenschutzausbringung und 
Düngung wird durch die meisten dieser Programme nicht eingeschränkt und auch der Maisanbau wird in 
derartigen Programmen nicht ausgeschlossen /71/. Im Extremfall könnte aufgrund der weiten Auslegung 
des Landschaftspflegebonus für umfangreiche Flächen an Silomais der Landschaftspflegebonus gewährt 
werden, ohne dass eine wesentliche Einschränkung der Produktion vorliegt /97/. Nicht von diesem 
Problemfeld betroffen sind gesetzlich geschützte Biotope, insbesondere geschützte Natur- und 
Landschaftsteile sowie Flächen, auf denen vegetationstechnische Pflegemaßnahmen durchgeführt 
werden, da hier eindeutig der Tatbestand der Landschaftspflege nachzuvollziehen ist /71/. 
Auch die Vergabe des Landschaftspflegebonus im Rahmen von AUM im Zuge des ökologischen 
Landbaus beispielsweise für Mais oder Ganzpflanzensilage ist kritisch zu bewerten. Zwar hat das 
Förderprogramm "ökologischer Landbau" zur Auflage, dass keine chemischen Pflanzenschutzmittel und 
keine mineralischen Dünger eingesetzt werden dürfen, eine Ertragsmaximierung ist aber auch hier Ziel 
des Ökobauern. Soweit es sich z.B. bei Kleegras-/ Grasschnittflächen um eine extensive Bewirtschaftung 
mit lediglich einem Schnitt und ohne mineralische oder organische Düngung handelt, wäre hier eine 
Zertifizierung im Sinne des Gesetzgebers zu vertreten /71/.  
Handlungsempfehlungen: 
Um ein einheitliches Vorgehen der Gutachter zu unterstützen, sollten klarere Leitlinien für die 
Zertifizierung erstellt und über spezielle Schulungsangebote kommuniziert werden. Diese Leitlinien 
sollten über eine differenzierte Betrachtung und Einordnung verhindern, dass die Teilnahme an 
Agrarumweltprogrammen eine automatische Zertifizierung für den Landschaftspflegebonus nach sich 
zieht. Der Landschaftspflegebonus darf nur für Materialien vergeben werden, die bei Maßnahmen 
anfallen, die vorrangig und überwiegend den Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege im 
Sinne des BNatSchG dienen /198/. Die Definition von Landschaftspflegematerial sollte in der 
anstehenden EEG-Novellierung dementsprechend geändert werden. In diesem Zusammenhang sollten 
bspw. Flächen, auf denen der Landwirt jährlich düngt und/oder Pflanzenschutzmittel ausbringt, vom 
Landschaftspflegebonus ausgenommen werden. Um einen Attraktivitätsverlust des 
Landschaftspflegebonus zu vermeiden und einen Ausgleich für die geringere Gasausbeute bei echtem 
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Landschaftspflegematerial auszugleichen, sollte allerdings über eine Reduzierung der Förderschwelle 
von 50 auf 30 % des Eingangsmaterials nachgedacht werden /71/. 
9.1.2 Biomassenachhaltigkeitsverordnungen 
Mit der am 24. August und am 2. November 2009 in Kraft getretenen Biokraftstoff-
Nachhaltigkeitsverordnung und der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung wird die EU-Richtlinie 
2009/28 in die Praxis umgesetzt. Diese Verordnungen schreiben vor, dass für Biokraftstoffe und 
Biostrom, für die eine Anrechnung auf die Biokraftstoffquote, eine steuerliche Ermäßigung oder eine 
Vergütung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz in Deutschland erfolgen soll, ab der Ernte 2010 nur 
noch Biomasse eingesetzt werden darf, die nachweislich nachhaltig hergestellt worden ist. Zur 
Erreichung der Nachhaltigkeit müssen Kriterien eingehalten werden, die eine nachhaltige 
Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flächen und den Schutz natürlicher Lebensräume gewährleisten 
sollen, zudem muss durch entsprechende Kriterien der Nachweis über ein reales Treibhausgas-
Verminderungspotenzial erbracht werden /33/.  
Hinsichtlich des Anbaus von Biomasse in Deutschland zeigen diese Verordnungen mit Ausnahme der 
THG-Vermeidung /77/ keine große Steuerungswirkung und tragen daher nicht dazu bei, den Anbau 
nachhaltiger zu gestalten:  
Die Regelung, dass Biokraftstoffe und flüssige Biobrennstoffe nicht auf Flächen gewonnen werden 
dürfen, die im Januar oder nach Januar 2008 Primärwald oder Wald ohne sichtbares Anzeichen für 
menschliche Aktivität gibt, hat keine Steuerungswirkung für Deutschland, da Deutschland schon seit 
langer Zeit keine Wälder mit diesen Kriterien aufweist.  
Eine ebenso geringe Steuerungswirkung gilt für ausgewiesene Flächen, bei denen es sich in Deutschland 
um die für Naturschutzzwecke ausgewiesenen Flächen wie z.B. FFH-Gebiete, Vogelschutzgebiete, 
Naturschutzgebiete etc. handelt. Auf diesen Flächen darf keine Biomasse für Biokraftstoffe und flüssige 
Biobrennstoffe gewonnen werden, sofern nicht nachgewiesen wird, dass die Gewinnung des Rohstoffs 
den genannten Naturschutzzwecken nicht zuwiderläuft. Da die ordnungsgemäße Landwirtschaft per 
Definition nicht den Zielen des Naturschutzes entgegen läuft, zeigen die Verordnungen keine stärkere 
Wirkung als die ohnehin in diesen Gebieten speziell zu beachtenden Regelungen wie z.B. das 
Verschlechterungsverbot in FFH-Gebieten oder die Schutzgebietsverordnungen der Naturschutzgebiete. 
Auch ist fraglich, inwieweit ein Schutz des Grünlandes über die Nachhaltigkeitskriterien gewährleistet 
werden kann. Zwar darf Biomasse, auf die diese Verordnungen abzielen, nicht von Flächen stammen, auf 
denen sich ab Januar 2008 Grünland mit hoher biologischer Vielfalt befand. Allerdings ließe sich ein 
Grünlandumnutzungsverbot (inkl. Grünlandumbruchverbot) für den Biomasseanbau dahingehend 
umgehen, dass Biomasse von Ackerstandorten in die Biogasanlage eingefüttert wird, Biomasse vom 
umgebrochenen oder nutzungsintensivierten artenreichen Grünland dagegen in die Tierfütterung einfließt 
/211/. Dieses Prinzip der Austauschbarkeit betrifft in gleicher Weise auch die Nachhaltigkeitskriterien 
zum Schutz von Flächen mit hohem Kohlenstoffbestand und den Schutz von Torfmooren.  
Aus umweltfachlicher Sicht ist auf jeden Fall die Pflicht zur Minderung von Treibhausgasen durch die 
Verwendung der Biokraftstoffe und flüssigen Biomasse geboten, doch kann das alleinige Ziel der THG-
Minderung in Konkurrenz zu anderen Zielen des Natur- und Umweltschutzes stehen. Zudem können 
indirekte Landnutzungsänderungen, die z. B. bei Grünlandumbruch oder der Nutzung von organischen 
Handlungsempfehlungen zu Natur- und Umweltschutz 
143 
 
Böden mit hohen Treibhausgasemissionen verbunden sein können, in der Treibhausgasbilanz noch nicht 
berücksichtigt werden. Allerdings muss die EU-Kommission dem Europäischen Parlament und Rat bis 
Ende 2010 zu dieser Frage einen Bericht vorlegen. Offensichtlich ist, dass bisher keine argumentativ und 
in ihren Auswirkungen auf die Handelsströme und die Landnutzung hinreichend abgesicherte Methodik 
zur Einbeziehung des indirekten Effekts einer Landnutzungsänderung in die Treibhausgasbilanzierung 
zur Verfügung steht /163/.  
Auch das Kriterium, nach dem die Biokraftstoffe und flüssigen Biobrennstoffe nach Cross Compliance 
und den Mindestanforderungen an die gute fachliche Praxis gewonnen werden müssen, bringt aus Sicht 
des Naturschutzes nur wenig Fortschritt. Die bloße Einhaltung dieser von der Landwirtschaft im 
allgemeinen bereits zu beachtenden Regelungen reicht nicht aus, um eine insgesamt nachhaltige und 
naturverträgliche Landbewirtschaftung zu erreichen und den notwendigen Erhalt der biologischen 
Vielfalt zu gewährleisten /25/. 
Handlungsempfehlungen: 
Soll die Nachhaltigkeit der Biomasseerzeugung gewährleistet werden, wird man eine Anpassung des 
landwirtschaftlichen Fachrechtes, u.a. Cross Compliance und gute fachliche Praxis (siehe Kap. 9.2.1, 
9.2.2), das sowohl für den Anbau für Biomasse als auch für den Anbau von Lebens- und Futtermitteln 
gilt, nicht umgehen können. Weiterhin ist es auch notwendig, die Nachhaltigkeit bei der Erzeugung 
holziger Biomasse durch die Anpassung des forstwirtschaftlichen Fachrechts zu stärken (siehe Kap. 
9.2.6). Um Ausweichbewegungen auf den landwirtschaftlichen Flächen entgegenzuwirken, dürfen die 
Nachhaltigkeitskriterien nicht nur für den Biomasseanbau, sondern für alle Flächen des 
landwirtschaftlichen Betriebes verbindlich gemacht werden.  Eine noch darüber hinaus gehende 
Verbesserung der Steuerungswirkung wäre die Verpflichtung der gesamten Landwirtschaft auf die 
Einhaltung der Nachhaltigkeitskriterien. Hierdurch würden auch indirekte, zwischenbetriebliche Effekte 
unterbunden und negative iLUC minimiert. 
9.1.3 Investitionsförderprogramme 
Investitionsförderungen für Biogasanlagen - naturschutzfachliche Aufwertung durch 
Nachhaltigkeitskriterien  
Da insbesondere landwirtschaftliche Biogasanlagen in der Regel über Förderinstrumente wie z.B. 
Kreditprogramme finanziert werden, ist es möglich, naturschutzfachliche Standards in die Richtlinien zur 
Investitionsförderung aufzunehmen.  
Handlungsempfehlungen:  
Zusätzlich zu integrierende Förderkriterien für Biogasanlagen mit Maiseinsatz sollten Auflagen zu 
Anteilen der eingesetzten Biogassubstrate oder Vorgaben zur Gestaltung der Fruchtfolge, wie dies etwa 
in Schleswig-Holstein praktiziert wird, beinhalten. Dort muss bei Biogasanlagen mit Maiseinsatz der 
umweltgerechte Anbau der Maiskulturen und die umweltgerechte Nutzung bzw. Verwertung der 
Verbrennungs- bzw. Gärreste berücksichtigt werden. Im Einzelnen gelten hierfür folgende Auflagen, die 
durch das örtlich zuständige Amt für ländliche Räume kontrolliert werden: 
 Eine dreigliedrige Fruchtfolge ist einzuhalten, der Anteil von Mais an den Ackerkulturen des 
jeweiligen Maisanbauers darf 50 % nicht überschreiten. 
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 Eine Bodenbearbeitung ist nur unmittelbar vor der Maisaussaat und im Herbst nach der 
Maisernte nur bei unmittelbar nachfolgendem Anbau einer Zwischen- bzw. Hauptfrucht zulässig.  
 Der Umbruch von Dauergrünland zum Anbau von Mais ist unzulässig. 
 Bei Anbauflächen > 15 ha ist entlang von Landschaftselementen (z.B. Knicks, Gräben) ein 
Blühstreifen mit einer Breite von mindestens 3 Metern anzulegen. 
 Zur Verwertung der Gärsubstrate ist eine jährliche Düngeplanung einschließlich eines 
Flächennachweises vorzulegen /118/.  
Investitionsförderung für Kurzumtriebsplantagen - Integration naturschutzfachlicher 
Anforderungen hinsichtlich Anlage und Bewirtschaftung  
Über die Agrarstrukturförderung im Rahmen der ländlichen Entwicklung (ELER-Verordnung Nr. 
1698/2005) bzw. über die entsprechenden bundes- und länderspezifischen Programme ist die Etablierung 
von KUP grundsätzlich förderfähig. Bislang beinhalten diese Förderprogramme aber keine speziellen 
naturschutzfachlichen Anforderungen /169/. 
Handlungsempfehlungen: 
Die Förderfähigkeit von KUP und ggf. Agroforstsystemen sollte generell mit Kriterien für die Anlage 
und Bewirtschaftung verknüpft werden, die zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung der Plantage 
führen /25//26//242/. Entsprechende Aufwertungen sind jedoch nur zu erreichen, wenn die Beschränkung 
auf beihilfefähige Baumarten nach der Betriebsprämie (BLE 2010: Quellen-Nr. 11a) gelockert wird, so 
dass zumindest für KUP-Teilflächen (bspw. bis 20%) und KUP-Streifen auch andere, regional-typische 
Baum- und Straucharten regionaler Herkünfte zugelassen sind, ohne die Beihilfefähigkeit im Rahmen der 
Betriebsprämie zu verlieren. Maßnahmen bzw. Möglichkeiten der Ausgestaltung, die aus tier- und 
pflanzenökologischer Sicht eine Aufwertung einer KUP darstellen und weiter erforscht werden sollten, 
sind zum Beispiel: 
 Verwendung von Gehölzarten gebietseigener Herkunft und nicht kloniertem Material 
 Verwendung unterschiedlicher Baumarten (mindestens 3 oder 4) auf einer Fläche 
 Einbindung von Überhältern aus gebietstypischen (Wald-)Baumarten 
 kein Herbizideinsatz 
 kleinräumige Mischung verschiedener Altersstadien bzw. verschieden alter Umtriebsstadien 
 Bevorzugung kleiner, strukturierter KUP-Bestandsflächen 
 Schaffung vielseitiger und naturnaher Strukturen innerhalb und begleitend im Randbereich der 
Plantagen, die zur Verbesserung des Lebensraumangebotes und des Landschaftsbildes beitragen 
/17//65//169//193//194/. 
9.1.4 Raumplanungs- und Flächennutzungskonzepte  
Verstärkte Integration von Biomasseanlagen  
Kommunale Ebene 
Eine formelle planerische Steuerung der energetischen Nutzung von Biomasse ist derzeit ausschließlich 
über die Anlagen möglich. Dabei erfolgt die räumliche Steuerung für kleinere, dezentrale 
landwirtschaftliche Biogasanlagen bisher vornehmlich auf kommunaler Ebene über die Beurteilung der 
planungsrechtlichen Zulässigkeit der baulichen Anlage bzw. die Anlagengenehmigung nach 
Baugesetzbuch (BauGB). Im Rahmen des jeweiligen Baugenehmigungsverfahrens werden hier auch 
immissionsschutz-, abfall-, wasser-, hygiene- und baurechtliche Aspekte überprüft /164/.  
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Dabei werden auf kommunaler Ebene drei baurechtliche Zulässigkeitsbereiche unterschieden: das 
Plangebiet, der Innenbereich und der Außenbereich. Interessant ist hierbei insbesondere der 
Außenbereich, in dem Biogasanlagen im Zusammenhang der Planungsrechtlichen Zulässigkeit seit der 
Novellierung des BauGB 2004 unter bestimmten Voraussetzungen nach § 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB 
privilegierte Vorhaben darstellen. Dazu müssen sie in einem räumlich funktionalen Zusammenhang zum 
landwirtschaftlichen Betrieb stehen und die benötigte Biomasse überwiegend aus dem Betrieb oder aus 
nahe gelegenen Betrieben stammen. Zudem darf je Hofstelle oder Betriebsstandort nur eine Anlage 
betrieben werden, deren installierte elektrische Leistung 0,5 MW nicht überschreitet. Eine Steuerung 
dieser privilegierten Anlagen ist entsprechend § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB durch die Darstellung und 
Ausweisung von bestimmten Gebieten im Flächennutzungsplan möglich /103//197/.  
Handlungsempfehlungen: 
Aufbauend auf dieser Gesetzesgrundlage sollten in allen Bundesländern, wie bereits in einzelnen 
Kommunen  in Niedersachsen geschehen, auf kommunaler Ebene im Rahmen von 
Flächennutzungsplänen entsprechende Zonen bzw. Gebiete in Form von Eignungsgebieten 
„Konzentrationszonen für Bioenergieanlagen“ ausgewiesen und damit entsprechende Anlagen an anderer 
Stelle im Plangebiet ausgeschlossen werden. Zur Ausweisung und Darstellung von Zonen für 
privilegierte Vorhaben im Außenbereich kann statt einer Teilaufstellung oder Änderung des vorhandenen 
gültigen Flächennutzungsplanes entsprechend § 5 Abs. 2 BauGB auch ein sachlicher 
Teilflächennutzungsplan aufgestellt werden /195/ . 
In Regionen mit entsprechenden standörtlichen Voraussetzungen und hohen regionalen Biomasse- bzw. 
Biogaspotenzialen ist der kommunale Planungsmaßstab ggf. nicht ausreichend, um vor allem Flächen 
und Nutzungskonkurrenzen sowohl der Anlagen untereinander als auch mit anderen Raumnutzungen 
entgegen zu wirken. Notwendig ist somit auch eine Steuerung über die regionale Ebene /195/. 
Regionale Ebene 
Der regionalen Ebene kommt bei der Planung und Sicherung einer raumverträglichen und nachhaltigen 
Energieversorgung besondere Bedeutung zu. Die Regionalplanung konkretisiert die Ziele der 
Landesplanung und stimmt entsprechend § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 ROG auf regionaler Ebene die 
Anforderungen an den Raum aufeinander ab, gleicht auftretende Konflikte aus und trifft Vorsorge für 
einzelne Raumfunktionen und Raumnutzungen. Allerdings beschränkt sich die raumkonkrete Planung für 
den Energiesektor auf die Sicherung von Standorten und Trassen für die Energiegewinnung und -
verteilung sowie im Bereich der erneuerbaren Energien insbesondere auf die Festlegung von Standorten 
für Windenergieanlagen aufgrund regionsspezifischer Potenziale /195/. 
Handlungsempfehlungen: 
Eine raumverträgliche, nachhaltige Energieversorgung sollte für alle erneuerbaren Energien auf 
regionaler Ebene planerisch entwickelt und gesichert sowie mit den Nutzungsansprüchen und 
Schutzinteressen anderer gesellschaftlicher Raumnutzungen in Einklang gebracht werden. In diesem 
Kontext könnten auch die Potenziale energetisch nutzbarer Biomasse in einer Region ermittelt und 
entsprechende Vorranggebiete bzw. Eignungsgebiete festgelegt werden. Die Möglichkeit der 
Standortsteuerung von Biogasanlagen bietet sich nach § 8 Abs. 7 Nr. 3 Raumordnungsgesetz für 
raumbedeutsame Maßnahmen, die nach § 35 BauGB städtebaulich zu beurteilen sind. Die nach BauGB 
privilegierten Biogasanlagen sind aufgrund ihrer Größen- bzw. Leistungsbegrenzung für sich betrachtet 
Handlungsempfehlungen zu Natur- und Umweltschutz 
146 
 
nicht raumbedeutsam /197/. Dabei blendet das formelle Planungsrecht bisher jedoch aus, dass der 
großflächige Anbau von Energiepflanzen, wie bspw. Mais oder KUP, eine Raumwirksamkeit entfalten 
kann, die andere Raumnutzungen beeinflusst. Eine räumliche Standortsteuerung entsprechend der 
spezifischen Biomassepotenziale wäre in dem Zusammenhang auf Regionaler Ebene insbesondere für 
kumulative Effekte kleiner Biogasanlagen (< 0,5 MW), sowie für große Biogasanlagen sinnvoll, vor 
allem in Regionen mit großen Biomasse- bzw. Biogaspotenzialen /195/.  
Landschaftsplanung 
Die Landschaftsplanung ist das ideale Instrument, um potenzielle Synergien und Konflikte zwischen 
Naturschutz und Energiepflanzenanbau zu lokalisieren und damit die Fachinformation für die Steuerung 
eines nachhaltigen und naturverträglichen Energiepflanzenanbaus zu liefern. Auf der Grundlage einer 
zielgerichteten Landschaftsanalyse, die auf einer Bewertung der Empfindlichkeiten gegenüber typischen 
Energiepflanzenkulturen aufbaut, lassen sich einerseits Räume identifizieren, die für den Biomasseanbau 
besonders sensibel sind, und andererseits konkrete Anbauempfehlungen geben /25//26/. Durch die 
Veröffentlichung in anderen Planwerken wie bspw. Flächennutzungs- und Regionalplänen können diese 
Informationen von landwirtschaftlichen Beratungsstellen oder den Landwirten als Substratproduzenten 
genutzt und in ihr Betriebsmanagement integriert werden /31/. Dadurch können gezielt die mit dem 
Energiepflanzenanbau verbundenen Chancen für die Landschaft erhöht und die Risiken minimiert 
werden /23/. Problematisch ist in der Praxis allerdings die mangelnde Aktualität der Landschaftspläne 
und -rahmenpläne. So stammen bspw. in den meisten Landkreisen Niedersachsens die 
Landschaftsrahmenpläne aus den 90er Jahren, in der überwiegenden Zahl der Kommunen sind keine 
Landschaftspläne vorhanden oder sie sind ebenfalls veraltet. Auch wenn sich die Grundlagendaten 
möglicherweise nicht verändert haben, fehlt das noch relativ neue Thema der Energieerzeugung aus 
Biomasse, obwohl der Aufbau einer nachhaltigen Energieversorgung und die zunehmende Nutzung 
erneuerbarer Energien nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 BNatSchG zu den Grundsätzen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege zählen. Die Energieerzeugung aus Biomasse wird als umweltrelevante Nutzung in den 
weiterführenden Konzepten und Leitbildern, die im Landschaftsrahmenplan oder im Landschaftsplan 
entworfen werden, bisher nicht ausreichend thematisiert /195/. 
Handlungsempfehlungen: 
Die vorhandenen Landschafts- und Landschaftsrahmenpläne sollten aufgrund der aktuellen Entwicklung 
im Energiesektor fortgeschrieben und angepasst werden, indem die Konzepte und Leitbilder um 
Aussagen zu den regionalen oder kommunalen Potenzialen ergänzt werden und/oder besonders 
empfindliche Bereiche gegenüber dem Anbau von Energiepflanzen dargestellt werden. In Kommunen 
ohne Landschaftspläne sollten neue erarbeitet werden, um die wichtigen Informationsgrundlagen für die 
Genehmigung von Bioenergieanlagen zur Verfügung zu stellen. So wird bereits im Vorfeld einer mit der 
Produktion von Biomasse veränderten Landnutzung die Basis für einen Konflikt vermeidenden, natur- 
und raumverträglichen Ausbau der Produktion und energetischen Nutzung von Biomasse geschaffen. 
Das gilt nicht nur für die Produktion von Biogassubstraten sondern in gleicher Weise und Intensität für 
die Ausweitung der Nutzung von Biomasse für andere Biomassepfade, die z.B. auf Basis von Holz aus 
Kurzumtriebsplantagen, Stroh oder Landschaftspflegematerial entwickelt werden. Da die Auswirkungen 
der energetischen Biomassenutzung auf großer Fläche entstehen, muss den Inhalten der 
Landschaftsplanung in der Raumplanung eine noch größere Bedeutung zukommen als es bei 
privilegierten Bauvorhaben bisher der Fall ist. Besonders die kommunale Ebene und die 
Landschaftspläne erhalten durch die energetische Nutzung von Biomasse neue Bedeutung, da auf dieser 
Handlungsempfehlungen zu Natur- und Umweltschutz 
147 
 
Ebene die Entscheidungen über die Anlagenstandorte fallen, in deren Umkreis mit einer veränderten 
landwirtschaftlichen Nutzung zu rechnen ist /195/. 
9.1.5 Genehmigungsverfahren Biogasanlagen  
Vereinheitlichung der Anforderungen an die Genehmigung 
Die Genehmigung von Biogasanlagen liegt im Zuständigkeitsbereich der Bundesländer. Entsprechend 
unterschiedlich ist derzeitig die Genehmigungspraxis in den verschiedenen Ländern ausgestaltet. Durch 
die zum Teil deutlich voneinander abweichenden Ermessensspielräume insbesondere bezüglich 
Flächennachweise für die Gärrestausbringung können sich nachteilige Auswirkungen auf Natur und 
Landschaft ergeben /34/.  
Handlungsempfehlungen: 
Auf Bundesebene soll darauf hingewirkt werden, die für die Genehmigung von Biogasanlagen geltenden 
gesetzlichen Rahmenbedingungen durch Informationsaustausch und Abstimmungen der einzelnen 
Länder in Teilbereichen zu vereinheitlichen /34/. Dabei sollten im Zuge der Genehmigungspraxis die 
rechtlichen Voraussetzungen für einen vom Antragssteller beizubringenden qualifizierten 
Flächennachweis für die Substratbereitstellung und die Gärresteausbringung geschaffen werden. In 
diesem Flächennachweis ist nachzuweisen, ob die Fläche des Betriebes (Bruttoflächen abzüglich 
Flächen, auf denen keine Düngung mit Wirtschaftsdüngern und Gärresten erlaubt ist, etwa in WSG, 
NSG) ausreicht, um die anfallenden Nährstoffe bedarfsgerecht unterzubringen. Zudem zeigt dieser auf, 
ob und inwieweit aus naturschutzfachlicher wie wasserwirtschaftlicher Sicht sensible Räume wie z.B. 
Natura 2000-Gebiete betroffen sind und eventuell gefährdet sein könnten /126/.  
Erhöhung der Lagerkapazität für Gärreste 
Um die Baukosten von Biogasanlagen möglichst gering zu halten, werden die Lagerkapazitäten für die 
Gärreste möglichst knapp gehalten. Zwar entsprechen die Gärrestlager in ihrer Größe meist den 
gesetzlichen Vorschriften einer Sechs-Monatskapazität. Jedoch sollte die Gärrestmenge, die 
voraussichtlich in sechs Monaten anfällt, nicht die Grundlage für die Berechnung sein. Ein großzügig 
dimensionierter Grubenraum trägt dazu bei, dass der Anlagenbetreiber dann düngen kann, wenn es aus 
fachlicher Sicht, also aufgrund der Witterung, des Bedarfes und der Bestandsentwicklung angebracht ist. 
Viele Biogasanlagenbetreiber stehen immer wieder vor dem Problem, dass im Frühjahr – wenn der 
meiste Dünger gebraucht wird – nicht genügend Gärrest zur Düngung bereitsteht. Auf der einen Seite 
müssen dann als „Ersatz“ teurere Mineraldünger eingesetzt werden und im Herbst steht andererseits 
Gärrest zur Verfügung, der nicht optimal verwertet werden kann. Hinzu kommt, dass der Wirkungsgrad 
des im Frühjahr eingesetzten Gärrestes auf betroffene Landschaftsfunktionen sehr hoch ist. Bei zu knapp 
bemessenem Lagerraum diktiert also die maximale Lagerkapazität den Düngetermin und nicht der 
Pflanzenbestand. Diese Situation widerspricht nicht nur den fachlichen Vorgaben, sondern auch den 
ökonomischen sowie den ökologischen Zielvorstellungen eines optimal geführten Betriebes /151/. 
Handlungsempfehlungen: 
Die gesetzliche Vorgabe für die Lagerkapazität für Gärreste muss so bemessen sein, dass eine 
Ausbringung nach den Vorgaben der Düngeverordnung (DüV) möglich ist. In der Regel werden 
Kapazitäten für 6 Monate eingefordert. Um eine Ausbringung von Gülle, Jauche und Gärresten zum 
optimalen Zeitpunkt zu ermöglichen, können aber je nach Anbaustruktur unterschiedliche 
Lagerkapazitäten notwendig sein. Empfohlen werden bspw. 7 Monate bei einem Anteil von Mais, 
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Rüben, Kartoffeln, Gemüse an der landwirtschaftlich genutzten Fläche (LF) > 30 % und ≤ 50 %, 8 
Monate bei einem Anteil von Mais, Rüben, Kartoffeln, Gemüse an LF > 50 % und ≤ 75 %, 10 Monate 
bei einem Anteil von Mais, Rüben, Kartoffeln, Gemüse an LF > 75 %. Die Lagerkapazität kann auch 
vertraglich bzw. durch Anmietung etc. abgesichert werden /235/. 
9.1.6 Gute fachliche Praxis für Kurzumtriebsplantagen 
Die Anlage und der Betrieb von Kurzumtriebsplantagen (KUP) müssen generell unter Beachtung 
umweltrechtlicher sowie landwirtschaftlicher Regelungen der EU, des Bundes und der Länder erfolgen 
/17//25/. Allerdings bestehen für die Anlage und Nutzung von Kurzumtriebspantagen bisher keine 
konkreten Standards. Zwar gelten Kurzumtriebsplantagen auf landwirtschaftlichen Flächen als 
landwirtschaftliche Kulturen /58/ und unterliegen damit dem landwirtschaftlichen Fachrecht. Aufgrund 
der Tatsache, dass sich die Bewirtschaftung der Kurzumtriebsplantagen durch ihre Wuchshöhe von 6-8 
Metern und ihre lange Nutzungsdauer von üblicherweise 20 Jahren und länger allerdings deutlich von 
anderen landwirtschaftlichen Kulturen unterscheidet, reichen die bisher geltenden gesetzlichen 
Vorschriften für die Landwirtschaft nicht aus /169/. 
Handlungsempfehlungen: 
Es muss überprüft werden, welche rechtlichen Mindestanforderungen an Kurzumtriebsplantagen über 
das bisher geltende Fachrecht gestellt werden müssen, deren Berücksichtigung im Rahmen einer speziell 
für KUP geltenden guten fachlichen Praxis möglichst geringe Beeinträchtigungen auf den Naturhaushalt 
hervorrufen /17//25/. In diesen Mindestanforderungen müssen die landschaftsökologischen und 
ästhetischen Wechselbeziehungen berücksichtigt werden und daraus folgende Kriterien zur 
Standortwahl, Anlage und dem Betrieb von Kurzumtriebsplantagen Eingang finden: 
Standortwahl 
 Landschaftsbild und Erholungsfunktion  
Die Anlage von KUP muss hinsichtlich ihrer Größe, Lage, Zuschnitt, Verteilung und Abstand zu 
vorhandenen Strukturelementen in der Fläche landschaftsangepasst erfolgen. Da pauschale 
Vorgaben aufgrund der Einmaligkeit der Landschaft und der unterschiedlichen 
Standortbedingungen nicht möglich sind, muss die Umsetzung dieser Anforderung fallbezogen 
und anhand von Entscheidungshilfen realisiert werden. Hierzu könnte die Landschaftsplanung 
fachliche Grundlagen bzw. Informationen (wie z.B. für KUP ausgewiesene Flächen im 
Landschaftsplan oder Gestaltungsempfehlungen) darlegen, anhand derer der Landwirt das 
Landschaftsbild und die Erholungsfunktion in seine Planung einbeziehen kann /17//25//65/.  
 Landschaftswasserhaushalt 
Hier besteht noch Forschungsbedarf. So ist z.B. nicht abschließend geklärt, wie eine KUP den 
Landschaftswasserhaushalt beeinflusst und wie der Landwirt darauf reagieren könnte. Zur 
Abschätzung der Wirkungszusammenhänge wäre eine Pflicht zur Beratung der Landwirte 
sinnvoll. Hierbei müssten alle Elemente des Landschaftswasserhaushaltes (z.B. 
Grundwasserneubildungsrate, Verdunstung etc.) auf jeder Fläche untersucht werden. Gebiete mit 
einem sensiblen Grundwasserhaushalt sollten zum Gegenstand einer Genehmigung werden und 
ggf. vom Anbau ausgeschlossen werden /17//25/.  
 Erhalt und Verbesserung der Bodenfunktionen 
Zum Erhalt und der Verbesserung von Bodenfunktionen ist es notwendig, die Flächen 
standortangepasst auf die Nutzung als KUP vorzubereiten. Bodenverdichtung sollte vermieden 
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werden. Im Falle einer Rückumwandlung muss diese so umgesetzt werden, dass der Erhalt und 
die Pflege der organischen Bodenbestandteile gegeben sind und vor allem der Kohlenstoffvorrat 
im Boden erhalten bleibt. Zudem sind möglichst geschlossene Nährstoffkreisläufe anzustreben. 
Mögliche Methoden sind Ascherückführung und Ernten im unbelaubten Zustand. Allerdings 
müssen umweltschonende Methoden zur Ascherückführung noch entwickelt werden. Nach der 
Rückumwandlung gibt es folgende Möglichkeiten, auf den Erhalt der Bodenfunktionen 
einzuwirken: Der Umbruch darf nicht zu tief durchgeführt werden. Die Phase des Brachliegens 
sollte möglichst kurz gehalten werden und evtl. Zwischenfrüchte bzw. stickstoffzehrende 
Pflanzen angebaut werden /17//25/.  
 Kein Einsatz von invasiven Arten und gentechnisch veränderter Organismen 
Der Einsatz invasiver Arten (z.B. Götterbaum, Robinie) ist zu vermeiden, solange deren 
Ausbreitung nicht kontrolliert werden kann /150/. Dabei gehen bei der Robinie die 
unerwünschten Auswirkungen aufgrund ihrer relativ geringen Fernausbreitung meist auf 
Pflanzungen in unmittelbarer Nähe von wertvollen Biotopen zurück /28//132/. Da die Robinie 
gleichzeitig eine etablierte Kultur für KUP darstellt, sollte die Verwendung dieser Art nicht 
generell ausgeschlossen werden. Vielmehr muss vor der Verwendung invasiver Arten in jedem 
Fall sichergestellt werden, dass diese nicht in der Nähe von sensiblen Standorten eingesetzt 
werden und ihre Ausbreitung durch geeignete Maßnahmen verhindert wird. Bezüglich dieser 
Anforderung ist jedoch Forschungsbedarf gegeben. Auf den Anbau von gentechnisch veränderten 
Bäumen sollte völlig verzichtet werden /25//184/. 
Betrieb 
 Erhöhung der Strukturvielfalt 
Ein über zwei oder mehrere Jahre zeitversetzter Anpflanz- und Erntetermin und/oder 
unterschiedliche Umtriebszeiten führen zu einer Erhöhung der Strukturvielfalt und 
Habitatqualität innerhalb großer Flächen /25//65/. Vor allem bei Flächen, die nicht von Wald 
begrenzt sind bzw. in der Nähe von Waldflächen liegen, kann so ein Rückzugsraum für 
zahlreiche Arten der Fauna erhalten werden /17//65/. 
 Schutz von Grund- und Oberflächengewässern 
Beim Betrieb von Kurzumtriebsplantagen werden deutlich weniger Dünge- und 
Pflanzenschutzmittel wie beim Anbau von Nahrungsmitteln eingesetzt. Daher ist von einer 
deutlich geringeren Belastung von Grund- und Oberflächengewässern auszugehen /17//65/. Ein 
Anbau von KUP könnte auf entsprechende sensible Standorte gelenkt werden. 
9.1.7 Genehmigungspflicht für Kurzumtriebsplantagen 
Da KUP vom Bundeswaldgesetz ausgenommen wurden und sich Struktur und Bewirtschaftung der 
Kurzumtriebsplantagen deutlich von anderen landwirtschaftlichen Kulturen unterscheiden, sollte eine 
spezielle gute fachliche Praxis für KUP erstellt werden (siehe 9.1.6). Die Anlage und Bewirtschaftung 
einer KUP nach den Grundsätzen dieser GfP würde rechtlich gesehen Folgendes bedeuten:  
Nach § 18 (2) BNatSchG ist die land- und, forstwirtschaftliche Bodennutzung nicht als Eingriff 
anzusehen, soweit dabei die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
berücksichtigt werden. Damit entspricht die Anlage von KUP in der Regel nicht der Eingriffsdefinition 
des BNatSchG /29/. 
 




Da KUP mit Ausnahme spezieller Auswirkungen auf Offenlandarten insgesamt und auf die 
Ackerlebensgemeinschaften im Besonderen sowie auf das Landschaftsbild in der Regel keine 
Verschlechterung der naturschutzfachlichen Wertigkeit der Ackerfläche bewirken, stellen sie keine 
erhebliche Beeinträchtigung per se dar und sollten nicht grundsätzlich als Eingriff gewertet werden. Um 
zu prüfen, ob KUP einen Eingriff darstellen, ist vielmehr eine jeweils einzelfallbezogene Betrachtung der 
Auswirkungen erforderlich. Dazu müssen strenge fachliche Anforderungen und Nachweisverfahren 
definiert werden. In Schutzgebieten wie z.B. NSG, LSG, WSG, Biosphärenreservaten und Natura 2000-
Gebieten ist der Anbau von KUP zum Teil nicht mit den Schutzzielen vereinbar, v.a. aufgrund der 
Verwendung von Hybriden und nichtheimischen Arten, der Struktur der KUP und der Beeinflussung des 
Wasserhaushaltes. Weiterhin kann die Neuanlage einer KUP beispielsweise ab einer gewissen Größe 
und/oder in sensiblen Räumen der Offenlandschaft und der Flussauen, oder auf wichtigen Flächen für 
Boden- und Wiesenbrüter auch einen Eingriff darstellen und sollte nur bei einem positiven Ergebnis 
einer Einzelfallprüfung möglich sein /25/. Im Falle einer Anlage in Natura 2000-Gebieten sollte der 
Landnutzungswandel hinsichtlich Einhaltung der Erhaltungsziele in jedem Falle einer Prüfung im Sinne 
der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung und ggf. auch einer Verträglichkeitsprüfung nach der FFH-
Richtlinie sowie einer artenschutzrechtlichen Prüfung unterzogen werden. Voraussetzung hierfür ist, dass 
die betreffenden Anbaukulturen unter den genannten Bedingungen mindestens anzeigepflichtig werden 
/25//26//29/. Zur Vereinfachung des Genehmigungsverfahrens sollten zukünftige 
Schutzgebietsverordnungen daher Regelungen zum Ausschluss bzw. zur Steuerung von KUP enthalten 
bzw. aktuelle Schutzgebietsverordnungen dahingehend überarbeitet werden /25/. 
Im Bezug auf die naturschutzverträgliche Steuerung der Anlage und der Bewirtschaftung von KUP sind 
die Potenziale der Landschaftsplanung konsequent zu nutzen und die Darstellung der Empfindlichkeiten 
der einzelnen Landschaftsfunktionen gegenüber KUP in Form von Positiv- und Negativflächen für die 
Anlage von KUP in Landschaftsplänen vorzunehmen /25/. 
KUP können bezüglich des abiotischen Zustandes von Natur und Landschaft auch positive 
Auswirkungen mit sich bringen /65/. Daher ist zu prüfen, ob hierdurch in besonderen Fällen 
möglicherweise naturschutzrechtliche Kompensationsfunktionen für bestimmte Eingriffe wie z.B. 
Bodenversiegelung oder -erosion erbracht werden können und diese Nutzungssysteme auch als 
naturschutzrechtliche Kompensation anerkannt werden können /26/. Gleiches könnte für 
Agroforstsysteme gelten /242/. 
9.2 Vermeidung von Nutzungskonkurrenzen mit dem Natur- und Umweltschutz durch 
Anpassung von Steuerungsinstrumenten, die allgemein für die Land- und Forstwirtschaft, 
aber zugleich auch für die Erzeugung und Verwertung von Bioenergie gelten 
9.2.1 Cross Compliance 
Einhaltung der dreigliedrigen Fruchtfolge  
In der „Konkretisierung der Verpflichtung zur Erhaltung aller landwirtschaftlichen Flächen in gutem 
landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand“ nach Art. 5 Abs. 1 und Art. 3 Abs. 1 der VO 1782/2003 
des Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der 
Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher 
Betriebe verlangt das nationale Recht (Direktzahlungen-Verpflichtungenverordnung) von allen 
Direktzahlungsempfängern alternativ den Anbau von jährlich mindestens drei Kulturen mit einem 
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Mindestflächenumfang von 15 % je Kultur. Allerdings können diese Anforderungen über die Erstellung 
einer jährlichen Humusbilanz unter speziell festgelegten Voraussetzungen ersetzt werden. Mit ihrem 
spezifisch bodenorientierten Schutzzweck ist die Regelung nicht geeignet, andere Schutzaspekte 
(Biodiversität, Artenschutz, Hochwasserschutz etc.) sachgerecht zu berücksichtigen /201/.  
Handlungsempfehlungen: 
Um die Kulturartenvielfalt und damit den ökologischen Wert von Agrarregionen zu erhöhen, sollte diese 
Cross Compliance-Regelung unter Verzicht auf die bisherigen Wahlmöglichkeiten in eine Verpflichtung 
zur Einhaltung einer dreigliedrigen Fruchtfolge umgewandelt werden. Diese Pflicht sollte mit einer 
Vorgabe kombiniert werden, die es ermöglicht festzuschreiben, dass pro Jahr eine bestimmte 
Mindestzahl von Kulturen auf bestimmten Betriebsflächenanteilen anzubauen ist /30//201/.  
Da die DirektZahlVerpflV nur für Betriebe gilt, die in den Genuss einer Direktzahlung im Rahmen der 
EU-Agrarförderung kommen, ist zu überdenken, ob eine derartige Verpflichtung auch im Rahmen der 
guten fachlichen Praxis des Naturschutzrechtes verankert wird. Eine vom Fördertatbestand losgelöste 
Verortung bedeutet nicht nur eine rechtliche Aufwertung der Verpflichtung. Sie hätte auch zur Folge, 
dass die Kontrolle ihrer Einhaltung an sich in den Zuständigkeitsbereich der Naturschutzbehörden fällt. 
Die im Rahmen von Cross Compliance durchzuführenden Vor-Ort-Kontrollen, die ohnehin nur in einer 
geringen Zahl der Fälle stattfinden (4,92 % der Empfänger von Direktzahlungen in 2006), fallen 
demgegenüber in den Kompetenzbereich der jedenfalls nicht vordringlich dem Naturschutzgedanken 
verpflichteten Landwirtschaftsbehörden. Allerdings sind die Ressourcen der Naturschutzbehörden 
vielerorts derart begrenzt, dass zumindest für die nahe Zukunft keine verstärkten Kontrolltätigkeiten zu 
erwarten sind /25//201/. Es bedarf daher zusätzlicher Instrumente, um eine Umsetzung der 
Fruchtfolgeregelungen zu gewährleisten.  
Ganzjährige Bodenbedeckung als verpflichtende Anforderung  
Aufgrund der Änderung der Direktzahlungen-Verpflichtungenverordnung im Rahmen der neuen Cross 
Compliance-Regelungen von 2009 (Verordnung (EG) Nr. 73/2009) wurde festgelegt, dass nach einer 
Übergangszeit die zunächst flächendeckend festgesetzten Auflagen zur Vermeidung von Bodenerosion 
standortspezifisch differenziert werden sollten. Danach sind die Bundesländer verpflichtet, nach einem 
festgelegten System alle Ackerflächen in Bezug auf potenzielle Gefahren durch Wasser- oder 
Winderosion einzustufen und die erosionsgefährdeten Flächen sowie den Grad der Erosionsgefährdung 
auszuweisen. Dabei wird die Einstufung der landwirtschaftlich genutzten Ackerfläche nach dem Grad 
der Erosionsgefährdung durch Wasser und Wind auf Feldblockebene vorgenommen, woraus ein 
flächendefiniertes Erosionskataster resultiert. Auf erosionsgefährdeten Flächen haben die Bewirtschafter 
die in der Verordnung vorgegebenen Maßnahmen zur Erosionsminderung zu ergreifen. Allerdings 
müssen unabhängig von der Erosionsgefährdung weiterhin die Bestimmungen des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) und die Anforderungen einer landwirtschaftlichen Bodennutzung 
nach „guter fachlicher Praxis“ in der Landwirtschaft auf allen Ackerflächen beachtet werden /7//32/. 
Problematisch an der neuen Regelung ist, dass sie zwar stärker nach der Erosionswahrscheinlichkeit 
differenziert, dafür aber der Großteil der Ackerflächen aus der Regelung heraus fällt. Das heißt, das dort 
die Stufe „0" für Wasser- und Winderosion angegeben ist und somit für die Ackerflächen in diesem 
Feldblöcken keine Beschränkungen des Pflügens oder andere CC-Erosionsschutzvorgaben gelten. In 
Niedersachsen trifft dies auf über 80 % des Ackerlandes zu /144/. Positive Wirkungen eines 
Zwischenfruchtanbaus oder einer Umbruchbeschränkung im Winter auf andere Landschaftsfunktionen 
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wie dem Grundwasserschutz, der Lebensraumfunktion oder der Verminderung von THG-Emissionen 
werden so nicht erreicht. 
Handlungsempfehlungen: 
Um das Gefährdungspotenzial der Bodenerosion generell auszuschließen und positive Wirkungen auf 
zahlreiche Landschaftsfunktionen zu erzielen, sollte im Rahmen der Cross Compliance im 
Zusammenhang mit der Erhaltung der Flächen in einem guten landwirtschaftlichen und ökologischen 
Zustand für alle Ackerflächen die ganzjährige Bodenbedeckung, z.B. durch Zwischenfruchtanbau, 
Winterbegrünung und Mulchsaat, verpflichtend vorgegeben werden. Dabei ist bei der Anlage von 
Reihenkulturen wie Mais (Reihenabstand > 45 cm) die Untersaat von Klee- oder Gras sinnvoll oder das 
Belassen der „Stoppeln“ über den Winter /1//128/. Bezüglich des Verwaltungsaufwandes ist anzumerken, 
dass die ganzjährige Bodenbedeckung von Äckern vergleichsweise einfach zu kontrollieren ist /233/. 
Verschärfung des Dauergrünland-Erhaltungsgebots 
Bisher ist der Umbruch von Dauergrünland solange genehmigungsfrei möglich und wird lediglich als 
Nutzungsänderung im Agrarförderantrag vermerkt, bis sich der regional aktuell ermittelte 
Dauergrünlandanteil gegenüber dem Basiswert um 5 % oder mehr verringert. Ab 5 % Verringerung ist 
das Land verpflichtet, eine Verordnung zu erlassen, nach der der Umbruch von Dauergrünland einer 
vorherigen Genehmigung bedarf. Hat sich der jeweils aktuell ermittelte Dauergrünlandanteil gegenüber 
dem Basiswert um mehr als 8 % verringert, kann oder um mehr als 10 % verringert, muss die Region 
Direktzahlungsempfänger, die in den vorhergehenden 24 Monaten Dauergrünland umgebrochen haben 
oder Ackerflächen bewirtschaften, die im genannten Zeitraum aus dem Umbruch von Dauergrünland 
entstanden sind, verpflichten, diese Flächen wieder einzusäen oder auf anderen Flächen Dauergrünland 
neu anzulegen /38/.  
Problematisch ist, dass der Bezugspunkt für den Grünlandanteil in der Cross Compliance-Bestimmung 
die beihilfefähige Agrarfläche ist. Diese nahm bundesweit vor allem aufgrund der anhaltend hohen 
Flächeninanspruchnahme für Siedlung und Verkehr von 2003 bis 2008 um 122.000 ha bzw. 0,68 % ab. 
Jedoch führt die Kopplung der Berechnung des Grünlandverlustes an die beihilfefähige Fläche zu dem 
Ergebnis, dass etwa das Saarland im Jahr 2008 nur einen Cross Compliance relevanten Grünlandverlust 
von 0,2 % gegenüber 2003 hat, obwohl tatsächlich 4,08 % des Dauergrünlandes verloren gingen.  
Aus naturschutzfachlicher Sicht ist auch die Regelung, bei Überschreitung des zulässigen 
Umbruchanteils auf Bundeslandebene Grünland erneut einzusäen, nicht befriedigend. Die ursprünglich 
existierenden wertvollen Dauergrünlandflächen können in ihrer Artenzusammensetzung und -vielfalt nur 
langfristig oder auch gar nicht wiederhergestellt werden und sind trotz gleichbleibender 
Grünlandflächensumme verloren. Auch ist das jeweilige Bundesland als Bezugsebene der Region zu 
großräumig, um naturschutzfachlich sinnvoll Grünlandbestände zu erhalten, da die in Teilräumen 
auftretenden erheblichen Grünlandverluste im kleinen Maßstab nicht mehr abgebildet werden können 
/25//30/. 
Handlungsempfehlungen: 
Eine Anpassung der Cross Compliance-Regelung ist so vorzunehmen, dass als Referenzgröße für den 
Dauergrünlandverlust die beihilfefähige Grünlandfläche von 2003 und nicht die beihilfefähige 
landwirtschaftliche Gesamtfläche von 2003 herangezogen wird. Darüber hinaus ist anzustreben, dass sich 
die Bilanzierung auf Landkreise oder sogar den Einzelbetrieb und nicht mehr auf die Bundesländer 
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bezieht /25//30/. Zu prüfen ist darüber hinaus die Ergänzung der guten fachlichen Praxis um ein 
Dauergrünland-Erhaltungsgebot auf Betriebsebene bzw. eine Anzeigepflicht von Grünlandumbruch und 
ein daran angeknüpfter Genehmigungsvorbehalt /25/.  
Zudem sollte eine Verschärfung der Verpflichtung zum Erhalt vorgenommen werden: Bis zu einer 
Verringerung von 5 % ermittelter Dauergrünlandanteil gegenüber dem Basiswert sollte bereits eine 
grundsätzliche Verpflichtung für eine Genehmigung bestehen. Über 5 % hinaus sollte der 
Grünlandumbruch generell nicht mehr zulässig sein /30/. 
9.2.2 GfP der Landwirtschaft 
Integrierter Pflanzenschutz - Konkretisierung und verstärkte Anwendung  
Laut § 2 Abs. 2 Pflanzenschutzgesetz (PflSchG) ist Integrierter Pflanzenschutz „eine Kombination von 
Verfahren, bei denen unter vorrangiger Berücksichtigung biologischer, biotechnischer, 
pflanzenzüchterischer sowie anbau- und kulturtechnischer Maßnahmen die Anwendung chemischer 
Pflanzenschutzmittel auf das notwendige Maß beschränkt wird.“ Die Grundsätze des Integrierten 
Pflanzenschutzes sollen laut § 2 a Abs. 1 S. 3 PflSchG auch bei der GfP im Pflanzenschutz 
berücksichtigt werden, gehen jedoch über die Kriterien für die GfP hinaus. Mit seinem Leitbildcharakter 
ist er allerdings zu unbestimmt, um eine Steuerungswirkung entfalten zu können /201/.  
Im Projekt NEPTUN wurden im Jahr 2000 zum ersten Mal repräsentative Verbrauchsdaten von knapp 
1.000 landwirtschaftlichen Betrieben erhoben. Eine Erkenntnis aus diesem Projekt war, dass Landwirte 
unter gleichen Standortbedingungen Pestizide sehr unterschiedlich anwenden /165/. Daraus ließ sich 
folgern, dass das notwendige Maß im Sinne des im Pflanzenschutzgesetz definierten Integrierten 
Pflanzenschutzes in der Praxis nicht ausreichend berücksichtigt wird /41/. Auch die 2005 auf Grundlage 
des § 2 Abs. 2 PflSchG vom Bundesministerium für Ernährung, Verbraucherschutz und Landwirtschaft 
veröffentlichten Grundsätze für die Durchführung der guten fachlichen Praxis enthalten insoweit nur 
wenig präzise Handlungsanforderungen /201/. Diese Grundsätze wurden im März 2010 durch eine neue 
Bekanntmachung der Grundsätze zur guten fachlichen Praxis im Pflanzenschutz abgelöst /34/. Die in 
dieser Bekanntmachung enthaltenen Inhalte zum Integrierten Pflanzenschutz sind aber auch hier nicht 
näher spezifiziert. 
Handlungsempfehlungen: 
Der integrierte Pflanzenschutz muss unter gleichzeitiger Aufwertung seines rechtlichen Stellenwertes 
weiter präzisiert werden. Dazu sollten nähere Mindestanforderungen insbesondere unter Hinzuziehung 
des Leitfadens der Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft für einen integrierten 
Pflanzenschutz im Ackerbau (/16/) und die Anforderungen einiger Bundesländer im Rahmen ihrer 
Agrarumweltprogramme entwickelt werden. Ebenso erscheint ein Blick auf entsprechende 
Konkretisierungsmaßnahmen im europäischen Ausland hilfreich. Zugleich wäre eine rechtliche 
Aufwertung des integrierten Pflanzenschutzes im Sinne einer Beachtenspflicht im Rahmen der guten 
fachlichen Praxis geboten (bisher: Pflicht zur Berücksichtigung, § 2 a Abs. 1 S. 2 PflSchG). Darüber 
hinaus sollten die zuständigen Behörden verpflichtet werden, Beratungsangebote für die Landwirte zum 
Zwecke der sachgerechten Umsetzung des integrierten Pflanzenschutzes bereitzustellen /201/. 
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Düngeverordnung - Einführung einer Stickstoffüberschussabgabe  
Die bisher genutzten ordnungspolitischen Instrumente wie die Dünger- oder Nitratverordnung und die 
Knüpfung der EU-Prämienzahlungen an die Einhaltung von bestimmten Umwelt-Verpflichtungen wie 
der Cross Compliance haben kaum Wirkung zur Begrenzung der Stickstoffüberschüsse auf 
landwirtschaftlichen Flächen gezeigt. Zwar ergibt sich über den Zeitraum von 1990 bis 2004 ein 
gemittelter Gesamtrückgang um circa 5 kg Stickstoff pro Hektar. Diesem Trend folgend kann das Ziel 
der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung, die Stickstoffüberschüsse bis 2010 auf 80 Kilogramm 
pro Hektar und Jahr zu reduzieren, aber nicht erreicht werden /200/. 
Handlungsempfehlungen: 
Um die Stickstoffüberschüsse stärker als bisher reduzieren zu können und somit die Ziele der 
Nitratrichtlinie und WRRL zu erreichen bzw. zu unterstützen, bietet sich die Einführung einer 
Stickstoffüberschussabgabe an. Hierfür wäre eine Novellierung der Düngeverordnung sowie des 
Düngemittelgesetzes notwendig /202/. Zentraler Bestandteil einer neuen Düngeverordnung sollte die 
Verankerung einer Freigrenze von 40 kg N/ha und Jahr für Nährstoffüberschüsse sein. Gleichzeitig stellt 
eine solche Freigrenze die Voraussetzung für den Einsatz einer Stickstoffüberschussabgabe dar: 
Oberhalb dieser Freigrenze sollte für die anfallenden Nährstoffüberschüsse diese Abgabe erhoben 
werden. Angesichts räumlich differierender Belastungssituationen ist eine auf die Standortbedingungen 
angepasste regionale Differenzierung der Freigrenze beziehungsweise des Abgabensatzes perspektivisch 
in Erwägung zu ziehen. Die Höhe der Abgabensätze sollte jeweils so gewählt werden, dass für die 
Betriebe ein Anreiz besteht, ihre Nährstoffüberschüsse nicht wesentlich über 40 kg N/ha und Jahr 
auszudehnen /201/. Ziel der Stickstoffüberschussabgabe sollte es insgesamt sein, die 
Nährstoffemissionen zu minimieren und gleichzeitig eine für einen landwirtschaftlichen Betrieb 
ausreichende Flexibilität des Düngemitteleinsatzes zu gewährleisten. Grundlage einer solchen 
Stickstoffüberschussabgabe sind betriebsbezogene Aufzeichnungen. Diese sollten für alle 
landwirtschaftlichen Betriebe mit Überschüssen von mehr als 40 kg N pro Hektar und Jahr zur Pflicht 
gemacht werden - auch unabhängig von der Einführung einer solchen Abgabe. Die Betriebsbilanzen 
sollten zudem als Hoftorbilanzen in Übereinstimmung mit der steuerlichen Buchführung alle 
Nährstoffströme des Betriebes durch Zu- und Verkauf umfassen sowie unter Berücksichtigung des 
Nährstoffeintrages aus der Luft erstellt werden. Zudem sollten die Betriebe schlagbezogene 
Aufzeichnungen erstellen müssen, die als Grundlage der Optimierung der Bewirtschaftung unter 
anderem mit Hilfe der landwirtschaftlichen Beratung dienen sollten /202/.  
Schaffung klarer und einheitlicher Vorgaben für Wirtschaftsdünger pflanzlicher Herkunft  
Nach den aktuell gültigen Regelungen der Düngeverordnung wird für organischen Stickstoff aus 
tierischen Ausscheidungen eine Ausbringungsobergrenze von in der Regel 170 kg N pro Hektar und Jahr 
im Betriebsdurchschnitt auf den landwirtschaftlich genutzten Flächen vorgeschrieben. Gärreste bzw. 
Wirtschaftsdünger pflanzlicher Herkunft werden dabei in den bisherigen Regelungen nur unzureichend 
berücksichtigt. Dies gilt für die Anrechnung von Gärresten in die Ausbringungsobergrenze für 
organischen Stickstoff, die Berücksichtigung von Gärresten im Nährstoffvergleich und die Lagerdauer 
von Gärresten. Diese unzureichenden vorhandenen gesetzlichen Rahmenbedingungen lassen Spielraum 
für ein Überangebot an Stickstoff auf den landwirtschaftlichen Flächen /172//240/. 
Handlungsempfehlungen:  
Schließung der gesetzlichen Lücke für Wirtschaftsdünger pflanzlicher Herkunft. Dazu müssen klare und 
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einheitliche Vorgaben für eine Berücksichtigung im Nährstoffvergleich und zur Bewertung der 
Nährstoffverfügbarkeit für Gärreste bzw. Auflagen zur Anrechnung von Gärresten an bestehende 
Standards für Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft angeglichen werden /172//240/.  
9.2.3 Schutzgebietsverordnungen 
NSG, LSG, Wasserschutz- und Natura 2000-Gebiete - Anpassung der Schutzgebietsverordnungen 
an den Energiepflanzenanbau 
Im Hinblick auf den Energiepflanzenanbau in Schutzgebieten muss sichergestellt werden, dass die 
jeweiligen Schutzziele in den Schutzgebieten selbst und in der für den Schutz notwendigen Umgebung 
konsequent eingehalten werden. Die jeweiligen Schutzziele sind in den jeweiligen 
Schutzgebietsverordnungen festgelegt und können die landwirtschaftliche Nutzung einschränken oder 
mit Auflagen belegen. Erfolgt der Energiepflanzenanbau gemäß der guten fachlichen Praxis, ist die 
Bewirtschaftung in den meisten Zonen der Schutzgebiete prinzipiell zulässig. Problematisch ist, dass der 
Anbau von Energiepflanzen im Allgemeinen und Kurzumtriebsplantagen im Besonderen in bestehenden 
Schutzgebietsverordnungen bisher nur selten berücksichtigt wird und daher von Seiten der Behörden 
Unsicherheiten bezüglich des Umgangs mit diesen neuen Bewirtschaftungsformen bestehen. Speziell für 
den Agrarholzanbau sind Ableitungen, ausgehend vom „normalen“ landwirtschaftlichen Anbau, insofern 
schwierig, als bisher kein naturschutzfachlicher Kriterienkatalog vorliegt, mit dessen Hilfe positive oder 
negative Auswirkungen des Agrarholzanbaus auf die Schutzgüter der verschiedenen Schutzgebiete 
eindeutig abgeschätzt werden könnten /1//195//200/.  
Handlungsempfehlungen:  
Es wird empfohlen, anstehende Schutzgebietsausweisungen und bestehende Schutzgebietsverordnungen 
mit Blick auf den Energiepflanzenanbau zu überprüfen und ggf. zu spezifizieren. Dies ist aufgrund des 
geltenden Veränderungsverbots vor allem für Naturschutzgebiete und des Verschlechterungsverbotes für 
Natura 2000-Gebiete zu überprüfen. In Landschaftsschutzgebieten sind Verbote danach auszurichten, ob 
die spezielle Eigenart des Gebietes beeinträchtigt oder der Schutzzweck berührt wird. Denkbar sind in 
Abhängigkeit der jeweiligen Erhaltungsziele bzw. von Schutzgegenstand und Schutzzweck etwa 
Maßgaben zu Mahd- und Erntezeitpunkten, einem Verbot von Grünlandumbruch, Vorgaben zu 
Baumartenzusammensetzungen, eine Limitierung der auszubringenden Nährstoffe, 
Anbaubeschränkungen für bestimmte Kulturen/Fruchtfolgen, die den jeweiligen Schutzzielen 
zuwiderlaufen, einem Verbot des Anbaus wasserzehrender Kulturen, die zu Veränderungen des 
Wasserhaushaltes und zur Beeinträchtigung von Feuchtgebieten führen können /1//195//200/.  
Überschwemmungsgebietsverordnungen - Anpassung an den Biomasseanbau 
In Überschwemmungsgebieten sollten zur Sicherstellung eines schadfreien Hochwasserabflusses 
Abflusshindernisse vermieden werden. Die Festsetzung von Überschwemmungsgebieten mit 
Nutzungsauflagen und -beschränkungen erfolgt über die Landesregierungen nach § 76 und § 78 
Wasserhaushaltsgesetz (WGH) rechtsverbindlich per Rechtsverordnung. In Niedersachsen bspw. weisen 
die Verordnungen der Überschwemmungsgebiete Defizite auf, da sie den Anbau hochwachsender, 
standfester Kulturen bisher nicht berücksichtigen. Dies kann darauf zurückgeführt werden, dass der 
Wirkfaktor Anbau abflusshemmender Kulturen noch nicht so sehr zum Tragen gekommen ist wie bspw. 
in Bayern /195/.  
 




Einführung von Nutzungseinschränkungen in Überschwemmungsgebieten zur Freihaltung von 
hochwachsenden, standfesten Kulturen. Neben Mais und Sonnenblumen etc. muss auch der Anbau von 
Gehölzen in Kurzumtriebsplantagen berücksichtigt werden. Dazu muss eine Überprüfung bereits 
bestehender Überschwemmungsgebietsverordnungen erfolgen oder, bei Neuausweisung von 
Überschwemmungsgebieten, eine Festsetzung neuer Überschwemmungsgebietsverordnungen nach § 31b 
WHG erfolgen /195/. 
9.2.4 Agraurumweltmaßnahmen 
Allgemeine Anpassungen zur Steigerung der Attraktivität 
Der Attraktivität von Agrarumweltmaßnahmen steht eine Reihe von Problemen gegenüber. So ist der 
Einkommenseffekt mit einem im unteren einstelligen prozentualen Anteil am betrieblichen Einkommen 
als sehr gering einzustufen. Hierdurch besteht für den einzelnen Landwirt besonders in ertragsstarken 
Regionen kein ökonomischer Anreiz für eine Teilnahme an den Maßnahmen. Ausnahmen sind Flächen 
mit ohnehin schlechter Ertragslage, wo der ausgeglichene Mehraufwand (i.d.R. Pflege) eine sinnvolle 
Auslastung und Bezahlung der Arbeitskapazitäten ermöglicht /199//225/. Eine Verschärfung dieser 
finanziellen Problemlage, die einen sich weiter verstärkenden Attraktivitätsverlust bedingt, ergibt sich 
zum einen durch die zunehmende Nachfrage nach Biomasse und den damit einhergehenden verbesserten 
Einkommensmöglichkeiten, zum anderen aber auch aufgrund der allgemein steigenden Agrarpreise 
/174//199/. Zusätzlich wird diese problematische Situation durch eine Reihe weiterer, bereits länger 
diskutierter Probleme innerhalb der Agrarumweltprogramme selbst verschärft. Besonders hervorzuheben 
sind hierbei: 
 der hohe behördliche Verwaltungs- und Kontrollaufwand /225/, 
 die mangelnde Flexibilität bei den Verpflichtungszeiträumen, die in der Regel auf 5 Jahre 
ausgelegt sind /12/,  
 die mangelnde Anpassung der Maßnahmen an die speziellen lokalen oder betrieblichen 
Gegebenheiten /174/ sowie 
 die mangelnde fachliche Beratung der Landwirte zu den Zielen und der Durchführung von AUM, 
aber auch die größtenteils fehlende Einbeziehung der landwirtschaftlichen Betriebe bei der 
Entwicklung und Anpassung von Maßnahmen /110/. 
 
Handlungsempfehlungen: 
Agrarumweltprogramme finanziell anpassen 
Um die Akzeptanz von Agrarumweltprogrammen trotz hoher Agrarpreise wieder zu steigern, ist eine 
Neuberechnung der Förderhöhen erforderlich. Die Höhe der Prämie sollte mindestens die Ertragsverluste 
abdecken und eine zusätzliche Anreizkomponente enthalten, um die Teilnahme attraktiver zu machen. 
Eine Lösung für die starken Schwankungen der Preise ist jedoch schwieriger zu finden /199//225/. 
Ein weiterer Ansatz ist die Entwicklung der Agrarumweltmaßnahmen auf regionaler Ebene. Durch eine 
Anpassung der Maßnahmen auf die konkreten natur-/ landschaftsräumlichen Gegebenheiten könnte eine 
effektivere Nutzung der Mittel und eine bessere Erfolgskontrolle erreicht werden /176//199/. 
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Zeitliche Flexibilität versus Langfristigkeit 
Aus Sicht des Naturschutzes ist für den Erfolg der Maßnahmen Langfristigkeit über Zeiträume von 
mindestens 15 Jahren wichtig /202/. Für die Landwirtschaft hingegen ist der Erhalt ihrer wirtschaftlichen 
Flexibilität wichtig, daher verlangt sie eher noch eine zeitliche Flexibilisierung der Verträge, die derzeit 
für jeweils 5 Jahre geschlossen werden /225/.  
Ein Vorschlag ist die 1-Jährigkeit von Verträgen, die eine hohe Flexibilität auch bei der 
Maßnahmengestaltung erlauben, die Kofinanzierungsrisiken verringern und nur geringen Mehraufwand 
in der Antragstellung bedeuten würde. Hierbei könnte das Abonnementprinzip angewendet werden mit 
einer automatischen jährlichen Verlängerung und möglicherweise Treueprämien, also im zeitlichen 
Ablauf steigende Prämien, eingeführt werden, die für den Landwirt einen Anreiz zur Fortsetzung der 
Maßnahmen bieten /12//111//188/ Zu beachten ist allerdings, dass diese zeitliche Flexibilität nur dann 
gegeben werden sollte, wenn das Entwicklungsziel der Maßnahme in jedem Fall erreicht werden kann.  
Kombination handlungs- und erfolgsorientierter Maßnahmen 
Nach der derzeitig gängigen handlungsorientierten Honorierung von Maßnahmen wird der Landwirt für 
sein verändertes Management unabhängig vom ökologischen Erfolg honoriert. Bei einer ergebnis- oder 
erfolgsorientierten Honorierung hingegen kann der landwirtschaftliche Betrieb das vorgesehene 
ökologische Ergebnis unter Wahl seiner eigenen Methoden bereitstellen /12//113//176/.  
Da sich manche Veränderungen, beispielsweise eine verbesserte Ausstattung mit Pflanzenarten im 
Grünland, oft erst nach Jahren einstellen, ist z.B. bei Maßnahmen zur Erhöhung der Artenvielfalt mit 
ungewissem Erfolg nur eine handlungsorientierte Ausgestaltung sinnvoll. Ergebnisorientierte Ansätze 
eignen sich besonders für den Schutz des Vorhandenen, beispielsweise artenreicher Biotope oder speziell 
zu schützender Arten /176/.  
Entbürokratisierung und verbesserte Fachbetreuung 
Als sinnvolle Alternative zur gegenwärtigen Verwaltungspraxis wird, insbesondere vor dem Hintergrund 
eines weiteren Ausbaus der Agrarumweltprogramme, die Einrichtung von „Agrar-Umwelt-Agenturen“ 
gesehen. Neben privaten Dienstleistungsunternehmen wie Landschaftsplanungsbüros könnten hier 
Landschaftspflegeverbände, Organisationen aus dem Agrarbereich oder biologische Stationen die 
Verwaltungsfunktion für AUM übernehmen. Durch konkrete Information und Begutachtung und 
Beratung vor Ort könnten die Maßnahmen besser auf die einzelnen Betriebe und die regionalen 
Bedingungen abgestimmt werden, was zu einer Verbesserung der Kosten-Wirksamkeit und der 
ökologischen Treffsicherheit der Maßnahmen führen kann. Außerdem könnte auch das 
Umweltbewusstsein, das Umweltwissen und die Akzeptanz der Landwirte für aufwändigere 
Bewirtschaftungsmaßnahmen gesteigert werden /82//166//202/.  
In diesem Zusammenhang ist auch die Einführung von Entwicklungsplänen für den gesamten Betrieb zu 
überdenken, was sinnvoller sein kann als die bisherige, einzelflächenbezogene Vorgehensweise. Eine 
Option ist auch die Möglichkeit der Förderung von z.B. Zusammenschlüssen von Betrieben oder 
Gemeinden, die zu einer Reduzierung des behördlichen Aufwands und zu einem landschafts- statt 
einzelflächenorientierten Ansatz führen kann /72//110//176/. Aus landwirtschaftlicher Sicht sollte 
weiterhin vor allem eine Umgestaltung der momentan schwer verständlichen Antragsunterlagen erfolgen 
/188/. 




Förderung von Erzeugerzusammenschlüssen/ Landschaftspflegeverbänden 
Ein interessantes Modell zur Sicherung der Biodiversität auf Landschaftsebene ist die Förderung von 
Erzeuger-Zusammenschlüssen bzw. Landschaftspflegeverbänden, die die Sicherung und Förderung einer 
bestimmten Vielfalt gewährleisten /176/. So werden in einem niederländischen Modell Landwirte einer 
Kooperative für die Anzahl der Nester von bestimmten Vogelarten (Kiebitz, Kampfläufer, etc.) bezahlt, 
ebenso werden Verträge über das Ziel einer bestimmten Brutpaardichte abgeschlossen. Die Abwicklung 
erfolgt durch eine interne Kontrolle der Landwirte über die Kooperative sowie eine externe Kontrolle der 
Kooperativen durch eine staatliche Institution. Die Landwirte sind von diesem Modell begeistert, bereits 
auf 16 % der Landesfläche der Niederlande gibt es derartige Ansätze mit steigender Tendenz /72/.  
Verstärkte Ausrichtung am Biomasseanbau  
Der Attraktivitätsverlust der Agrarumweltmaßnahmen resultiert auch aus der bisher mangelnden 
Ausrichtung auf den Energiepflanzenanbau. So ergeben sich für die landwirtschaftliche Bewirtschaftung 
durch den Anbau und die Nutzung von Biomasse für energetische Zwecke (neuartige) Biomassesysteme 
wie KUP, Veränderungen der Bewirtschaftungszeiten sowie neu beachtende 
Extensivierungsmöglichkeiten. 
Handlungsempfehlungen:  
Vor dem Hintergrund eines sowohl durch allgemein steigende Agrarpreise als auch durch die 
Ausweitung des Biomasseanbaus gestiegenen Intensivierungsdrucks in der Landwirtschaft sollten im 
Zuge der Weiterentwicklung der verschiedenen Agrarumweltprogramme der Länder biomassespezifische 
Maßnahmen integriert werden /201/: 
Konfliktminderung vorgezogene Erntetermine 
Vorgezogene Erntetermine durch die Nutzung des Getreides als Ganzpflanzensilage in Biogasanlagen 
können zur Reduzierung des Bruterfolgs von Bodenbrütern wie der Feldlerche (Alauda arvensis) führen 
/84/. Um hier eine Konfliktminderung zu erreichen, wäre eine Förderung bestimmter Standards über 
Agrarumweltmaßnahmen sinnvoll, zu denen der Verzicht auf vorgezogene Erntetermine in Gebieten mit 
besonderen Bodenbrütervorkommen und das Belassen von Streifen oder Inseln innerhalb der Schläge als 
Rückzugsräume z.B. in Form von so genannten Lerchenfenstern gehören /100//139//190/.  
Förderung der Nutungsextensivierung 
Beim Anbau von Biomasse bieten sich auf Grund der im Vergleich zur Lebens- und 
Futtermittelproduktion geringeren Ansprüche an die äußere Produktqualität, z.B. durch die Tolerierung 
von leichtem Krankheitsbefall oder von Wildkrautbesatz, bessere Möglichkeiten zur Extensivierung. 
Dabei bieten AUM im Zusammenhang mit einer auf den Betrieb ausgerichteten Beratung den 
Landwirten einen Anreiz diese Möglichkeiten zur Extensivierung zu testen. So kann die Förderung der 
Ackerbegleitflora und -fauna durch die Anlage von Extensivstreifen mit einer Reduzierung oder dem 
vollständigen Verzicht des Betriebsmitteleinsatzes in Verbindung mit einer Reduktion der Einsaatdichte 
der Feldfrüchte erreicht werden (Ackerrandstreifen/ Innenstreifen/ Lerchenfenster etc.). Zur Förderung 
des Strukturreichtums und des Nahrungsangebotes für unterschiedliche Gruppen der Fauna kann hierbei 
ergänzend auch eine aktive Einsaat von Blühpflanzen (Blühstreifen) erfolgen /190//194/. 
Förderung alternativer Anbausysteme 
Ebenfalls positive Potenziale für eine naturschutzverträgliche Energiepflanzenproduktion birgt der 
Mischfruchtanbau bzw. Gemengeanbau, der bisher vor allem im ökologischen Landbau angewendet 
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wird. Hierunter versteht man den Anbau verschiedener Feldfrüchte auf dem gleichen Feld in der gleichen 
Vegetationsperiode. Durch die Mischung verschiedener Kulturen wie z.B. Klee mit Gras, Wicken mit 
Roggen oder Mais mit Sonnenblumen ergeben sich ergänzende Effekte. Beispielsweise liefern Klee und 
Wicken dem Boden Stickstoff, Sonnenblumen wirken aufgrund des hohen Ölgehalts bei gleichzeitiger 
Vergärung mit Mais positiv auf die Biogasbilanz /1/. Weitere Vorteile sind dabei u.a. eine bessere 
Unkrautregulierung, die Minderung des Krankheits- und des Schädlingsdrucks, die Reduzierung des 
Pflanzenschutzmittelaufwands und die Reduzierung der mineralischen N-Düngung bei 
Leguminosenbeimischungen /136/. Gleichzeitig schafft die Mischung unterschiedlicher Kulturarten eine 
reichhaltigere Habitatstruktur und ein vielfältigeres Nahrungsangebot für verschiedene Faunengruppen 
/96//107/. 
Förderung extensiver Grünlandnutzung  
Schon heute, zukünftig aber weiter verstärkt, wird die Nutzung des Grünlandes zur Gewinnung von 
halmgutartiger Biomasse für die Biogasproduktion in speziell darauf angepassten Biogasanlagen 
durchgeführt /57//236/. Dabei kann die energetische Nutzung von für den Naturschutz wertvollem 
Grünland durch eine Erhöhung der Schnittfrequenz und eine stärkere Düngung rasch zu einer Verarmung 
des Pflanzenbestands führen und artenreiches und geschütztes Grünland schnell unwiederbringlich 
geschädigt werden /194/. Zum Erhalt und zur Förderung des artenreichen Grünlands müssen die AUM 
vielmehr darauf abzielen, die Schnittfrequenz auf ein bis drei Schnitte pro Jahr zu begrenzen und die 
Düngergaben zu reduzieren /70/. Dabei wird es trotz der Möglichkeit der zusätzlichen Vergütung in 
Form des Landschaftspflegebonus nötig sein, die hierdurch entstehenden Ertragsverluste bei der 
Biogasgewinnung abzuschätzen und die Maßnahmen entsprechend finanziell aufzustocken. 
Entwicklung von Maßnahmen für KUP  
Über die Einhaltung der Mindeststandards (GfP) hinaus kann die Naturverträglichkeit bzw. der 
naturschutzfachliche Wert von KUP noch erhöht werden, wenn weiterführende Kriterien beachtet 
werden. Für diese weitergehenden naturschutzrelevanten Anforderungen müssen allerdings zusätzliche 
finanzielle Anreize geschaffen werden, die gezielt als Synergien im Sinne des Naturschutzes gefördert 
werden. Hier bieten sich Maßnahmen im Rahmen von Agrarumweltprogrammen an, die zur 
Verbesserung des Lebensraumangebotes innerhalb von und angrenzend an KUP beitragen können /169/. 
Maßnahmen bzw. Möglichkeiten der Ausgestaltung, die aus tier- und pflanzenökologischer Sicht eine 
Aufwertung einer KUP darstellen und weiter erforscht werden sollten, sind zum Beispiel: 
 Verwendung von Gehölzarten wie Weiden und Pappeln mit gebietseigener Herkunft und nicht 
kloniertem Material (hohe innerartliche Diversität) 
 Verwendung unterschiedlicher Baumarten (mindestens 3 oder 4) auf einer Fläche bis hin zu einer 
Gehölzartenvielfalt, die der gebietstypischen Zusammensetzung echter Niederwälder entspricht 
(inklusiver entsprechend langer Umtriebszeiten) 
 Einbindung von Überhältern aus gebietstypischen (Wald-)Baumarten, die erst mit der 
Rückumwandlung einer KUP in Ackernutzung genutzt werden 
 kein Herbizideinsatz 
 kleinräumige Mischung verschiedener Altersstadien bzw. verschieden alter Umtriebsstadien in 
räumlicher Nähe zueinander (Umtriebsstadienmosaik) 
 Bevorzugung kleiner, strukturierter KUP-Bestandsflächen (homogene Bestandsblöcke < 1 ha), 
insbesondere in stärker strukturiertem Gelände 
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 Schaffung vielseitiger und naturnaher Strukturen innerhalb und begleitend im Randbereich der 
Plantagen, die zur Verbesserung des Lebensraumangebotes beitragen, wie z.B. Hecken, Altholz, 
Staudensäume, Randstreifen, besonnte Innensäume, Wegraine, Lichtungen, offene Bodenstellen, 
Kleingewässer, Steinhaufen, Totholzansammlungen, Solitärbäume u. ä. /17//65//169//193//194/. 
 
Länderübergreifende Einführung der Nitratprämie 
Die bisher genutzten ordnungspolitischen Instrumente, wie die Dünger- oder Nitratverordnung und die 
Knüpfung der EU-Prämienzahlungen an die Einhaltung von bestimmten Umwelt-Verpflichtungen wie 
der Cross Compliance, haben bisher kaum Wirkung zur Begrenzung der Stickstoffüberschüsse auf 
landwirtschaftlichen Flächen gezeigt (vgl. Kap. 9.2.2). Ein Anreizinstrument zur Verringerung der 
Stickstoffüberschüsse stellt bisher oft der privatrechtliche Vertrag dar, der allerdings vorwiegend mit 
Landbewirtschaftern in Wasserschutzgebieten abgeschlossen wird. 
Handlungsempfehlungen:  
Zur Begrenzung der Stickstoffüberschüsse sollten in allen Bundesländern ergebnisorientierte 
Maßnahmen im Rahmen der Agrarumweltprogramme angeboten werden. Solche Maßnahmen in Form 
einer Nitratprämie für geringe Restnitratgehalte im Boden im Herbst wurden bereits in Sachsen- Anhalt 
und Thüringen im Jahr 2006 in die neuen Programme zur Förderung der Entwicklung des ländlichen 
Raums aufgenommen /175/. Der große Vorteil einer solchen Prämie liegt darin, dass hier nicht eine 
Vielzahl von Maßnahmen zuerst diskutiert und später dann auch kontrolliert werden muss, sondern das 
Ergebnis aller vom Landwirt oft mit Hilfe der Beratung akzeptierten und umgesetzten Maßnahmen 
prämiert wird. Oft führt erst das Sichtbarmachen der Resultate verschiedener Maßnahmen zu 
anhaltenden Verhaltensänderungen im Sinne einer gewässerschonenden Landbewirtschaftung /6/. Dabei 
kann die Prämienzahlung nach zwei verschiedenen Modellen erfolgen:  
Pauschale Nitratprämie 
Bei dem ersten, relativ einfach nachzuvollziehenden System wird die Prämie bei Unterschreitung eines 
vertraglich festgelegten Schwellenwertes des im Herbst verfügbaren mineralisierten Stickstoffs im 
Boden (N-min Wert) gezahlt. Flankierend gelten Auflagen zur Düngeplanung und zur 
Düngebedarfsermittlung (z.B. Beachtung von Düngungsempfehlungen, Nmin-Proben, Nitrat-Schnelltest, 
Chlorophyllmessung) /175/. Der grundsätzliche Nachteil dieser Methode mit festen vorgegebenen 
Werten besteht darin, dass der dominierende Einfluss der Witterungsschwankungen auf die jeweiligen 
Nmin-Herbstwerte nicht berücksichtigt wird. Das kann z.B. dazu führen, dass in einem Jahr mit 
bewirtschaftungsabhängig hohen Nmin-Werten auch die Landwirte, die gewässerschonend 
gewirtschaftet haben, keine oder nur geringe Prämien erhalten. In einem anderen Jahr mit 
witterungsbedingt niedrigen Nmin-Werten dagegen können bei diesem System auch nicht besonders 
engagierte Landwirte in den Genuss hoher Prämien gelangen. Die Methode führt somit zwangsläufig 
zeitweise zu gewissen Unausgewogenheiten /6/.  
Gestaffelte Nitratprämie 
Ausgewogener und daher empfehlenswerter stellt sich die Möglichkeit der gestaffelten Nitratprämie dar. 
Bei diesem ergebnisorientierten Ansatz wird den Landwirten, je nach Ergebnis der Bodenuntersuchung 
zur Bestimmung der Nmin-Herbstwerte, eine gestaffelte Prämie angeboten /6//175/.  
Darüber hinaus kann zur Vermeidung wetter- und bodenbedingter Unausgewogenheit und zum Erreichen 
einer hohen Akzeptanz bei beiden Modellen ein Prämiensystem mit jährlich variablen Schwellenwerten 
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praktiziert werden. Als Vorteil kann die überwiegend sachgerecht gegebene Honorierung der 
Bemühungen gelten, als Nachteil der mitunter komplizierte Rechengang oder die Kosten zusätzlich 
notwendiger Bodenuntersuchungen /6//175/. 
9.2.5 Heckenpflegekonzepte 
Verstärkte Förderung naturschutzfachlich und energetisch ausgerichteter Heckenpflegekonzepte  
Die energetische Nutzung von Landschaftspflegeholz aus der Heckenpflege stellt unter ökonomischen, 
ökologischen und kulturlandschaftlichen Aspekten ein sinnvolle Nutzung dar und kann dazu betragen, 
die in den letzten Jahrzehnten immer weiter vernachlässigte Heckenpflege wieder in Gang zu bringen 
/139/. Bislang werden Hecken allerdings ökonomisch kaum in Wert gesetzt. Die oftmals aufwändige 
Pflege und Verarbeitung des Heckenholzes ist für den Einzelnen meist weder rentabel noch zu 
bewältigen /143/.  
Handlungsempfehlungen: 
Um die Pflege von Hecken für die energetische Nutzung voranzubringen, sollten vermehrt 
Heckenpflegekonzepte zum Einsatz kommen. Hierzu sollte zum einen eine finanzielle 
Konzeptunterstützung über spezielle, neu einzurichtende Förderprogramme für den ländlichen Raum 
angestrebt werden, zum anderen ist die vermehrte Information der Regionen und Kommunen bezüglich 
der Fördermöglichkeiten und der ökonomischen wie ökologischen Vorteile dieser Konzepte, z.B. durch 
die Herausgabe eines Leitfadens, sinnvoll.  
Von einem Konzept zur Pflege und energetischen Nutzung von Hecken können sogleich 
Heckeneigentümer wie regionale Unternehmer einer Region profitieren. Zusätzlich werden so 
nachhaltige Strukturen zur Heckenpflege geschaffen, die durch die Wertschöpfung und die energetische 
Nutzung des Schnittgutes (Hackschnitzel) auch zu ökologischen Verbesserungen führen, Biotopverbände 
sichern und zum Erhalt der Kulturlandschaft beitragen. Der zielübergreifende Nutzen, der durch ein 
Heckenpflegekonzept generiert wird, kann bereits bei der Konzepterstellung zu einer hohen Akzeptanz 
bei den Akteuren führen. Durch Gespräche und Workshops, Unternehmertreffen und 
Informationsveranstaltungen kann dabei eine partizipative Herangehensweise sichergestellt und dafür 
gesorgt werden, dass die im Konzept dargestellten Ansätze bei den Kommunen, der Landwirtschaft, den 
Unternehmern und den Heckeneigentümern in der Region verankert sind /143/. 
Für die Eigentümer (Landwirte, Kommunen etc.) kann mit diesem Konzept ein Full-Service-System zur 
Verfügung gestellt werden. So wurde für den Kreis Steinfurt ein internetbasiertes 
Wallheckeninformationssystem entwickelt, das dem Management der Heckenlandschaft dient und alle 
Informationen zum Heckenbestand und fortlaufend auch dessen Pflegezustand erfasst /143/.  
Die in der Beerntung tätigen Unternehmen bekommen durch den Zusammenschluss der 
Heckeneigentümer und der Informationssammlung im Wallheckeninformationssystem die Möglichkeit, 
zusammenhängende Heckenlose in Größenordnungen zu erwerben, die die Bewirtschaftung 
wirtschaftlich attraktiver machen /143/. Kritisch ist allerdings anzumerken, dass das Konzept bisher nur 
wenige Aussagen zur praktischen Umsetzung der Beerntung macht. Dabei sollten Heckenpflegekonzepte 
wie das des Kreises Steinfurt nicht nur ökonomische Ziele in den Vordergrund stellen, sondern auch 
verstärkt naturschutzfachliche Standards bei der Pflege sowie der Neuanlage von Hecken 
implementieren. 
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Für die Region bietet sich durch die Umsetzung und Verstetigung des Heckenpflegekonzeptes die 
Möglichkeit zur Schaffung neuer Arbeitsplätze im Bereich der Heckenpflege, aber auch in den vor- und 
nachgelagerten Sektoren. Weitere Aspekte sind die Einsparung fossiler Brennstoffe durch die Nutzung 
der produzierten Hackschnitzel und die Erbringung eines wichtigen Beitrages zum Erhalt 
regionaltypischer Kulturlandschaften /143/.  
9.2.6 Bundeswaldgesetz  
Konkretisierung und Weiterentwicklung der Grundsätze einer nachhaltigen Waldbewirtschaftung 
im Rahmen der guten fachlichen Praxis  
Das Bundeswaldgesetz in seiner derzeitigen Fassung stellt aus naturschutzfachlicher Sicht ein 
minimalistisches Rahmengesetz dar. Ein Bekenntnis zur naturnahen Waldbewirtschaftung und zum 
Schutz der Waldökosysteme im Rahmen einer guten fachlichen Praxis, wie sie für die Landwirtschaft 
besteht, lässt das Regelwerk auch in seiner Novelle vom 17. Juni 2010 /68/ weiterhin vermissen. Im 
Rahmen der forstwirtschaftlichen Bodennutzung richtet sich die bodenschutzrechtliche Vorsorgepflicht 
nach dem BWaldG sowie den Forst- und Waldgesetzen der Länder. Nach § 11 BWaldG soll der Wald im 
Rahmen seiner Zweckbestimmung ordnungsgemäß und nachhaltig bewirtschaftet werden. Diese weit 
gefasste Forderung haben die Länder in eine grundsätzliche Verpflichtung der Waldbesitzer zu einer 
entsprechenden, im Detail aber sehr divergierenden Waldbewirtschaftung umgesetzt. Zudem legt auch 
das BNatSchG bislang nicht die gute fachliche Praxis als Maßstab für die naturschutzgemäße forstliche 
Nutzung fest. Hier gibt das Gesetz lediglich das Ziel vor, naturnahe Wälder aufzubauen und diese ohne 
Kahlschläge nachhaltig zu bewirtschaften sowie einen hinreichenden Anteil standortheimischer 
Forstpflanzen einzuhalten (§ 5 Abs. 5 BNatSchG) /208//238/. Ein wirksamer Schutz vor einer 
naturschutzfachlich nachteiligen Waldumstrukturierung und -umnutzung, die der Maximierung von 
Biomasseerträgen für eine energetische Nutzung folgt, ist damit nicht gegeben. 
Handlungsempfehlungen: 
Eine nachhaltige Waldbewirtschaftung sollte durch Mindestanforderungen im Sinne einer guten 
fachlichen Praxis der Forstwirtschaft durch eine Verankerung im Bundeswaldgesetz sichergestellt 
werden. In diese gute fachliche Praxis sollten folgende Kriterien Eingang finden: 
 Das Verbot von Kahlschlägen. Dabei ist als Kahlschlag jede baumfreie Waldfläche definiert, die 
die Waldfläche dem Freilandklima aussetzt /238/. 
 Endnutzungen von Nadelbaumbeständen unter 50 Jahren und Laubbaumbeständen unter 70 
Jahren mit Ausnahme von historischen oder nach historischem Vorbild neu angelegten Nieder- 
und Mittelwaldbeständen, Weichlaubholzbeständen, erheblich geschädigten Beständen und 
Gehölzbeständen auf Nicht-Wald-Flächen (z. B. unter Stromleitungen) sind nicht die 
Kennzeichen guter fachlicher Praxis in der Forstwirtschaft. Dieses Kriterium gilt nicht für 
Endnutzungen von standortfremden Reinbeständen, die dem Umbau dieser Bestände in 
standortgemäße Waldbestände dienen /238/. 
 Der Aufbau von Dauerwäldern und die Durchführung des Holzeinschlags (in der Regel) nur noch 
in Form der gruppenweisen oder Einzelbaumentnahme /193/. 
 Ein grundsätzliches Verbot des flächenhaften Befahrens der Waldböden für den Holzeinschlag 
bzw. die Eingrenzung des Befahren auf ein dauerhaftes Erschließungssystem um somit 
Bodenverdichtung zu minimieren /193//238/. 
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 Nist- und Höhlenbäume sind bei der forstlichen Nutzung in Abwägung ihres 
naturschutzfachlichen Wertes mit sonstigen forstbetrieblichen Zielsetzungen zu schonen. 
Insbesondere ist auf eine forstliche Nutzung von Höhlenbäumen im Zeitraum zwischen dem 1.3. 
und 31.08. gänzlich zu verzichten /238/. 
 Der Naturverjüngung Vorrang gegenüber anderen Verjüngungsverfahren (Saat und Anpflanzung) 
geben, wobei diese vor allem bei unerwünschter Ausgangsbestockung und nach Kalamitäten und 
Sturmschäden weiter zulässig bleiben müssen /238/. 
 Der Aufbau vorwiegend naturnaher, strukturreicher Mischbestände standortheimischer 
Baumarten, wobei mindestens 10 % Nebenbaumarten zur ökologischen und ökonomischen 
Aufwertung der Bestände beitragen sollen, standortfremde Baumarten auf maximal 10 % des 
Bestandes zu begrenzen sind und die Einbringung von Baumarten aus anderen Kontinenten 
genauso auszuschließen ist wie die von gentechnisch veränderten Baumarten. Die 
Neubegründung von Reinbeständen standortfremder Baumarten sollte völlig ausgeschlossen 
werden /238/. 
 Wälder sollen auch außerhalb von ausgewiesenen Naturwaldzellen und außerhalb ausgewiesener 
Vorrangflächen einen in Menge und Qualität ausreichenden Bestand an Alt- und Totholzanteilen 
aufweisen. Darüber hinaus sind Vorkommen seltener Baumarten, Lichtungen, Waldwiesen und 
Saumbiotope zur Sicherung der Lebensräume wildlebender Tiere, Pflanzen und sonstiger 
Organismen in ausreichendem Umfang zu erhalten. Insbesondere sind im Rahmen der GfP 
Maßnahmen zu unterlassen, die zu einer erheblichen Verschlechterung des naturschutzfachlichen 
Wertes derartiger Strukturen führen /193//238/. 
 Bei der Waldrandgestaltung sind heimische Gehölzarten in einer stufigen Struktur einzubringen. 
Maßnahmen, die zu einer Verschlechterung dieser ökologischen Funktionen führen, sind nicht 
Bestandteil der GfP in der Forstwirtschaft /193//238/. 
 Die Bodendüngung sollte grundsätzlich ausgeschlossen werden /193//238/. 
 Die Bodenschutzkalkung ist am Prinzip der Standörtlichkeit zu orientieren und ausschließlich 
zum Ausgleich einer ausgeprägten anthropogen bedingten Versauerung zuzulassen /193/. 
 Die Personalausstattung für die Bewirtschaftung und die naturschutzfachliche Betreuung des 
Waldes gewährleistet, dass das Personal allen fachlichen Anforderungen auch gerecht werden 
kann /238/. 
 
Weiterhin sollten folgende, besonders im Zuge der verstärkten energetischen Nutzung von Waldholz 
relevanten Punkte weiter erforscht und zusätzlich Eingang in die Kriterien zur GfP finden: 
 Die Vollbaumnutzung (Entnahme von Wipfeln, Ästen, Reisig) sowie die Ganzbaumnutzung 
(Entnahme wie bei Vollbaumnutzung und zusätzlich der Wurzeln und Stubben) sollte auf 
nährstoffarmen Standorten grundsätzlich ausgeschlossen werden. Um dauerhaft stabile Humus- 
und Nährstoffverhältnisse zu erhalten, sollten Bodenstandorttypen bezogene 
Entnahmehöchstgrenzen benannt werden, an denen sich die Holzentnahme in der 
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10.1 Annahmen zur Modellierung von Biomassekonkurrenzen 
 
Abbildung 85: Modellierung Biomassekonkurrenzen Basis-Szenario 
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10.2 Annahmen zur Modellierung von Flächenkonkurrenzen 
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Abbildung 88: Modellierung Flächenkonkurrenz Umwelt-Szenario 
10.3 Annahmen zu Effizienzsteigerung 
Tabelle 31: Effizienzsteigerung bei Neuanlagen ggü. den Modellanlagen in %/a (Annahmen) 
 
Basis-Szenari Umwelt-Szenario 
Scheitholzfeuerungen [Nutzungsgrad]  
Offene Kamine 20 10
Kaminöfen 10 5
Kessel 2 1
Kraft-Wärme-Kopplung [elektrischer und thermischer Wirkungsgrad] 
thermisch 2,5 1
elektrisch 2 0,5




Biokraftstoffe Strom, Wärme 
Einhaltung THG-
Kriterium (x%)
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BD (Raps) HVO (Raps) Biomethan (Biogas) Bioethanol (lig.)
FT-D (WRH) Bio-SNG (WRH)
 



































HS-HW15 HS-HW1000 P-K 15 P-K 100
ORC 0,3MW FT-D KUP Bioethanol Getreide Biodiesel Raps
HVO Rapsöl Rapsöl BHKW Biogas 350kW NawaRo Biogas 70kW NawaRo
Biogas 1100kW NawaRo Bioethanol Zuckerrüben Bio-SNG KUP  




Tabelle 32: Biomassepreise frei Anlage im Jahr 2010 




Ganzpflanzensilage (GPS) 27,2 /74/ 
Getreide 9,3 159
Angenommener Durchschnittspreis 
der letzten Jahre 
Rapsöl 37 640
Durchschnittlicher Wert aus ZMP 
Pflanzenölpreisen 2001 - 2009 
Zuckerrüben 30,8 Preis aus /8/ ohne Umsatzsteuer 
Holz aus 
Kurzumtriebsplantagen 
5,5-6,6 100-115 Eigene Berechnungen 
Stroh (Quaderballen) 76-114 Annahmen auf Bandbreite von /140/  
Strohpellets 10,6 191 Eigene Annahmen 





Eigene Berechnungen auf  Basis von 
/52/ 
Derbholz 6,7-8,9 76-102
Eigene Berechnungen auf  Basis von 
/52/ 
Rinde 1,8-2,9 18-36
Werte aus verschiedenen 
Marktprojekten 
Altholz AI-AIV 0,6-1,9 6,4-24 Mittelwerte aus /93/ 
Sägenebenprodukte 2-2,6 20-30 Mittelwerte aus /93/ 






Tabelle 33: Preisszenario für fossile Energieträger  
 




$/barrel 69 94 61 86 90 93 97 101 105 109 113 118
Benzin Ct/l 136 149 133 145 146 148 150 152 154 156 158 160
Diesel Ct/l 117 131 113 127 128 130 132 134 136 139 141 143
Heizöl Ct/l 61 73 57 69 70 72 74 76 78 80 82 84
Heizgas Ct/l 67 74 64 72 73 74 75 76 78 79 80 81




$/barrel 122 126 131 136 141 145 150 155 161 166 172 177
Benzin Ct/l 162 164 166 169 171 173 175 178 181 183 186 188
Diesel Ct/l 146 148 151 153 156 158 161 163 166 169 172 175
Heizöl Ct/l 86 88 90 92 94 97 99 101 104 106 109 111
Heizgas Ct/l 83 84 85 87 88 90 91 93 94 96 98 99
 
Die Preisprognose für fossile Energieträger basiert auf der Korrelation von Energieträgern zum 
Rohölpreis. Die Zahlen für die zukünftigen Rohölpreise wurden der Rohölpreisentwicklung „deutlich“ 
aus der BMU-Leitstudie 2009 entnommen /47/. 
 
Tabelle 34: Preisszenario Pachtentgelte für Ackerflächen 
 
Einheit 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 
Pachtpreis €/ha 183 187 190 194 198 202 206 210 214 219 223 228
 Einheit 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030
Pachtpreis €/ha 232 237 241 246 251 256 261 267 272 277 283 289
 





Tabelle 35: Entwicklung Kraftstoffbedarf und Biokraftstoffquoten - Basis-/Umwelt-Szenario 
PJ 
2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 
Benzin 
    898 869 839 810 780 751 720 689 657
Diesel 
   1064 1064 1064 1063 1063 1063 1059 1056 1052
Elektromobilität 
   0 0 0 1 1 1 2 4 5
Straßenverkehr 
2269 2228 2207 2110 2088 2066 2043 2021 1999 1972 1945 1919
Quote (energetisch) 
5,3% 5,3% 5,3% 6,3% 6,3% 6,3% 6,3% 6,3%   
Dieselquote 
  4,4% 4,4% 4,4% 4,4% 4,4% 4,4%   
Benzinquote 
1,2% 2,0% 2,8% 2,8% 2,8% 2,8% 2,8% 2,8%   
THG-Quote-Basis 
  3,0% 3,0% 4,5% 4,5%
THG-Quote-Umwelt 
  3,0% 3,0% 4,5% 4,5%
THG-Kriterium 
  35% 35% 35% 35% 35% 35% 50% 60%
PJ 
2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030
Benzin 
626 595 574 553 531 510 489 467 445 423 401 379
Diesel 
1049 1045 1036 1028 1019 1011 1002 1001 1000 998 997 996
Elektromobilität 
7 8 9 9 10 10 11 12 13 14 15 16
Straßenverkehr 
1892 1865 1844 1823 1801 1780 1759 1747 1735 1724 1712 1700
Quote (energetisch) 
    
Dieselquote 
    
Benzinquote 
    
THG-Quote Basis 
4,5% 7,0% 7,0% 7,0% 7,0% 7,0% 7,0% 7,0% 7,0% 7,0% 7,0% 7,0%
THG-Quote-Umwelt 
4,5% 7,0% 7,5% 8,0% 8,5% 9,0% 9,5% 10% 11% 11% 12% 12%
THG-Kriterium 






















































Biomethan Verstromung Biomethan Mobilität Biogasanlagen Rapsöl BHKW Pflanzenöl (Raps)
HVO Rapsöl Biodiesel Raps Bioethanol Zuckerrüben Bioethanol Getreide FT-D KUP
Bio-SNG KUP Pelletkessel Heizwerke BMHKW  




Tabelle 36: Ackerflächennutzung – Basis-Szenario 
1.000 ha 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 
Getreide 151 156 205 257 219 182 145 109 74 40 7 0
Raps 1136 1028 962 1024 988 870 760 655 595 540 486 353
GPS, Silomais 433 496 616 712 728 812 910 1006 1100 1190 1304 1371
Zuckerrüben 5 31 35 43 42 33 25 18 10 2 0 0
KUP 0 0 0 0 4 23 41 58 74 89 119 118
Summe  1725 1711 1818 2037 1981 1920 1881 1846 1853 1862 1916 1841
 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030
Getreide 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Raps 225 101 18 15 15 15 15 13 9 5 3 2
GPS, Silomais 1448 1539 1653 1765 1876 1986 2094 2201 2306 2410 2512 2613
Zuckerrüben 0 0 7 14 21 28 35 42 48 55 62 68
KUP 156 194 231 266 300 333 378 422 463 503 542 579
















































Biomethan Verstromung Biomethan Mobilität Biogasanlagen Rapsöl BHKW Pflanzenöl (Raps)
HVO Rapsöl Biodiesel Raps Bioethanol Zuckerrüben Bioethanol Getreide Bio-SNG KUP
FT-D KUP Pellet Heizwerke BMHKW
 





Tabelle 37: Ackerflächennutzung - Umwelt-Szenario 
1.000 ha 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 
Getreide 152 156 205 257 311 362 410 456 453 451 412 375
Raps 1136 1028 962 1024 1072 1035 1003 974 1052 1064 1076 893
GPS, Silomais 433 496 616 718 622 609 565 568 573 583 593 671
Zuckerrüben 5 31 35 43 60 70 80 89 87 85 83 90
KUP 0 0 0 0 0 0 0 4 12 25 38 80
Summe 1726 1711 1818 2043 2066 2077 2058 2091 2179 2208 2202 2110
 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030
Getreide 338 304 271 238 206 174 142 111 110 109 108 111
Raps 819 754 689 625 562 628 693 755 812 869 929 950
GPS, Silomais 773 849 853 883 914 944 1044 1072 1170 1198 1294 1295
Zuckerrüben 96 102 109 116 122 128 135 141 147 153 159 157
KUP 121 160 197 232 266 298 327 355 382 407 431 430






Tabelle 38: Übersicht über Modellanlagen (auf Basis von /74//75//76//77/) 









Wärme kWFWL #  
 
Offene Kamine 16 2.987.150 DH, WRH, R, LP, AH 
Kaminöfen 10 8.131.212 DH, WRH, R, LP, AH 
Scheitholzkessel 35 336.533 DH, WRH, R, LP, AH 
Pelletöfen 8 11.622 SNP, DH 
Pelletkessel 15-50kWth 47 132.198 SNP, DH, S, KUP 
Pelletkessel 50-100kWth 95 1.296 SNP, DH, S, KUP 









DH, WRH, R, LP, AH, 




DH, WRH, R, LP, AH, 




DH, WRH, R, LP, AH, 
SNP, S, KUP 
Strom feste Biomasse kWFWL #  
 
BMHKW <0,5MWel 2.265 54
WRH, R, LP, AH, 
SNP, KUP 
BMHKW 0,5-5MWel 12.371 142
WRH, R, LP, AH, 
SNP, S, KUP 
BMHKW >5MWel 57.811 88
WRH, R, LP, AH, 
SNP, S, KUP 
Strom Biogas/Biomethan kWFWL #  
 
BGA <70kWel 102 853 GPS, G, BA, RS 
BGA 70-500kWel 660 3.782 GPS, G, BA, RS 
BGA >500kWel 2.821 934 GPS, G, BA, RS 
Biomethan 7.500 48 GPS 
Strom Pflanzenöl kWFWL #  
 
BHKW <150kWel 907 Röl,Pöl, Döl 




Biokraftstoffe t/a, kWFWL(*) # (*), t/a  gCO2äq/MJBKS 
Biomethan (BGA) 7.500 (*) 2 (*) GPS 37
Biomethan (Bio-SNG) 221.650 (*) 0 (*) WRH, KUP 39
Biodiesel  149.800 1.507.595 Röl 46
HVO 170.000 0 Röl 41
Bioethanol 121.400 738.272 ZR, GT 33-50
FT-Diesel 144.300 0 WRH, KUP 6
Bioethanol (Lig.) 167.500 0 S 11
Rapsöl 50.958 Röl 35
Röl=Rapsöl, S=Stroh, WRH=Waldrestholz, KUP= Holz aus Kurzumtriebsplantagen, ZR=Zuckerrüben, GT=Getreide, 
GPS=Ganzpflanzensilage, Pöl=Palmöl, Döl=diverse Öle, G=Gülle, BA=Bioabfall, RS=Reststoffe, R=Rinde, 
SNP=Sägenebenprodukte, AH=Altholz, LP=Landschaftspflegeholz, DH=Derbholz  
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Anfahrt
... mit dem Zug:
Ankunft Leipzig Hauptbahnhof; Straßenbahn Linie 3/3E 
(Richtung Taucha/Sommerfeld) bis Haltestelle „Bautzner 
Straße“; Straße überqueren, Parkplatz rechts liegen lassen 
und geradeaus durch das Eingangstor Nr. 116, nach ca. 
150 m links.
... mit dem Auto:
Über die Autobahn A 14; Abfahrt Leipzig Nord-Ost, Taucha; 
Richtung Leipzig; Richtung Zentrum, Innenstadt; nach Jet 
Tankstelle links einfahren (siehe „... mit dem Zug“).
… mit der Straßenbahn:
Linie 3/3E Richtung Taucha/Sommerfeld bis zur Haltestelle 
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